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NS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in LeipzigNS-Zwangsarbeit in Leipzig

Vom Atomkompromiss nach GorlebenVom Atomkompromiss nach GorlebenVom Atomkompromiss nach GorlebenVom Atomkompromiss nach GorlebenVom Atomkompromiss nach Gorleben

D

Fortsetzung auf Seite 10 ...

Fortsetzung auf
Seite 23 ...

Ü

Ausbeutung als Alltag

ber die Geschichte Leipzigs im Nati-
onalsozialismus wird zwar nicht

grundsätzlich geschwiegen, sie ist aber den-
noch, bis auf wenige Schlaglichter, kaum
bekannt. Diese Schlaglichter beschränken
sich, wie z.B. in der Online-Chronik der
Stadt, auf das Jahr 1933, als die Nazis ka-
men, 1938, als die Reichspogromnacht
„für über 13.000 jüdische Bürger der Stadt
den Anfang vom Ende“ bedeutete, den

schwersten Luftangriff am 4. Dezember
1943 und dann das Ende 1945 mit dem
Einmarsch der amerikanischen Truppen.
Dass Leipzig ein sehr funktionstüchtiges
Rädchen in der NS-Maschinerie war, un-
ter anderem als ein Zentrum der Kriegs-
wirtschaft und Arbeitsort für annähernd
100.000 ZwangsarbeiterInnen, geht
hieraus jedoch nicht hervor.

er deutsche Staat sorgt sich um seine
Unternehmen - auch dort, wo die

Wertschöpfung vorrangig auf der Produk-
tion von giftigem Scheißdreck beruht. So-
lange die Steuergelder fließen, ist es egal,
woher die Gewinne kommen. Der Atom-
kompromiss (1), auf den sich Regierung
und Konzerne am 6. September 2010 ei-
nigten, liefert den Beweis dafür, ist er doch
ein voller Erfolg für die Atommafia.
So sollen die sieben ältesten Kraftwerke
acht, die übrigen zehn 14 Jahre länger lau-
fen. RWE, E.ON, Vattenfall und EnBW be-
kommen damit Zusatzeinnahmen von
etwa 4,4 Mrd. Euro pro Jahr. Die Beute
wird brüderlich geteilt: Per Brenn-
elementesteuer sichert sich die Regie-
rung einen Anteil von 2,3 Mrd.
Euro jährlich. Zusätzlich sol-
len die Konzerne Förder-
beiträge (300 Mio. in den
ersten zwei, 200 Mio. in
den nächsten vier Jah-
ren) in einen Fonds
für den Ausbau der
Ökoenergie zahlen.
Nach 2016 tritt an die
Stelle der Steuer
eine neue Re-
gelung, knapp
ein Drittel der

Gewinne (etwa neun Euro je Megawatt-
stunde Strom) soll dann in  besagten Fonds
fließen.
Heikel ist vor allem Abschnitt 4 des Ver-
trags, der die Konzerne durch diverse Klau-
seln vor eventuellen Mehrkosten (etwa
infolge eines Regierungswechsels) schützt.
So sinkt der Förderbeitrag entsprechend,
wenn „Bestimmungen zur Laufzeit-
verlängerung und zur Übertragbarkeit von
Elektrizitätsmengen (...) verkürzt, verän-
dert, unwirksam oder aufgehoben wer-
den“. Gleiches gilt, wenn die Nach-
rüstungs- oder Sicherheitsanforderungen
eine Höhe von 500 Mio. Euro pro Meiler

überschreiten. Anfangs hatte Umwelt-
minister Röttgen noch Investi-
tionen von durchschnittlich 1,2

Mrd. pro Kraftwerk gefor-
dert. Und auch wenn die
Steuer erhöht oder länger
als geplant erhoben wird
oder die Konzerne durch
neue Abgaben belastet wer-
den, sinken die Beiträge.
Die jetzigen Beschlüsse sind
also nicht so einfach rück-
gängig zu machen.

Kernkompetenzen stärken

Betriebsanleitung fürBetriebsanleitung fürBetriebsanleitung fürBetriebsanleitung fürBetriebsanleitung für
VertreibungspolitikVertreibungspolitikVertreibungspolitikVertreibungspolitikVertreibungspolitik

momo

as tut man mit einer unliebsamen eth-
nischen Minderheit im eigenen Land?

Vertreiben! Richtig. Und was macht man,
wenn diese schon seit Jahrhunderten immer
wieder vertrieben wurde, aber dennoch nicht
verschwindet? Weitermachen! Gut. Aber was,
wenn diese Minderheit offiziell anerkannt
wurde und demzufolge ein BleibeRECHT
besitzt? Das Recht biegen, ihr das Leben zur
Hölle machen und hoffen, dass sie irgend-
wann genug davon hat! Genau.
Sarkozy hat wohl Tipps dieser Art bekommen
und „entledigt“ sich derzeit der ihm unlieb-
samen „Zigeuner“, indem er sowohl ihre La-
ger für illegal erklärt und räumen lässt, als
auch ein paar Groschen zahlt, wenn sie freiwil-
lig beschließen, in ein Heimatland zurück zu
kehren, in dem sie sich nie heimisch fühlten.
Brüssel schreit auf – zurecht, schließlich kratzt
neben Italien jetzt auch Frankreich am Image
der selbsterklärten toleranten und vielfältigen
europäischen Gemeinschaft. Außerdem kon-
terkariert Sarkozy so die zahlreichen Integra-
tionsprogramme für Roma und Sinti, die quasi
DIE anerkannte und größte europäische Min-
derheit darstellen. Soll er es doch lieber wie
Merkel machen: Mit restriktiver Migrations-
politik erfolgreich verhindern, dass sich das
„Pack“ überhaupt erst ansiedelt und höchstens
Kriegsflüchtlinge aufnehmen. Die wird man
ja wenigsten irgendwann wieder los, wie die
erfolgreiche Abschiebung der Kosovo-Roma
derzeit beweist. Dass diese auch seit mitunter
10 Jahren in Deutschland leben und nach-
weislich weiterer Diskriminierung und Aus-
grenzung in ihrem Herkunftsland ausgesetzt
sind, kann man dann getrost unter den Tisch
fallen lassen. Denn das passiert ja hinter den
Mauern der Festung und außerhalb der Ein-
flusszone. Dort und in anderen Teilen Osteu-
ropas herrscht übrigens nicht nur strukturelle
Benachteiligung, sondern auch handfester
Hass und Gewalt gegen Roma und Sinti.
So bleiben die sog. Fahrenden, die mitunter
sesshaft sind, wohl weiterhin überall auf der
Welt unerwünscht und vertrieben. Ein Ar-
mutszeugnis – besonders für eine Staatenge-
meinschaft, die mit ihren humanistischen
Werten wirbt.
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Do. 10. Oktober 13 Uhr Krach schlagen statt Kohldampf schieben

bundesweite Erwerbslosen-Demonstration: http://www.krach-statt-kohldampf.de/
Oldenburg, Hauptbahnhof, Südseite

Sa. 16. Oktober, ab 10 Uhr
(dezentrale) Aktionen gegen Nazis-Demos

Leipzig: aktuelle Infos: http://1610.blogsport.de/

Sa. 23. Oktober
Castor-Strecken-Aktionstag

bundesweiter Aktionstag gegen
Atomtransporte an Bahnstrecken

Fr./Sa.5./6. November
6. Leipziger WohnprojekteTage

Infos unter: http://www.akiw-leipzig.de/

on der Militanten Gruppe Leipzig, die
Anfang des Jahres Angst und Schre-

cken in unserem beschaulichen Städtchen
verbreitete (siehe FA!#37) und Hoffnun-
gen weckte, auch die unfriedliche Revolu-
tion könnte in Leipzig starten, gibt es Neu-
igkeiten. So wurde „Tommi T.“, mutmaß-
lich alleiniges Mitglied der Gruppe
und begeisterter Bekennerschrei-
benverfasser, am 31. August der
schweren Brandstiftung, Stö-
rung des öffentlichen Friedens
und versuchtem Diebstahl
sowie des versuchten Ein-
bruchs für schuldig befun-
den und zu 3 ½ Jahren
Haft verurteilt.
Nachweisen
konnten ihm
die Büttel des
Systems dabei
nur den Karossentod eines BMW X5 vom
31. Januar, der finalen Zündelei des drei-
teiligen und dann abrupt endenden revo-
lutionären Flächenbrandes. Andere Brand-
stiftungen und vor allem die Mitglied-
schaft in der Militanten Gruppe Leipzig
konnten T. jedoch nicht angehängt wer-
den. Dazu beigetragen haben könnte u.a.
die Truecrypt-Verschlüsselung von T.’s Fest-
platte, die das sächsische Landeskriminal-

amt in vier Wochen nicht öffnen konnte.
Relativ geschlossen blieb auch der Ge-
richtssaal, in dem sich außer Journa-
list_innen kaum jemand einfand. Was
nicht zuletzt daran gelegen haben könnte,
daß die von Richter Jens Kaden angeord-
neten strengen Sicherheitskontrollen den

einen oder die andere abschreckten.
So wurden am Einlaß Namen

notiert, Ausweise und Mo-
biltelefone einbehalten.
Doch immerhin war „Ge-
nosse“ Tommi vor Ge-
richt standesgemäß mit
Kapuze, Schal und Son-
nenbrille im autonomen

Schwarz vermummt,
während der

U - H a f t
nicht al-
lein. Un-

terstützung bekam er von der Roten Hilfe
OG Magdeburg und der Redaktion der Ge-
fangeneninfo, die ihn als politischen Ge-
fangenen betrachten. Allerdings nur
aufgrund der  aus ihrer Sicht politischen
Anklage, aus der politischen Einschätzung
der Militanten Gruppe und ihrer Texte soll
die Solidarität nicht rühren. Gerade nicht
unterstützt, ja weitestgehend ignoriert hat
ihn jedoch die hiesige linksradikale Szene.
Die konnte seinen mutmaßlichen verbal-
radikalen Ausflügen und blindem Aktio-
nismus rein gar nichts abgewinnen, schon
aus der Angst vor drohender Repression
der eigenen Strukturen. Doch ist ja alles
auch schon lange her und es erinnert sich
jetzt schon kaum noch jemand an die Er-
eignisse im Januar. So verwaist auch das
„vorläufige offizielle Blog“ der Gruppe seit
dem Tage Tommi T.s Verhaftung, die darin
angekündigten Anschläge gegen Bonzen,
ARGE und Medien bleiben unangetastet
von staatlichen Stellen als ein stummes
Mahnmal stehen. Lassen wir uns diese re-
volutionäre Schlappe eine Lehre sein und
heben uns eigene militante Aktionen für
das nächste Sommerloch auf!

shy

Es war einmal:

Militante Gruppe Leipzig

termineterminetermineterminetermine

Fr. 15. Oktober, ab 10 Uhr
Aktionsdemo „Für ein ganz anderes Klima! CCS und Emissionshandel stoppen!“

am kleinen Willi-Brandt-Platz, Leipzig (s. S.  24)

Tommi T. vor Gericht: Style ist alles

V

Wer die Monate gezählt hat, wird’s
bemerkt haben: Diesmal hat es mit
der neuen Ausgabe sogar noch länger
gedauert als üblich. Das Sommerloch
hat uns eben voll erwischt. Und wenn
wir unser Heft schon Feierabend!
nennen und so das mögliche Ende der
Arbeitshetze vorwegnehmen, gehört
eine entspannte Herangehensweise
einfach dazu. Und auch mit 3/4-Kraft
ist ja am Ende noch ein schönes
Dickerchen herausgekommen, das
sogar durch eine neue Rubrik berei-
chert wurde. In der Ökoecke rumort
es ja schon länger, und so geben wir
dem Kampf gegen die globale Um-
weltzerstörung, aber auch gegen den
Schein nachhaltigen Wachstums nun
einen eigenen Namen: Biotopia. Auch
unser treuer Dr. Flaschenbier hat für
seine Tipps & Tricks zum Thema
Hartz IV eine neue Bühne bekom-
men. Was es sonst noch Spannendes
im aktuellen Heft zu entdecken gibt,
müsst ihr schon selbst rausfinden. Viel
Spaß beim Schmökern wünscht

Euer Feierabend!

P.S. Wer will, kann ja mal unsere
Verkaufstelle des Monats, den
Infoladen im Conne Island, besuchen.
Da wird nicht nur der FA! archiviert,
sondern auch noch jede Menge andere
spannende Lektüre geboten.
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s ist wieder so weit: Die Leipziger Ne-
onazis wollen einen neuen Anlauf

wagen. Im Oktober 2009 bewegte sich die
von Freien Kräften und Jungen National-
demokraten initiierte Großdemonstration
keinen Meter weit vom Fleck. Schließlich
verloren einige eher erlebnisorientierte „au-
tonome Nationalisten“ die Nerven und at-
tackierten die Polizei mit Steinen und Fla-
schen. Die Einsatzkräfte reagierten, indem
sie ihre Wasserwerfer gegen die Neonazis
in Stellung brachten und die Kundgebung
auflösten (siehe FA!# 35).
In den Monaten nach dieser Schlappe grif-
fen die Leipziger Neonazis erst einmal auf
Plan B zurück: Bis zum März 2010 führ-
ten sie mehrere Spontandemos, u.a. in
Grünau, Lößnig und Reudnitz durch.
Mehr als jeweils 50 Teilnehmer konnten
sie dabei aber nie mobilisieren, und da die
Aufmärsche sicherheitshalber immer
nachts stattfanden, war die Außenwirkung
minimal. Ein Jahr nach dem Debakel wol-
len die Kameraden es nun am 16. Okto-
ber ein zweites Mal versuchen. Aber statt
mit nur einem wollen die Nasen nun mit
gleich vier (!) Aufmärschen gleichzeitig
punkten.
Der erste soll von Plagwitz, Engertstraße/
Ecke Karl-Heine-Straße aus losgehen, um
dann über die Jahnallee Richtung Haupt-
bahnhof zu ziehen. Das Motto ist „Kapi-
talismus abschalten – Zinsherrschaft bre-
chen“ (man beachte den antisemitischen
Unterton...). Der zweite soll dagegen un-
ter dem Motto „Gegen Polizeiwillkür und
staatliche Gewalt“ von Hauptbahnhof aus
eine Runde den Innenstadtring entlang
drehen. Demo Nummer drei (unter dem
Slogan „Zukunft statt Krisenzeiten“) soll
am Rathaus Wahren starten. Die vierte
Demo ist für den Leipziger Süden ange-
kündigt, laut der LVZ soll die Route von

der Connewitzer Straße ausgehend über
Bornaische und Karl-Liebknecht-Straße
Richtung Ring führen. Die Anmeldung
ging dabei einscheinend von der rechten
Hooligantruppe Blue Caps aus, die (noch
unbestätigten Informationen zufolge) mit
diesem Aufmarsch gegen den „linken Ter-
ror des Roten Stern Leipzig“ demonstrie-
ren will.
Auch die anderen Anmelder sind alte Be-
kannte aus der Leipziger rechten Szene.
Tommy Naumann und Istvan Repaczki
sind schon länger bei den Freien
Kräften, und seit einiger Zeit auch
bei den Jungen Nationaldemokra-
ten aktiv. Beide traten
bei den letzten
Stadtratswahlen
als Kandidaten
für die NPD an
und waren bei ver-
schiedenen Über-
griffen, z.B. auf
das AJZ Bunte Platte
beteiligt (siehe FA!# 30). Naumann hatte
schon die Demonstration vor einem Jahr
angemeldet. Dritter im Bunde ist Maik
Scheffler, der als NPD-Abgeordneter im
Delitzscher Stadtrat sitzt.
Ob der Plan der Kameraden aufgeht, die
zahlenmäßige Übermacht von Gegen-
demonstrant_innen und Polizei mit die-
ser Strategie auszugleichen, bleibt abzu-
warten. Wegen der bundesweiten Mobili-
sierung muss immerhin davon ausgegan-
gen werden, dass ähnlich viele Neonazis
wie im letzten Jahr den Weg nach Leipzig
finden. Allerding werden die Aufmärsche
sehr wahrscheinlich zusammen- und auf
andere Routen gelegt. Vor allem der ge-
plante Marsch durch Connewitz dürfte auf
massive Sicherheitsbedenken seitens der
Polizei stoßen. In Plagwitz dürfte es ähn-

lich aussehen. Auch ob die Neonazis über
den Innenstadtring laufen dürfen, ist frag-
lich, wegen eines zeitgleich im Zentral-
stadion stattfindenden Fussballspiels auch
die Strecke über die Jahnallee.
Zum Ausgleich für solche möglichen Ein-
schränkungen wird die Polizei die Neona-
zis dieses Jahr wohl etwas zuvorkommen-
der behandeln als beim letzten Mal.
Immerhin läuft beim Leipziger Verwal-
tungsgericht immer noch eine von An-
melder Tommy Naumann im November

2009 eingereichte Klage. Naumann
fühlt sich vom Freistaat Sachsen, der

Stadt Leipzig und insbesondere
dem Leipziger Polizeichef Wawr-
zynski ungerecht behandelt, u.a.
weil die von ihm vor einem Jahr
angemeldete Demonstration
nach der Auflösung eingekesselt

und alle (ca. 1350) Beteilig-
ten erkennungsdienstlich
behandelt wurden.

Mensch sollte also nicht dar-
auf warten, dass die Polizei

das Problem für eine_n löst. So ist es auch
zweitrangig, wie die üblichen rechtlichen
Querelen im Vorfeld der Demonstratio-
nen letztendlich ausgehen. Denn mit Ver-
boten lässt sich akute Dummheit ohnehin
nicht wirksam bekämpfen. Statt auf staat-
liche Hilfe zu hoffen, sollten wir auch
diesmal das Mittel der direkten Aktion
wählen und uns den Nazis in den Weg stel-
len, setzen oder legen – damit sich für sie
auch dieser Tag in ein Desaster verwan-
delt!

onkel mo

Mehr Infos unter
http://1610.blogsport.de
und www.leipzignimmtplatz.de

Eure Zukunft war gestern

E

Feierabend! ist ein unkommerzielles Zeitungsprojekt mit dem  Ziel der Verbreitung libertärer, antiautoritärer &
emanzipatorischer Ideen, der Darstellung von Sachverhalten, die in der kommerziellen Presse oft unzureichend, ver-
zerrt oder gar nicht erwähnt werden, sowie der Beleuchtung von Themen, die uns interessant und wichtig erscheinen.
Der Verkaufspreis von derzeit einem Euro dient einzig dem Begleichen der Kosten zur Erstellung des Heftes. Alle
inhaltlich an der Erstellung des Heftes Beteiligten arbeiten als ÜberzeugungstäterInnen ohne Bezahlung.
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eit sechs Jahren findet nun schon das
alljährliche globalisierungskritische

Filmfestival globaLE statt. Dieses geht auf
das gleichnamige Filmfestival in Berlin zu-
rück und übernahm anfänglich das Berli-
ner Programm eins zu eins. Seit ein paar
Jahren jedoch stellt das Leipziger Team ein
eigenes Programm zum Thema Globali-
sierung zusammen.
Auch diesen Herbst werden wir wieder
Filme und Dokumentationen in die Leip-
ziger Kinos bringen. Denn nicht jeder
Kinobesuch muss zwangsläufig eine seichte
Berieselung mit Hollywood-Blockbustern
oder experimentellen Kunstfilmen zur Fol-
ge haben. Zwar gibt es in Leipzig so einige
Filmfestivals (z.B. Französische und Argen-
tinische Filmtage, DOK), aber keines greift
mit seiner Filmwahl so viele Facetten des
Weltgeschehens auf wie die globaLE. Au-
ßerdem: Wer sah sich nicht schon mit der
Frage konfrontiert, ob ein Besuch bei den
genannten Festivals denn finanziell über-
haupt machbar ist? So verlockend das Pro-
gramm des kommerziellen Kinos auch sein
mag, Eintritt kostet jeder Kinobesuch.
Weil wir überzeugt sind, dass Teilhabe am
politisch-kulturellen Leben das Recht je-
des Menschen ist und nicht vom Einkom-
men abhängen soll, ist der Eintritt zu den
globaLE-Veranstaltungen frei. Die Unter-
stellung, dass „was nichts kostet nichts
wert ist“ gehört ja genau zu den neolibe-
ralen Denkweisen, die im Widerspruch zur
Realität stehen, wie Linux-User oder Stu-
dierende in Sachsen bei allen Vorbehalten
sicherlich am besten wissen.
Die globaLE ist auch mehr als reines Polit-
kino in konsumptiver Form. Im Anschluss
an die Filmvorführungen bieten Refe-
rentInnen die Möglichkeit, das Thema des
Abends kritisch zu diskutieren. Sei dies
nun der Zugang zu AIDS-Medikamenten,
die Folgen von Massentourismus, der
Kampf gegen Konzerne oder die politische
Lage in der Kaffee-Region Chiapas (Me-
xiko): Die globaLE ist stets bemüht, dem
Publikum die Verhältnisse in anderen Tei-
len der Welt nicht nur konsumptiv näher

zu bringen. Mit externen ReferentInnen
kann das Publikum diskutieren und sich
so mit der Thematik des Films näher aus-
einandersetzen. Auch dies unterscheidet
die globaLE von anderen Medien-Spekta-
keln. Denn eine allabendliche Portion von
Desastern und Katastrophen kann sich
jedeR bei der Tagesschau um 20:00 Uhr
abholen und (damit sich jedeR gleich bes-
ser fühlt) im Anschluss etwas für die Op-
fer der Flutkatastrophe in Pakistan spen-
den. Da jedoch gesellschaftliche Verände-
rung nicht ausschließlich über das Unicef-
Konto laufen muss oder alle vier Jahre de-
nen vorbehalten ist, die die deutsche
Staatsangehörigkeit besitzen, stellt die
globaLE auch immer wieder Organisatio-
nen und Initiativen vor, die sich global
oder vor Ort der neoliberalen Globalisie-
rung entgegenstellen.
So ist Widerstand eines der immer wieder-
kehrenden Themen, welches von der glo-
baLE in diesem Sommer, mit ihrem mo-
natlichen Programm der globaLE Zwi-
schendurch, aufgegriffen wurde. Am 15.
September 2010 zeigte die globaLE den
Film „Battle in Seattle“ von Stuart Town-
send. Der Titel spricht für sich. Die meis-
ten werden schon einmal von den Protes-
ten gegen die in Seattle stattfindenden
Konferenz der Welthandelsorganisation
WTO vor nunmehr 11 Jahren gehört ha-
ben. Die Proteste werden heute als Start-
punkt der globalisierungskritischen Bewe-
gung bewertet. Aber wer
weiß schon noch, dass sich
in den Tagen vom 30 No-
vember 1999 bis zum 4.
Dezember 50.000 Protes-
tierende (1) in Seattle ein-
fanden, um ihrem Unmut
gegenüber der WTO und
deren neoliberaler Politik
Ausdruck zu verleihen? Im
Gedächtnis geblieben sind
die Ereignisse wohl vor al-
lem durch das gewaltsame Vorgehen der
Polizei gegen die größtenteils friedlichen

Demonstranten (2). Selbst der Ausruf des
Notstandes und eine Ausgangssperre konn-
ten nicht verhindern, dass Delegierte am
Betreten des Konferenzgebäudes gehindert
wurden. Am Ende scheiterten die WTO-
Gespräche, was nicht nur den Protesten
geschuldet war, sondern auch der afri-
kanischen Delegation (3) und deren Ver-
ärgerung über die Green Room Meetings
(4).
Der irische Schauspieler und Regisseur
Stuart Townsend verfilmte 2007 die Er-
eignisse als fiktionalisiertes Hollywood-
Spektakel. Der Film erzählt die Geschich-
te der WTO-Konferenz und der Proteste
durch verschiedene Protagonisten: dem da-
maligen Bürgermeister von Seattle, dem
Polizeichef Norm Stamper, diversen WTO-
Delegierten und natürlich den Protestlern.
Schon  in den Wochen und Monaten nach
den Protesten gab es Kritik an der media-
len Darstellung von „Seattle“. Bemängelt
wurden vor allem die einseitige und ver-
kürzte Berichterstattung über die Gewalt-
ausschreitungen und den Vandalismus.
Dass vereinzelt Scheiben zu Bruch gingen,
ist unbestritten, war jedoch nur ein Teilas-
pekt. Und dabei Anarchisten und den
Schwarzen Block in einen Topf zu werfen,
entwirft ein verqueres Bild der Ereignisse.
Ebenso geriet der Mythos von einer
spontanen Rebellion in die Kritik, da die-
ser z.B. die Organisationsarbeit des Direct
Action Network im Vorfeld der Proteste
ignoriert (5).
Auch der Film „Battle

Globalisierungskritik

goes to Hollywood

S
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in Seattle“ geriet für die Darstellung der
Aktivisten in die Kritik. Denn wenn dort
z.B. eine Aktivistin gezeigt wird, die die
Versuchslabore ihres Vaters niederbrennt,
erscheint ihr Protest gegen die WTO eher
als Resultat eines Elektra-Komplexes und
weniger als (eventuell berechtigte) Kritik
an der undemokratischen Institution der
WTO und ihrer neoliberalen Politik. So
reproduziert der Regisseur, obwohl er die
mediale Ausblendung der Hintergründe
im Film zu thematisieren versucht, genau
diese. Ebenso fehlt im Film jeglicher Ver-
weis darauf, dass die Proteste nicht nur von
Gruppen aus dem globalen Norden getra-
gen wurden, sondern sich auch zahlreiche
Gruppen aus dem globalen Süden durch
das Netzwerk People’s Global Action daran
beteiligten (5).
Zugegebenermaßen ist „Battle in Seattle“
keine Dokumentation der Ereignisse, son-
dern ist und bleibt ein Spielfilm. Wer sich
also Unterhaltung mit einem Hauch von
Globalisierungskritik wünscht, dem/der
sei dieser Film wärmstens empfohlen.
Doch neben seichter Unterhaltung bot die
Veranstaltung auch Raum für Reflexion.
Als Referentin war Friederike Habermann
eingeladen, die als Teilnehmerin der Prote-
ste etwas zu den Ereignissen erzählen
konnte. Wie üblich bei der globaLE wur-
de im Anschluss an den Film über das The-
ma diskutiert. Denn der Film ließ viele
Fragen offen, und eine kritische Auseinan-
dersetzung mit der „Hollywoodisierung“
der globalisierungskritischen Bewegung ist
wünschenswert und notwendig.
Wer die Veranstaltung verpasst oder Lust
auf mehr hat, kann sich nun auf den
Herbst freuen. Denn von Oktober bis
Dezember findet die globaLE wieder im
Wochenturnus statt. Geboten werden  Do-
kumentationen zu Themen wie Fabrik-
besetzung, Gated Communities, Ölsand-
Abbau in Kanada,  Uranmunition im Irak,
Formen des Widerstands gegen den G8-
Gipfel in Göteborg und Gentrifizierung
in Hamburg. Wieder einmal sollen The-
men kritisch beleuchtet werden, die es
sonst nicht in die Schlagzeilen schaffen.
Der Einsatz von Uranmunition im Ersten
Golfkrieg und dessen Auswirkungen wer-
den zum Beispiel auch der/m einen oder
anderen Indymedia-LeserIn noch unbe-
kannt sein. Und was der Abbau von Teer-

sand in Kanada (dessen Prozess im Ver-
gleich zu konventionell gefördertem Öl
drei- bis fünfmal so viel Treibhausgase ent-
stehen lässt) mit kapitalistischen Produk-
tionsweisen zu tun hat, ist außerhalb von
klimapolitischen Kreisen wohl wenig be-
kannt. Von Gated Communities haben
dagegen vielleicht schon einige gehört. Je-
doch ist diese Entwicklung nicht nur
durch Sicherheitsrisiken bedingt. Vielmehr
spiegelt sie die Realität einer Gesellschaft
wieder, in der sich die mit dem nötigen
Kleingeld in von Armut und Gewalt ab-
geschirmte Enklaven zurückziehen kön-
nen. Auch der Film über die Werk-
schließung eines deutschen Konzerns in
Mexiko und die folgende Mobilisierung
der Belegschaft wirft Fragen auf, die es mit
dem Publikum zu diskutieren gilt. Denn
eine selbstverwaltete Fabrik in den Hän-
den der Angestellten ist nicht frei von Pro-
blemen, auch sie muss sich der Logik des
kapitalistischen Marktes beugen. Zum
selben Thema gibt es auch einen Film aus
Lateinamerika, wo in den Favelas von Ve-
nezuela Konzepte für die konkrete Umset-
zung von der Idee der Selbstverwaltung
entwickelt werden. Doch auch in Deutsch-
land passiert so einiges: Zwei Filme, einer
aus Berlin und einer aus Hamburg, fragen
kritisch, wem die Stadt eigentlich gehört
und wer entscheidungsberechtigt ist. Wer
die globaLE aus den Jahren davor kennt,
kann erahnen, dass das Team aus Ehren-
amtlichen sich wieder bemüht hat, die
Vielschichtigkeit der Globalisierung deut-
lich zu machen. Auch wenn der Fokus der
globaLE10 auf dem Thema Stadt, Stadt-
entwicklung und Freiräume liegt, ist die
diesjährige globaLE kein rein „urbanes“
Filmfestival. Denn neben Filmen wie Em-
pire St. Pauli, Communa under construction
oder RAW. Wir sind gekommen um zu blei-
ben wird mit umweltpolitischen und sozi-
alen Themen die ganze Bandbreite der
Globalisierung abgedeckt. Dabei wird
deutlich, dass urbaner Raum, Ressourcen-
Nutzung und soziale Auseinandersetzun-
gen eng miteinander verknüpft sind.
Für alle, die im Detail wissen möchten,
welche Filme die globaLE diesen Herbst
in die Leipziger Kinos bringen wird, ha-
ben wir hier noch das Programm. Wer
weiterhin auf dem Laufenden gehalten
werden möchte, kann sich auch auf der

(1) Schätzungen reichen von 40.000 bis
75.000. Siehe de.wikipedia.org/wiki/
M i n i s t e rk o n f e r e n z _ d e r _ Wi r t s c h a f t s -
_und_Handelsminister_der_WTO_in_Seattle_1999
Die Zahl 50.000 ist folgender Webseite ent-
nommen: realbattleinseattle.org/node/70
(2) democracynow.org/2008/9/18/battle_in_
seattle_with_a_list
(3) Patrick Bond: „From Seattle to Copen-
hagen. Will African again block a bad deal?“
Siehe zeitschrift-luxemburg.de/?p=427
(4) Green room bezeichnet im WTO-Jargon ein
besonders informelles Verhandlungsforum,
das in einem unbekannten Raum und in un-
bekannter Zusammensetzung tagt, um proble-
matische Fragen zu besprechen. Siehe
germanwatch.org/pubzeit/z10green.htm
(5) David & Rebecca Slonit „The battle of
the story of the battle of Seattle“ 2009 AK
Press

6. Oktober "Deadyl Dust. Todesstaub"

von Frieder Wagner D 2007, UT
Connewitz
13. Oktober "Petropolis" (NICHT
Persopolis, wie so viele denken) von
Petter Mettler, CAN 2009, Passage Kinos
20. Oktober "RAW: Wir sind gekommen

um zu bleiben" von Louise Culot, D
2009, LuRu Kino
27. Oktober "Empire St-Pauli" von Irene
Bude und Olaf Subczak, D 2009,
Cineding
3. November "Communa under

Construction" von Oliver Ressler und
Dario Azzellini, A/D 2010, Schaubühne
Lindenfels
10. November "Auf der sicheren Seite"

von Corinna Wichmann und Lukas
Schmid, D 2009, Schauburg
17. November "Designing Society"  von
Jördis Heizmann, D 2007, Cinematheque
24. November "Euzkadi. Die Spur der

Reifen" von Michael Enger, D 2009,
LuRu Kino
1. Dezember "Farm for the future"  von
Rebecca Hosking, UK 2009, Schaubüh-
ne Lindenfels
8. Dezember "Terrorists. The kids they

sentenced" von Stefan Jarl und Lukas
Moodysson S 2003, UT Connewitz

ProgrammProgrammProgrammProgrammProgramm
Herbst/Winter 2010Herbst/Winter 2010Herbst/Winter 2010Herbst/Winter 2010Herbst/Winter 2010

Webseite www.globale-leipzig.de infor-
mieren oder in unseren Newsletter aufge-
nommen werden, dazu einfach eine Email
an infos@globale-leipzig.de senden.

Euer globaLE-Team
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FA!: Hallo. Du bist ja einer der Aktiven im
Leipziger Medinetz. Was macht ihr dort ei-
gentlich konkret?

Unsere Arbeit orientiert sich hauptsäch-
lich in zwei Richtungen: Zum einen
organisieren wir medizinische Versorgung
für Menschen, die keinen Aufenthaltssta-
tus haben, und zum zweiten versuchen wir
politisch dahingehend zu arbeiten, dass
sich ihre rechtliche Situation verbessert.
Die rein praktische Arbeit nimmt momen-
tan die meiste Zeit in Anspruch. Wir hat-
ten bisher 13 Patientinnen und Patienten
und haben u.a. eine Operation organisiert.

FA!: Wie funktioniert eure Arbeit, also die
medizinische Versorgung der illegalisierten
Migrant_innen, konkret?

Wir haben vor unserem wöchentlichen
Plenum jeden Dienstag von 16-18 Uhr un-
sere Sprechstunde in den Räumen des
Eurient e.V.. Je nachdem, was der oder die
Patientin dann braucht, schicken wir sie
direkt zu Spezialisten oder zum All-
gemeinarzt. Da wir uns keine Differenti-
aldiagnose zutrauen – also wenn z.B. je-
mand mit Bauchschmerzen kommt – gu-
cken wir unsere Karteikarten durch, wen
wir von den Fachmedizinern ansprechen
können, rufen dann an und vermitteln
gleich einen Termin. Wenn es gewünscht
ist auch mit Begleitung. Dann organisie-
ren wir in der Regel noch Dolmetscher
oder Dolmetscherinnen, weil es meistens
etwas schwierig mit der Kommunikation
ist. Das heißt, wir selber behandeln über-

„Wir wollen gleichwertige medizinische

Versorgung für jeden“
Interview mit einem Medinetz-Aktivisten in LeipzigInterview mit einem Medinetz-Aktivisten in LeipzigInterview mit einem Medinetz-Aktivisten in LeipzigInterview mit einem Medinetz-Aktivisten in LeipzigInterview mit einem Medinetz-Aktivisten in Leipzig

m 07.06. belebte eine kleine aber feine Demo die Leipziger Innenstadt und die Eisenbahn-
straße. Circa 120 Aktivist_innen, die vorwiegend  in den bundesweit verstreuten Medinetzen aktiv sind,

informierten und sensibilisierten dort die Öffentlichkeit für ihre Arbeit, die Situation der Menschen ohne Papiere in Deutschland und ihre
Forderungen nach Veränderung. Zuvor trafen sie sich ein Wochenende lang zu ihrem dritten Vernetzungstreffen in der G16 in Leipzig, um
sich auszutauschen, gemeinsame politische Standpunkte zu finden und die bundesweite Vernetzung voranzutreiben. Feierabend! sprach mit
einem Aktivisten aus Leipzig über die konkrete Medinetz-Arbeit, Hintergründe, Organisation und Anspruch:

PRAXIS & RECHTPRAXIS & RECHTPRAXIS & RECHTPRAXIS & RECHTPRAXIS & RECHT haupt nicht, sondern vermitteln! Das ist
auch unser Anspruch: Wir wollen gleich-
wertige medizinische Versorgung für jeden.
Wir wollen nicht so ein Parallelsystem eta-
blieren, wo die Leute dann „Hinterhofme-
dizin“ bekommen, sondern wir wollen rich-
tig für die Leute das, was ein Mensch der
hier legal lebt, auch bekommen würde.

FA!: Warum ist es für Menschen ohne Papie-
re denn so schwierig medizinisch adäquat
versorgt zu werden?

Das ärztliche Personal ist ja vor die Aufga-
be gestellt, das Geld zu bekommen für die
medizinische Dienstleistung, die sie erbrin-
gen. Weil die Menschen aber mittellos sind
und keine Krankenversicherung haben, ist
eigentlich rein rechtlich das Sozialamt für
sie zuständig. Das heißt, die Menschen
gehen zum Arzt, geben ihre Personalien ab,
der Arzt bzw. das Verwaltungspersonal
schickt dann die persönlichen Daten zum
Sozialamt und bittet um die Rückerstat-
tung der Kosten. Das Sozialamt ist rein
rechtlich verpflichtet die Kosten zu  über-
nehmen. Nach § 4 und § 6 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes müssen sie Akut-
behandlung, Schmerzbehandlung, schwan-
gerschaftsbegleitende Maßnahmen und
Maßnahmen, die zum Erhalt der Gesund-
heit notwendig sind, finanzieren. Das Pro-
blem ist, dass das Sozialamt verpflichtet ist,
die Daten an die Ausländerbehörde weiter
zu geben. Und die Ausländerbehörde ist
natürlich daran interessiert diese Menschen
zu finden und „rückzuführen“, so nennen
die das. Und das bedeutet in letzter Kon-
sequenz, dass die Leute erst dann zum Arzt
gehen, wenn die Abschiebung nicht mehr

schlimmer ist, als die Krankheit. Und das
ist natürlich ganz schön krass.

FA!: Und ihr hintergeht quasi diese Über-
mittlungsverpflichtung des Sozialamtes an
die Ausländerbehörde, indem ihr die Ärzte
überredet, sie anonym zu behandeln? Be-
kommen die dann das Geld von euch?

Ja, der Kern ist dieser § 87 des Aufent-
haltsgesetzes. Und das ist auch das, was
wir alle abgeschafft haben wollen – wo
sich auch alle Medinetze einig sind. Weil
diese Übermittlungspflicht verhindert,
dass die Menschen ihre Personalien ange-
ben können. Deswegen haben wir zu den
Ärzten gesagt: „Wir möchten sie bitten
diese Menschen zu behandeln, ohne dass
sie die Personalien aufnehmen. Führen sie
die Patienten unter einem Synonym“. So
kann der Patient unter einer Kartei geführt
werden und der Arzt soll uns dann die
Rechnung schicken. Aber in vielen Fäl-
len bekommen wir auch gar keine Rech-
nung, da machen die Ärzte das dann ein-
fach kostenlos.

FA!: Setzen sich die Ärzte eigentlich recht-
lich betrachtet irgendeiner Gefahr aus, wenn
sie die Illegalisierten behandeln?

Nee, gar nicht. Denn Ärzte haben zum
einen eine Schweigepflicht, d.h. sie dür-
fen gar nicht über das reden, was sie ma-
chen. Und sie sind zum anderen zu ärzt-
licher Hilfe verpflichtet. Also wenn ein
Mensch mit Behandlungsbedarf zum Arzt
kommt, dann muss der Arzt auch helfen.
D.h. sie machen sich auf gar keinen Fall
strafbar. Aber da gibt es auch noch viel

Lokales
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Aufklärungsbedarf. Viele Ärzte denken,
das ist „Beihilfe zum illegalen Aufenthalt“.
Das ist der sog. Schlepperparagraph des
Aufenthaltgesetzes, wo es heißt, dass wenn
ein Mensch seinen illegalen Aufenthalt in
Deutschland von der Hilfe eines anderen
Menschen abhängig macht, dann macht
sich dieser Andere strafbar und wird mit
3-5 Jahren Freiheitsentzug bestraft. Das ist
eine ziemlich krasse Regelung. Das heißt
aber konkret, wenn du einem Menschen
deinen Pullover schenkst oder 10• gibst,
reicht das nicht aus, aber wenn du ihn bei
dir wohnen lässt oder regelmäßig finanzi-
ell unterstützt, wird das bestraft. Das gilt
aber nicht für Angehörige humanitärer
Berufe, also für ärztliche Dienstleistung,
für Sozialarbeiter und karitative Geschich-
ten – also auch für uns. Das ist ganz inte-
ressant, denn die NPD in Dresden hat mal
die dortige Medinetzgruppe angezeigt we-
gen „Beihilfe zum illegalen Aufenthalt“ –
aber ist natürlich nicht durchgekommen.

FA!: Wie viele Leute seid ihr eigentlich in
der Leipziger Kerngruppe, die das Ganze
organisieren?

Na, ich sag mal so 10-15, die ziemlich ak-
tiv sind und noch mal 10-15 im Umfeld,
die immer mal aktiv werden. Wir sind im
Vergleich zu anderen Städten eigentlich
ziemlich viele.
Und dann haben wir zurzeit ungefähr ei-
nen Stamm von 25-30 in Leipzig nieder-
gelassenen Ärzten. Die haben wir bekom-
men, indem wir 2009 über 1000 Ärzte
angeschrieben haben.

FA!: Und wie lange gibt es das Leipziger
Netzwerk schon?

Wir haben uns Anfang des Jahres 2009
zusammengefunden, das Gründungsda-
tum ist irgendwann im Februar. Es gab
vorher eine Leipziger IPPNW Gruppe von
den Medizinstudenten der Universität
Leipzig. Das steht für International
Physicians for the Prevention of the Nuclear
War, auf deutsch: Ärzte in sozialer Verant-
wortung – frei übersetzt.  Die hatten sich

ORGANISATIONORGANISATIONORGANISATIONORGANISATIONORGANISATION
&THEORIE&THEORIE&THEORIE&THEORIE&THEORIE

vor 1990 zum Ziel gesetzt den Atomkrieg
zu verhindern. Nach der Wende haben sie
sich andere Aufgabenbereiche gesucht, u.a.
die Abschaffung der Atomenergie zur Zivil-
nutzung und auch humanitäre Geschich-
ten. Und die Leipziger IPPNW-Gruppe hat
dann Ende des Jahres 2008 über eine Per-
son, die aus dem Hamburger Medinetz
gekommen ist und den Studienort gewech-
selt hat, erfahren, dass es so was wie ein
Medinetz gibt und dass das in anderen
Städten schon praktiziert wird. Ja ,und
dann wollten sie das hier auch machen und
haben sich als kleiner Kreis zusammenge-
funden. Daraufhin hat sich die bisherige
IPPNW-Gruppe aufgelöst und ist zum
Medinetz geworden. Mitte letzten Jahres
hat sich dann auch wieder eine IPPNW-
Gruppe gefunden. D.h. es gibt jetzt beides
in Leipzig.

FA!: Wie seid ihr organisiert und wie finan-
ziert ihr eure Arbeit?

Also wir sind auf jeden Fall völlig hierar-
chiefrei organisiert, auch wenn wir so was
wie einen Vorstand und eine Kassenwärtin
haben. Wir treffen uns 1x die Woche zum
Plenum und besprechen dort alles was an-
liegt. Wir haben  immer ein paar Menschen
die sich um die Stiftungen, ein paar die sich
um die Finanzen und ein paar Menschen
die sich um Presse kümmern. Es gibt also
schon eine Arbeitsteilung, aber im Prinzip
machen diejenigen die Lust und Zeit ha-
ben die Aufgaben die anfallen.
Das meiste Geld das wir haben, bekom-
men wir von Stiftungen. Eine andere Ein-
nahmequelle sind Mitgliedsbeiträge, jeder
von uns zahlt im Jahr 10• ein. Dann kann
man bei uns Spendenmitglied werden oder
auch einfach so spenden – dafür bekommt

man auch eine Spendenquittung, weil wir
ein gemeinnütziger Verein sind. Und wir
organisieren hin und wieder Soli-Partys,
Cocktail-Bars und so’n Zeug.

FA!: Du hast vorhin gemeint, das eine ist
die praktische Arbeit die ihr macht, was du
ja jetzt auch ausführlich beschrieben hast,
der andere Teil ist die politische Arbeit.
Kannst du letzteres mal noch näher aus-
führen?

Ja, zur politischen Arbeit gehört v.a. Auf-
klärungsarbeit. Erstens versuchen wir die
Öffentlichkeit für das Thema zu sensibi-
lisieren, zweitens versuchen wir den Ärz-
ten klar zu machen, dass sie sich in
keinster Weise strafbar machen, drittens
versuchen wir den Sozialämtern klar zu
machen, dass sie verpflichtet sind zur
Übernahme der Kosten, und zum vierten
versuchen wir bundesweit politisch zu ar-
beiten. Wobei wir da noch ganz in den
Kinderschuhen stecken: Wir versuchen
gerade die Medinetze untereinander zu
vernetzen und eine Kampagnenfähigkeit
hinzubekommen, um dann so Ziele wie
die Abschaffung des § 87 des Aufenthalts-
gesetzes durchzusetzen oder die Einfüh-
rung des anonymen Krankenscheins [sie-
he Kasten].

FA!: Was ist die Motivation hinter eurem
Engagement? Warum hast du z.B. beschlos-
sen beim Medinetz mitzumachen und was
ist generell euer Anspruch, also was kriti-
siert ihr an den bestehenden Verhältnissen?

Lokales
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Lokales

Zumindest bei mir und vielen anderen
Leuten die hier dabei sind, besteht ein
recht radikaler Anspruch, nämlich dass je-
der Mensch die gleichen Rechte hat und
dass jeder Mensch die absolute Bewe-

gungsfreiheit genießen soll-
te. Jeder sollte selber seinen
Aufenthaltsort, seinen
Arbeitsbereich, seine Lebens-
umstände frei wählen kön-
nen und daran versuchen mit
zu arbeiten. Ich bin auch
dafür, dass die Grenzen ge-
öffnet werden, dass die Men-
schen hier her können. Denn
Deutschland hat in seiner
Position in den letzten Jahr-
hunderten eigentlich daran
mitgewirkt, dass in den Län-
dern der sog. „Dritten Welt“
so ein Mangelzustand ent-
steht, so dass die Menschen
dort einfach nicht mehr leben wollen oder
können. Auch jetzt noch z.B. durch diese
Freihandelsabkommen [siehe FA! 37,
Anm.d. Red.]. Wir verschlechtern die Si-
tuation dort einfach dermaßen, dass die
Menschen nur noch weg wollen – und
dann hindern wir sie daran. In meinen
Augen besteht da ein ganz großes Unrecht
und ich versuche einfach im Rahmen mei-
ner Möglichkeiten einen Ausgleich zu
schaffen. Und ich finde den Gedanken,
dass ein Mensch verletzt ist und keine me-
dizinische Versorgung bekommt, unerträg-
lich. Egal was das für ein Mensch ist.

FA!: Ist dein politischer Anspruch auch ein
Konsens innerhalb des Leipziger Medinet-
zes? Was habt ihr in eurem Selbstverständ-
nis diesbezüglich festgehalten?

Naja, Konsens würde ich jetzt so nicht sa-
gen. Die Meinungen gehen da schon
auseinander. Aber ich glaube, die meisten
würden das schon mit unterstützen. Was
wir alle ganz zentral fordern, ist die Ab-
schaffung des § 87 des Aufenthaltsgesetzes.
Dann fordern wir als Leipziger Medinetz
das Recht auf adäquate, gleichwertige
medizinische Versorgung für jeden Men-
schen, Bewegungsfreiheit und freie Wahl
des Aufenthaltsortes.

FA!: Wie kann man sich das Medinetzwerk
bundesweit vorstellen? Was existiert da an
Strukturen, wie viele Medinetze gibt es da?

Also meinem Wissen nach
sind es 22 Medinetze, die
auch in allen größeren Städ-
ten Deutschlands vertreten
sind. Das erste Medibüro
wurde 1994 in Hamburg ge-
gründet, gefolgt 1995 vom
Medinetz Berlin. Die sind to-
tal heterogen strukturiert. Ich
glaube, meistens sind sie auch
hierarchiefrei organisiert.
Aber in Freiburg sind es fast
ausschließlich Ärzte, die das
organisieren, in Hamburg
meist Geisteswissenschaftler
und hier v.a. Medizinstuden-
ten – also sehr gemischt. Die-

se Anlaufstellen tragen auch überall ande-
re Namen – das muss nicht immer
Medinetz heißen. Und wir haben uns in
diesem Jahr das dritte Mal in Folge getrof-
fen, dieses Mal hier in Leipzig. Es gab auch
eine ziemlich gute Resonanz, es waren
genau 100 Leute da. Also ungefähr 5 von
jedem Medi-Büro, und das ist schon ziem-
lich gut.

FA!: Was habt ihr da konkret besprochen und
gemacht auf dem diesjährigen Vernetzungs-
treffen?

Es gab eine Workshop-Reihe, da war zum
einen Thema: Schwangerschaft in der Il-
legalität, Frontex, § 87 des Aufenthalts-
gesetzes, Probleme in den Medinetzen usw.
Ein großes weiteres Thema war Vernet-
zung, und da hat sich jetzt herauskrista-
lisiert, dass wir uns eine Kampagnen-
fähigkeit erarbeiten wollen. Und wir wol-
len eine gemeinsame Internetplattform
aufbauen, wo dann auf einer zentralen
Seite alle Medinetze miteinander verlinkt
sind. Wir wollen auch einen Reader her-
ausbringen, der inhaltlich und politisch
Stellung beziehen soll, den man auch aus-
legen kann und der für die Öffentlichkeits-
arbeit da ist.

FA!: Du hast vorhin erwähnt, dass es da auch
politische Differenzen gibt: kannst du noch
mal das bundesweite Spannungsfeld oder
Spektrum von Medinetz-Aktivist_innen und
ihren Positionen darstellen?

Die bundesweiten Medinetze fordern
gemeinsam die Abschaffung des §87 des
Aufenthaltsgesetzes und unterstützen die
Idee des anonymen Krankenscheines.
Der §87 besagt hauptsächlich, dass alle
öffentlichen Stellen verpflichtet sind un-
verzüglich die Polizei oder zuständige
Ausländerbehörde zu unterrichten, wenn
sie Kenntnisse über Menschen ohne
rechtlichen Aufenthalttitel erlangen, ei-
nen Verstoß gegen die räumliche Be-
schränkung (Residenzpflicht) bemerken
oder zu Informationen kommen, die ei-
nen anderen Ausweisungsgrund betref-
fen. Seit September 2009 existiert jedoch
eine neue Verwaltungsvorschrift, die be-
sagt, dass auch für Verwaltungsangestellte
und das Sozialamt der verlängerte
Geheimnischutz (ärztliche Schweige-
pflicht) gilt, so dass diese bei akuten Be-
handlungen die Daten nicht weitergeben
sollten. Leider wird diese Vorschrift
bisher noch nicht von den Ämtern um-
gesetzt.
Im Konzept des „Anonymen Kranken-
scheines“ gibt es eine öffentliche Anlauf-
stelle, bei der sich Menschen ohne Auf-
enthaltstatus melden können. Sie bekom-
men dann bei Nachweis ihrer Status-
losigkeit, eine anonyme Krankenkarte,
wo statt der Personalien ein Code erfasst
ist, der auch dem Sozialamt übermittelt
wird. Dieses übernimmt dann die Kos-
ten für die medizinische Dienstleistung,
da ja eine Person hinter dem Code regis-
triert wurde. Im Berliner Stadtrat wurde
die Einführung dessen bereits diskutiert,
in Berlin und Hamburg laufen dazu auch
Modellprojekte. Auch die Bundes-
ärztekammer fordert die Einführung des
anonymen Krankenscheines.

AnonymerAnonymerAnonymerAnonymerAnonymer
Krankenschein &Krankenschein &Krankenschein &Krankenschein &Krankenschein &
Paragraph 87 desParagraph 87 desParagraph 87 desParagraph 87 desParagraph 87 des

Aufenthaltsgesetzes:Aufenthaltsgesetzes:Aufenthaltsgesetzes:Aufenthaltsgesetzes:Aufenthaltsgesetzes:
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Ja, also es gibt Menschen, denen geht es
primär um die medizinische Versorgung,
also die handeln aus einem humanitären
Beweggrund heraus, sind aber nicht daran
interessiert die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen zu verändern. Zumindest nicht
so massiv, wie das andere Medinetze wol-
len. Wir als Leipziger Medinetz stehen da
schon deutlich weiter links, weil wir am
liebsten die ganze Aufenthaltsgesetzgebung
abschaffen wollen und fordern, dass alle
Menschen sich überall frei bewegen kön-
nen. Es gibt aber Medinetze, die dem nicht
zustimmen würden, aus welchen Gründen
auch immer. Um aber gemeinsam was in
die Öffentlichkeit tragen zu können, ha-
ben wir uns in langen Diskussionen erst-
mal auf einen Minimalkonsens geeinigt.

FA!: Kannst du ungefähr sagen, wie viele
Aktivist_innen in ganz Deutschland im
Medinetzwerk so aktiv sind?

Na ich denke mal, pro Medinetz kann man
ca. 10-15 feste Leute rechnen, macht
insgesamt so 200-300 Leute. Plus die Ärz-
te, Physiotherapeuten, Krankenschwes-
tern, Dolmetscher und alles was noch in
dem Umfeld hängt, da kommt man noch
auf ganz andere Zahlen. Denn allein in
Leipzig arbeiten insgesamt ca. 80 Leute für
oder in gewisser Weise mit dem Medinetz.
Aber so genau können wir das gar nicht
sagen, denn wir erheben keine Studien.

FA!: Wie viele der Illegalisierten suchen eure
Sprechstunde inzwischen auf?

Ein Knackpunkt ist auch die Frage, wie
wir unsere Zielgruppe erreichen. Das ist
recht schwierig und tatsächlich auch un-
ser größtes Problem. Wir arbeiten da mit
Flyern, die wir an Orten auslegen, wo eine
große Dichte an Menschen mit Migra-
tionshintergrund ist. Bisher kommen so
ca. 1-2 Menschen im Monat, mit steigen-
der Tendenz. Das liegt natürlich auch
daran, dass es unsere Sprechstunde erst seit
knapp über einem Jahr gibt. Und es ist
natürlich so, wenn die Menschen nichts
von uns wissen und kein Vertrauen haben,
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dann ist erstmal ein sehr verhaltener Zu-
lauf da. Aber das spricht sich auch rum.
Wir wissen nicht genau, wie groß der Be-
darf ist, aber es wird geschätzt, dass es in
Leipzig so ca. 4000-10.000 Menschen
ohne Aufenthaltstatus gibt und das wäre
natürlich ein immenser Bedarf.

FA!: Die Menschen, die zu euch kommen,
leben ja sicherlich schon in sehr unterschied-
lichen Lebenssituationen. Aber kannst du
mal so allgemein erzählen, wie es den
illegalisierten Leuten geht, die zu euch kom-
men – auch unabhängig von ihrer Krank-
heit? Was kannst du da beobachten?

Also das was sich so durchzieht, ist Ver-
zweiflung. Jahrelang in der Illegalität zu
leben, ist eine Situation, die hochgradig
depressionsfördernd ist. Der Anteil an
Menschen mit psychischen Erkrankungen,
von denen die in der Illegalität leben, liegt
bei 50% oder so. Und das ist Wahnsinn.
Und was ich bei den Menschen beobach-
te, die ich auch persönlich kennen gelernt
habe, ist, dass sie einfach völlig frustriert,
verzweifelt und verunsichert sind. Ja, und
die meisten sind ziemlich happy, wenn
ihnen geholfen wird, da sie oftmals in ei-
ner ausweglosen Situation sind. Es erfor-
dert auch Mut sich einer Organisation
zuzuwenden, die man jetzt nicht kennt –
also, wenn ich in einem völlig fremden
Land wäre, wo ich die Sprache nicht spre-
che und eine Verlet-
zung oder Krankheit
habe, ich würde mir
dreimal überlegen,
wo ich hingehe. Vie-
le wissen auch gar
nicht was wir ma-
chen, da steht nur
‚anonyme und kos-
tenlose Behandlung“,
aber das kann ja auch
ein Fake vom Staat
sein. Deshalb sind
die Leute am Anfang
auch oft zurückhal-
tend und schüchtern,
aber wenn sie mer-
ken, dass wir es gut
mit ihnen meinen,

dann werden sie irgendwann sehr herzlich.

FA!: Kannst du abschließend noch sagen, wie
man bei euch mitmachen kann, wo man
euch findet und was ihr für die Arbeit ge-
brauchen könnt?

Ja, wer Interesse hat, uns kennen zu ler-
nen, kann Dienstags 18 Uhr in die Räu-
me des Eurient e.V. kommen (Kurt-Eisner-
Str. 44). Dann können wir uns und unsere
Arbeit kurz vorstellen und man kann auch
beim Plenum mit dabei sein. Das ist
meistens ganz spannend, weil man mal ei-
nen Einblick kriegt, wie wir so arbeiten.
Und wer sich eine aktive Mitarbeit nicht
vorstellen kann, der kann uns einmal mit
Spenden unterstützen und auch durch z.B.
Dolmetschertätigkeiten. Oder wenn je-
mand einen medizinischen Beruf hat, wie
z.B. Hebamme, Krankenschwester, Arzt,
Physiotherapeut, Logopäde, Psychothera-
peut, wer da irgendwie examiniert ist oder
eine abgeschlossene Ausbildung hat, kann
sich an uns wenden und sich anbieten, für
uns zu arbeiten. Und der oder diejenige
wird dann in die Kartei aufgenommen und
bei Bedarf angesprochen.

Vielen Dank für das Interview und viel Er-
folg bei der weiteren Arbeit sowie dem nächs-
ten Vernetzungstreffen in Mainz 2011.
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Während des Zweiten Welt-
kriegs wurden in Deutschland

mehr als zehn Millionen Fremd- und
ZwangsarbeiterInnen in nahezu allen
Wirtschaftszweigen und Bereichen des öf-
fentlichen Lebens beschäftigt – ausländi-
sche ZivilarbeiterInnen, Kriegsgefangene,
KZ-Häftlinge. Bis zu ihrer Deportation
wurden auch noch im großen Umfang die
jüdische Bevölkerung sowie „Zigeuner“ zur
Zwangsarbeit herangezogen. Die soge-
nannten ZivilarbeiterInnen kamen sowohl
aus den verbündeten als auch aus den be-
setzten Ländern zum Arbeitseinsatz nach
Deutschland. In den ersten Kriegsjahren
konnten diejenigen, die den Versprechen
von Lohn und Arbeit aus eigenem Antrieb,
wenn auch nicht immer frei von äußeren
Zwängen, folgten, den Bedarf an zusätzli-
chen Arbeitskräften zunächst noch decken.
Durch den zunehmenden Wegfall deut-
scher Arbeitskräfte zugunsten des Front-
einsatzes und die gleichzeitig steigende
Kriegsproduktion, wurde bald auf Maß-
nahmen der Zwangsrekrutierung von
ZivilistInnen zurückgegriffen. Es gab in
den besetzten Ländern repressive Sonder-
gesetzgebungen, die den Einsatz im Reich
erzwangen, es kam aber auch überall zu
Verschleppungen, Deportationen nach
spontanen Razzien usw. Einer der Verant-
wortlichen für diese brutale Form der
Arbeitsmarktregulierung, Fritz Sauckel,
der „Generalbevollmächtigte für den
Arbeitseinsatz“ erklärte 1944: „Von den 5
Millionen ausländischen Arbeitern, die
nach Deutschland gekommen sind, sind
keine 200.000 freiwillig gekommen“(1).

Bei Stellung und Behandlung der Zwangs-
und FremdarbeiterInnen wurde nach Sta-

tus, zivil oder kriegsgefangen, nach
Herkunftsland und ganz deutlich nach den
im NS geltenden rassisch-ideologischen
Kriterien unterschieden. So galten „auslän-
dische Arbeitnehmer aus den besetzten Ge-
bieten im Westen und Norden des Reiches
germanischer Abstammung“, d.h. nieder-
ländischer, dänischer, norwegischer und
flämischer Herkunft, als den Deutschen
gleichberechtigt. Das bedeutete auch, dass
sie Einfluss auf ihre Arbeits- und Auf-
enthaltsbedingungen hatten und nach
Ablauf ihrer Arbeitsverträge in ihre Hei-
mat zurückkehren konnten. Dies galt auch
für ArbeiterInnen aus den verbündeten
Staaten. Deutlich schlechter gestellt wa-
ren ZivilarbeiterInnen aus besetzten Län-
dern sowie Kriegsgefangene. Unabhängig
vom Grad der Freiwilligkeit ihres Arbeits-
aufenthalts in Deutschland unterstanden
sie einer Dienstverpflichtung, in der sie
wenig bis keine Freiräume hatten, die sie
nicht auf eigenen Wunsch beenden oder
ändern konnten. Alle diese Menschen wa-
ren gezwungen bis zum Kriegsende in
Deutschland zu bleiben. Auf der unters-
ten Stufe der ZivilarbeiterInnen standen
diejenigen aus dem Generalgouvernement
Polen und die „Ostarbeiter“ aus der
Sowjetunion. Sie waren starken Diskrimi-
nierungen ausgesetzt, mussten sich in der
Öffentlichkeit mit einem Aufnäher kenn-
zeichnen und unterlagen extremen Be-
schränkungen. So war den polnischen
ZivilarbeiterInnen in Leipzig nach einem
Beschluss aus dem Jahr 1941 die Benut-
zung öffentlicher Verkehrsmittel, der Be-
such von Gaststätten oder kulturellen Ein-
richtungen und das Betreten des Stadtzen-
trums untersagt. Eine ähnliche Stellung in
der Hierarchie nahmen die polnischen
Kriegsgefangenen ein, sowie die nach 1943
hinzukommenden italienischen Militär-
internierten. In Folge des Waffenstillstan-
des Italiens mit den Alliierten wurden gro-
ße Teile der italienischen Armee entwaff-

net und zur Arbeit in Deutschland ge-
zwungen. Eine letzte Gruppe, bei der in
neueren  Darstellungen mitunter nicht von
Zwangsarbeit sondern von Sklaverei ge-
sprochen wird, bildeten die sowjetischen
und polnisch-jüdischen Kriegsgefangenen,
Konzentrations- und Arbeitslagerhäftlinge,
sowie „Arbeitsjuden“ aus Zwangsarbeiter-
lagern und Ghettos. Die Ausbeutung ih-
rer Arbeitskraft diente den Deutschen als
willkommenes und effektives Mittel zur
Vernichtung dieser als „unwert“ erachte-
ter Menschen.

In ganz Sachsen waren zu Kriegsbeginn
noch verhältnismäßig wenige Zwangsar-
beiterInnen im Einsatz(2). Anfangs wur-
den diese vor allem in der Landwirtschaft
und somit im Umland eingesetzt. Das Ein-
binden ausländischer Arbeitskräfte war in
der Region jedoch nicht unumstritten.
Gerade der sächsische Gauleiter Manfred
Mutschmann äußerte Vorbehalte und for-
derte, das deutsche Dorf müsse frei von
nichtdeutschstämmigen Arbeitskräften
bleiben. Nichsdestotrotz wurden aufgrund
des wachsenden Bedarfs aber schon 1939
mehrere hundert polnische Zwangsarbeit-
erInnen, vornehmlich Kriegsgefangene, im
Leipziger Umland eingesetzt. Ab 1940 be-
gann das Interesse an ZwangsarbeiterInnen
auch in der Leipziger Industrie zu wach-
sen und dies schlug sich ab 1942/43 auch
in den Zahlen nieder. Bei der Heran-
ziehung von ZwangsarbeiterInnen taten
sich vor allem die etablierten Rüstungs-
unternehmen hervor, aber auch diejenigen,
welche ihre Produktionspaletten im Sin-
ne der Kriegswirtschaft umstellten oder als
Zuliefererbetriebe für andere Firmen fun-
gierten. Als Beipiel zu nennen wäre an ers-
ter Stelle die Hugo Schneider AG
(HASAG), das größte sächsische Rü-
stungsunternehmen, das neben der Muni-
tionsherstellung vor allem mit der Produk-
tion der Panzerfaust eine wichtige Stellung
einnahm. Die Erla-Maschinenwerke, die
Allgemeine Transportanlagen GmbH
(ATG) und die Junkers Flugzeug- und
Motorenwerke produzierten das Messer-
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schmidt-Jagdflugzeug Bf109 sowie die Ju
88, das Standard-Kampfflugzeug der
Deutschen Luftwaffe. Die Christian
Mansfeld GmbH stellte erst Werkzeug-
und Druckereimaschinen her, dann
Raketenteile für die „V2“, die Rudolf Sack
KG ergänzte bereits 1933 die Herstellung
von Bodenbearbeitungsgeräten um die
Produktion von Bomben und Granaten.
Die Pianofortefabrik Hupfeld-Zimmer-
mann konzentrierte sich auf die Produkti-
on von Militärbedarf für die Luftwaffe.
Unterschiedlichen Zählungen und Listen
zufolge beläuft sich die Zahl der Rüstungs-
betriebe in der Stadt im Jahr 1939 auf fast
einhundert(3). Gleichzeitig gab es eine
Reihe von Unternehmen, die, wenn auch
nicht direkt an der Rüstungsproduktion
beteiligt, als kriegswichtig galten. Während
das Gros der ZwangsarbeiterInnen in die-
ser Branche verpflichtet wurde, waren auch
in allen anderen noch aktiven Bereichen
der städtischen Wirtschaft, vom Drucke-
rei- und Verlagswesen, über Gärtnereien,
den Einzelhandel, das Handwerk, bis hin
zur Hauswirtschaft ausländische Arbeits-
kräfte beschäftigt. Die Leipziger Verkehrs-
betriebe, die Deutsche Reichsbahn und die
Post griffen zur Aufrechterhaltung ihres
Betriebs ebenfalls auf ZwangsarbeiterInnen
zurück. Ein sehr großer Anteil wurde
zudem im kommunalen Dienstleistungs-
und Versorgungssektor, wie dem Vieh- und
Schlachthof, der Müllabfuhr und in der
Stadtverwaltung eingesetzt. Gefährliche
und schmutzige Arbeiten fielen vor allem
jüdischen ArbeiterInnen und Kriegsgefan-
genen zu. Letztere wurden in Folge der
Luftangriffe auch für Räumungsarbeiten
herangezogen. Die weit verbreitete Vorstel-
lung, dass sich Zwangsarbeit allein in der
Kriegs- und Rüstungsindustrie abspielte,
ist daher Illusion. Das „So einen hatte doch
jeder“(4), was in der Landwirtschaft galt,
lässt sich auch für die Leipziger Wirtschaft
anbringen.

Die Unterbringung der Zwangsarbei-
terInnen erfolgte auf ganz unterschiedli-
che Weise. Da Bestimmungen der Deut-
schen Arbeitsfront (DAF) zufolge „sowohl
aus völkischen, sicherheitsmäßigen wie
auch kriegswichtigen Gründen eine Un-

fen-, Tiefbau- und Stadtreinigungsamt.
Auch auf dem Hafengelände (Bild oben)
entstanden Gemeinschaftslager und Lager
für Kriegsgefangenenarbeitskommandos.
Ab 1943 wurde in Leipzig zudem mit der
Einrichtung von insgesamt acht Außen-
lagern des KZ Buchenwald begonnen. Die
hier untergebrachten Häftlinge waren bei
der HASAG, in den Erla-Werken, bei Jun-
kers, ATG und Mansfeld beschäftigt(5).

Die nahezu flächendeckende Ausbreitung,
sowohl was Arbeitsorte als auch Unter-
künfte für die ZwangsarbeiterInnen be-
trifft, macht deutlich, wie selbstverständ-
lich die Ausbeutung „nichtdeutsch-
stämmiger Arbeitskraft“ in Leipzig war.
Zwangsarbeit fand in der Nachbarschaft,
im eigenen Betrieb, vor den Augen und
im Beisein der Bevölkerung statt.
In der nächsten Feierabend-Ausgabe wird
der Artikel fortgeführt und auf die Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Zwangsarbei-
terInnen und das Schicksal der KZ-Häft-
linge eingegangen. Abschließend sollen ei-
nige erinnerungskulturelle Aspekte ange-
sprochen werden.

       teckla

UnterbringungUnterbringungUnterbringungUnterbringungUnterbringung

(1) siehe Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter
dem Hakenkreuz, Stuttgart 2001, S. 36.
(2) siehe auch im Folgenden: Thomas Ficken-
wirth/Birgit Horn/Christian Kurzweg, Fremd-
und Zwangsarbeit im Raum Leipzig 1939-
1945. Archivalisches Spezialinventar. Hrsg. v.
Stadtarchiv Leipzig, Leipzig 2004, S. 5-26.
(3) siehe Klaus Hesse, Rüstungsindustrie in
Leipzig, Leipzig 2001.
(4) Roland Werner, „So einen hatte doch je-
der im Dorf“-Zwangsarbeiter in der Landwirt-
schaft Thüringens 1939-1945, Erfurt 2006.
(5) siehe Wolfgang Benz/Barbara Distel: Der
Ort des Terrors. Geschichte der nationalsozia-
listischen Konzentrationslager. Bd. 3,Sachsen-
hausen, Buchenwald, München 2006.

terbringung in Privatquartieren nicht mög-
lich“ war, wurden an allen möglichen Plät-
zen Wohnlager errichtet. Es gab Firmen-
lager, die den ArbeiterInnen auf dem
Betriebsgelände als Unterkunft dienen
mussten. Waren diese Möglichkeiten nicht
gegeben oder bereits ausgeschöpft, griffen
viele Betriebe darauf zurück, Räume in der
Umgebung in Lager umzuwandeln. Sie
erhielten dabei, vermutlich aus städti-
schem Interesse am Wirtschaftsstandort
und den zusätzlichen Einnahmen aus der
Gewerbesteuer, Unterstützung von der
Stadtverwaltung, die Gebäude und Grund-
stücke zur Verfügung stellte. Das waren
unter anderem Gaststätten, wie z.B. das
„Waldcafé“ in Connewitz, Kleingartenan-
lagen, wie beim Lager „Am Entenweiher“
in der Gartenanlage am Prießnitzbad. Un-
genutzte Schulen und Turnhallen wurden
genauso zweckentfremdet wie fremde oder
auch stillgelegte Betriebsgelände und ent-
eignete Gebäude. Das Brausebad Conne-
witz wurde zum Lager „Südbrause“, in der
Zentralstraße 12 entstand das Gemein-
schaftslager „Loge“. Es gab Lager mit an-
heimelnd klingenden Namen wie „Vogel-
sang“ oder „Schwarze Rose“. An verschie-
denen Orten der Stadt, so auch auf Sport-
plätzen, wurden außerdem in großem
Umfang Barackenlager errichtet. Viele der
Lager waren überwacht und eingezäunt,
insbesondere bei Kriegsgefangenen und
den ZivilarbeiterInnen, bei denen auf-
grund der Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen Fluchtgefahr bestand. Bei einer
neueren Untersuchung des Leipziger Stadt-
archivs konnten ca. 700 Sammelunter-
künfte ermittelt werden, von denen 400
im Stadtgebiet lagen. Sie befanden sich so-
wohl in Wohn- als auch in Industriege-
bieten. In der Braustraße 28, Ecke Adolf-
Hitler-Straße (heute Karl-Liebknecht-Stra-
ße und Feinkostgelände) befand sich
beispielsweise das Lager Südbräu, welches
von der Wirtschaftskammer betrieben
wurde. Hier waren über hundert Men-
schen untergebracht, die in fast 70 Firmen
arbeiteten, die über die ganze Stadt ver-
teilt waren. Ein städtisches Kriegsge-
fangenenlager befand sich in der Gießer-
straße 66 im auch heute noch existieren-
den Ballhaus Mätzschkers Festsäle. Von
hier aus erfolgte der Arbeitseinsatz für Ha-
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Trotz des steten Kleinkriegs mit den Be-
hörden und ihrer harten „Leipziger Li-

nie“ hatte sich die Connewitzer Szene in
der zweiten Hälfte der 90er Jahre längst
zu einer festen Größe entwickelt. Aber die
Situation blieb unsicher, der rechtliche Sta-
tus vieler Häuser war immer noch unge-
klärt. Man war also dem Gutdünken der
städtischen Behörden ausgesetzt, die im
Zweifelsfall allemal am längeren Hebel
saßen.
So stand ein Großteil der Szene der gut-
bürgerlichen „Außenwelt“ nach wie vor
misstrauisch gegenüber. Ein Misstrauen,
das mitunter zur ausgewachsenen Paranoia
werden konnte, aber nicht ganz unberech-
tigt war. Denn umgekehrt galt Connewitz
nicht nur dem örtlichen Bürgerverein,
sondern auch den Hardlinern der
Leipziger CDU-Fraktion und der Lan-
desregierung nach wie vor als potentiel-
ler Krisenherd, den es mit allen Mitteln
des staatlichen Gewaltmonopols zu be-
frieden galt. Die Rede vom angeblich
„rechtsfreien Raum Connewitz“ wurde
so zum wahren Mantra, das von den
Fans von Ruhe und Ordnung bei jedem
Anlass mahnend wiederholt wurde.
Andererseits trug gerade das zum „My-
thos Connewitz“ bei, der weit über die
Grenzen des Kiezes hinauswirkte. Das
zog neue Leute ins Viertel, die für neue
Dynamik, aber auch für neue interne
Konflikte sorgten.

Die Leipziger Linie stellte eine permanente
Bedrohung für  die „Szene“ dar. So wurde
nun das Fehlen einer offiziellen Instanz,
welche die Besetzer_innen bei den Ver-
handlungen mit der Stadt hätte vertreten
können, zunehmend als Mangel empfun-
den. In der Wendezeit hatte die Conne-
witzer Alternative diese Funktion über-
nommen, der Verein war aber letztlich an
den Alleingängen seines Vorsitzenden ge-
scheitert (siehe FA! 35). 1995 war es Zeit
für einen neuen Versuch.
Im September dieses Jahres wurde die Al-
ternative Wohngenossenschaft Connewitz

(AWC) gegründet. Die meisten der besetz-
ten Häuser und selbstverwalteten Projek-
te waren daran beteiligt, 41 Personen und
fünf Vereine waren bei der Gründung
dabei. Die AWC verstand sich als „selbst-
organisiertes Jugendprojekt zum Aufbau,
zur Entwicklung und Weiterführung von
alternativer Kultur im weitesten Sinne“,
war also ähnlich wie die Connewitzer Al-
ternative nicht vordergründig politisch,
sondern eher lebensweltlich ausgerichtet.
Die damit einhergehende implizite oder
explizite Abgrenzung gegen Antifa- und
sonstige Politgruppen

provozierte dabei freilich auch szeneinterne
Kritik. Aber immerhin: Neben den infor-
mellen internen Organisationsstrukturen
bekam die Besetzer_innen-Szene damit
nun einen offiziell-institutionellen Rah-
men.
Auch als Folge der Erfahrungen mit der
Connewitzer Alternative sollte die neue Ge-
nossenschaft auf einer breiteren Basis ste-
hen. Die Verantwortlichkeit für alle grö-
ßeren Entscheidungen wurde der Mitglie-
der-Vollversammlung übertragen. Wäh-
rend der Verein die Verhandlungen mit
Stadt und Hauseigentümer_innen über-
nahm, blieb die Vergabe des Wohnraums
den einzelnen Projekten überlassen. Die-
ser basisdemokratische Anspruch konnte

aber nicht verhindern, dass sich auch bei
der AWC bald eine informelle Arbeitstei-
lung herausbildete, die lästigen Routine-
aufgaben also an wenigen Verantwortungs-
träger_innen hängen blieben.
1997 wurde die AWC ins Genossenschafts-
register eingetragen und erlangte dadurch
Rechtsfähigkeit. Aber schon vorher kam
die Stadt der AWC entgegen. Denn auch
den Behörden war an einer Verrecht-
lichung der wechselseitigen Beziehungen
gelegen – auch aus handfestem Interesse
heraus, denn schließlich gingen mit einer
Legalisierung der Häuser auch neue Mög-
lichkeiten zur Kontrolle und Einflussnah-
me einher. So wurde in einem am 26. Au-
gust 1996 verabschiedeten Stadtrats-
beschluss (der sogenannten Connewitz-
Vorlage) der Bestand der besetzten Häu-
ser garantiert. Die Häuser sollten schritt-
weise von der Stadt ihren jeweiligen
Eigentümer_innen abgekauft und der
AWC zur Erbpacht überlassen werden.

Diese Entwicklung wurde nicht nur freu-
dig aufgenommen. So interpretiert z.B. ein
im Szeneblatt Klarofix (6/96) erschienener
Artikel die „OBM-Vorlage“ als weiteren
Versuch, die Szene politisch ruhigzustellen:
„Spaltung, der Rückzug des einen Teils in
Teilbereichspolitik oder das Private und die
repressive Zerstreuung des ´unsoziali-
sierbaren´ Restes sind vorprogrammiert.“
Damit ist die Zielsetzung der städtischen
Politik, die Trennung von „braven“ und
„bösen“ Besetzer_innen, wohl treffend
beschrieben.
Die AWC wurde dabei nur als Teil eines
größeren Problems gesehen: Der zuneh-
menden Entpolitisierung und Entsolida-
risierung innerhalb der Szene, die der Ar-
tikel am Beispiel der Stockartstraße ver-
handelt, wo sich im halb verfallenen Hin-
terhaus der Stö 3/5 eine Clique von Ju-
gendlichen eingerichtet hatte. Die Altein-
gesessenen standen den Kids eher ableh-
nend gegenüber. Nicht ganz ohne Grund.
Der Artikel zitiert die Aussage einer ano-
nymen Connewitzerin: „Die Inhalte, die
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hier in Connewitz vorherrschend waren,
fallen hinten runter, durch die Beschäfti-
gung mit Kleinkriminalität und Dealerei
(…) Heute gehst du an der Stö vorbei und
wirst von Leuten, die du nicht mal kennst
mit ´eh du Votze´ belegt. Früher wären
solche Leute rausgeflogen, heute ist das
ganz normal.“
Das scheint tatsächlich eine allgemeine
Tendenz wiederzugeben, denn etwa zur
selben Zeit wurde im Klarofix rege über
die homophoben Ausfälle von Conne-
witzer Punks debattiert. Ein Teil der „ers-
ten Generation“ der Connewitzer Szene
hatte sich in der einmal erkämpften Ni-
sche häuslich eingerichtet, ein weiterer Teil
wieder in alle Himmelsrichtungen zer-
streut, die ursprünglichen personellen Zu-
sammenhänge zerfielen also teilweise.
Gleichzeitig zog die einmal etablierte Ni-
sche neue Leute mit anderen Motiven und
Hintergründen an. So ging auch der ur-
sprünglich (vielleicht) vorhandene gemein-
same Grundkonsens nach und nach ver-
loren.
Das Fazit des Artikels ist dementsprechend
düster: „Wenn aber der Freiraum zum
Leerraum wird, wenn Möglichkeiten
immer mehr ungenutzt bleiben“, dann ver-
wandle sich der Mythos Connewitz
„spätestens jetzt in eine Bedrohung, wird
doch dadurch notwendige Analyse verhin-
dert. Die Genossenschaft, derzeit Hoff-
nungsträger Nummer eins, wird an den
bestehenden Problemen genauso wenig
ändern können, wie die Resignation, die
sich breit gemacht hat.“
Die Reaktionen auf den Artikel waren ge-
spalten. „Es gibt einen Weg, und dieser
Weg heißt Genossenschaft, und die
wiederum macht nur Sinn mit einer um-
gesetzten OBM-Vorlage. Wie viele Häu-
ser müssen denn noch den Bach runter-
gehen, bevor auch der letzte kapiert, dass
man mit den brachialromantischen
Revoluzzerkonzepten (…) nicht weiter
kommt?“ Andere begriffen die Connewitz-
Vorlage eher pragmatisch als „einzige
Chance, von Connewitz zu retten, was
noch zu retten ist“. Andere dagegen sahen
die AWC (entgegen der ursprünglichen
Intention) schon als „verlängerter Arm der
Stadtverwaltung“ enden.

Während die Szene in Connewitz so vor
sich hinkriselte, gab es in anderen Stadt-
teilen neue Bewegung. In Plagwitz zum
Beispiel, ähnlich  wie Connewitz ein altes
Arbeiterviertel mit vielen leerstehenden
Häusern und Industriebrachen. Am 19.
April 1997 machte eine Gruppe von jun-
gen Menschen mit einer Aktion auf sich
aufmerksam: Eine symbolische Hochzeit
mit einer Villa in der Karl-Heine, die sie
sich als künftiges Domizil ausgesucht hat-
ten. Die anschließende Besetzung wurde
zwar von der Polizei in der üblichen rabi-
aten Weise beendet, aber immerhin brach-
te die Performance Aufmerksamkeit und
Sympathien ein – selbst die sonst eher
obrigkeitstreue LVZ berichtete wohlwol-
lend. Im Februar 1998 ging der Protest
mit einer Aktionswoche in die zweite Run-
de. Die Plagwitzer errichteten in der In-
nenstadt ein Zeltlager, um gegen die
Leipziger Linie zu protestieren, die sie trotz
des hohen Leerstandes im Leipziger Wes-
ten vom eigenen Wohn- und Kultur-
projekt trennte. Die Verhandlungen mit
Behörden und Eigentümer_innen sollten
sich noch eine Weile hinziehen, bis 1999
aus dieser Initiative die Gieszer 16 hervor-
ging (siehe FA!’ 20).
Der letzte größere Anlauf zur Durch-
brechung der „Leipziger Linie“ wurde mit
den „Weltfestspielen der Hausbesetzer“ im
April 1998 unternommen. Das Ordnungs-
amt sah sich deswegen sogar genötigt, eine
allgemeine Verfügung für das Wochenen-
de zu erlassen: „Es ist verboten, im Stadt-
gebiet offene Feuer zu ent-
fachen, Barrikaden zu er-
richten und Straßenfeste
zu veranstalten.“
Aus dem angestreb-
ten Eintrag ins
Guiness-Buch
der Rekorde für
die meisten Haus-
besetzungen in 24
Stunden wurde lei-
der nichts. Zwar
beteiligten sich et-
wa 250 Leute, in
Connewitz, der Süd-

Weltfestspiele
vorstadt, Plagwitz, Neuschönefeld, Eut-
ritzsch und Kleinzschocher wurden Häu-
ser besetzt, die aber nicht gehalten wer-
den konnten. „Meist gingen die Leute vorn
rein, hängten Plakate aus und verschwan-
den hinten wieder raus“, erläuterte ein
Polizeisprechen gegenüber der LVZ die
Taktik.
Bei einem Haus in der Südvorstadt hatte
sich eine Gruppe von 15 Besetzer_innen
auf dem Dach verschanzt und verteidigte
sich mit Steinwürfen gegen die Polizei. Die
setzte schließlich Wasserwerfer ein, um die
Besetzer_innen zum Verlassen des Daches
zu bewegen. Gegen die Besetzer_innen
wurden Strafverfahren eingeleitet, u.a we-
gen „versuchten Totschlags“. Die Polizei
vermeldete insgesamt 88 Festnahmen, 11
Häuser seien geräumt, weitere 22 auf Auf-
forderung von den Besetzer_innen wieder
verlassen worden. Die Veranstalter_innen
sprachen dagegen von 120 besetzen Häu-
sern.
Holger Tschense, Dezernent für Ordnung,
Umwelt und Wohnen, wertete die Fest-
spiele als „Provokation“. Die hätte als ge-
lungen gelten können, wäre die Aktion
nicht durch einen tragischen Zwischenfall
überschattet worden: Ein Besetzer stürzte
beim Anbringen eines Transparents vom
Balkon und kam dabei ums Leben.
Im nächsten (und voraussichtlich letzten) Teil
dieser Serie näher wir uns schnurstracks dem
Ende der 90er Jahre. Dann erfahrt ihr u.a.,
warum das Connewitzer Kreuz bei der Po-
lizei als „gefährlicher Ort“ gilt und wo
Christian Worch die Inspiration für seine re-
gelmäßigen Aufmärsche hernahm.

justus
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icht nur die griechische Bevölkerung
soll derzeit den Gürtel enger schnal-

len. Auch die Regierungen Rumäniens,
Spaniens, Portugals, Irlands und Großbri-
tanniens haben mittlerweile einschneiden-
de Sparmaßnahmen beschlossen. Da darf
natürlich Deutschland nicht abseits ste-
hen: Im Juni 2010 stellte die schwarz-gel-
be Koalition ihr groß angelegtes Spar-
konzept vor. Dieses hat nun im neuen
Haushaltsbegleitgesetz (1), das Finanz-
minister Schäuble am 1. September der
Öffentlichkeit präsentierte, seine vorläu-
fige Form gefunden. Ende November soll
das Sparpaket endgültig in Sack und Tü-
ten sein. 11,2 Milliarden Euro will der
Staat damit im nächsten Jahr sparen, bis
2014 sollen Einsparungen von insgesamt
82 Milliarden erzielt werden.
Dass diese vor allem auf Kosten derer ge-
hen, die ohnehin schon unterhalb der
Armutsgrenze leben, war schon zu erwar-
ten. Ohnehin sollte man misstrauisch sein,
wenn wieder mal das „Allgemeinwohl“
beschworen wird. Denn mit dieser Allge-
meinheit ist in aller Regel nur das imagi-
näre „große Ganze“ der Nation gemeint,
und deren Wohlergehen hat mit dem ih-
rer Insassen wenig zu tun. Die derzeitigen
Sparpläne liefern dafür das beste Beispiel,
denn für den Erfolg des „Standorts
Deutschland“ im internationalen Wettbe-
werb wird die weitere Verarmung von gro-
ßen Teilen der Bevölkerung nicht nur in
Kauf genommen, sondern bewusst voran-
getrieben. Die schwarz-gelbe Koalition
setzt damit den Kurs fort, den die rot-grü-
ne Schröder-Regierung mit der „Agenda
2010“ vorgegeben hat.

Die Sachzwänge, auf die sich bei dem
Sparprogramm berufen wird, sind dabei
zu einem guten Teil selbstproduziert, nicht
nur durch milliardenschwere Rettungs-
pakete für die Banken, sondern auch durch
die „Schuldenbremse“, die Mitte 2009 im
Grundgesetz verankert wurde. Von 2011
an soll die staatliche Neuverschuldung
dabei schrittweise bis 2016 auf 0,35 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts be-

schränkt werden. Also müssen nun die
Ausgaben gesenkt werden. Nur einzelne
Ressorts bleiben dabei verschont, z.B. die
Bildung (wo nach diversen Rationa-
lisierungen ohnehin kaum noch was zu
holen ist). In der Verwaltung sollen bis
2014 bis zu 15.000 Stellen wegfallen, die
Gehälter von Staatsangestellten werden
eingefroren. Auch bei der Bundeswehr
wird gekürzt, dort sollen 40.000 Dienst-
posten gestrichen werden. Mit Abrüstung
hat das freilich nichts zu tun. Der Trend
geht ohnehin zur technisch hoch-
gerüsteten Berufsarmee, mit der
sich bei den künftigen globalen
Kampfeinsätzen auch besser mit-
mischen lässt.
Aber wie üblich wird vor al-
lem am unteren Ende
der sozialen Hierar-
chie gespart: Geplan-
ten Kürzungen von
30 Mrd. Euro im
Sozialbereich stehen
gerade mal 20 Mrd. gegenüber,
die die Unternehmen beisteuern sollen.
Und anders als die Erwerbslosen bekom-
men die Unternehmen für stärkere finan-
zielle Belastungen auch handfeste Ge-
genleistungen: So sollen die Betreiber von
Atomkraftwerken zwar künftig eine sog.
„Brennelementesteuer“ zahlen, bekommen
im Gegenzug aber eine Laufzeitver-
längerung von 8 bzw. 14 Jahren (siehe auch
S. 1).
Bei den Hartz-IV-Empfänger_innen wird
dagegen einfach so gekürzt. So sollen nicht
nur die beim Übergang vom ALG I zum
ALG II anfallenden Zuschläge (monatlich
160 Euro im ersten, 80 Euro im zweiten
Jahr) ersatzlos gestrichen werden. Für Er-
werbslose soll es künftig auch keine Zu-
zahlungen zur Rentenversicherung mehr
geben. Und auch bei den Maßnahmen zur
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt
wird gekürzt, alle bisherigen Pflichtleistun-
gen werden in Ermessensleistungen um-
gewandelt. So sind z.B. jugendliche Er-
werbslose künftig wieder vom Willen ih-
rer Sachbearbeiter_innen abhängig, wenn
sie den Hauptschulabschluss nachholen

wollen. Gleiches gilt bei den Reha-Maß-
nahmen für Behinderte – die meisten sons-
tigen Eingliederungshilfen für Hartz-IV-
Empfänger_innen sind aber schon jetzt
bloße Ermessensleistungen.
Noch deutlicher zeigt sich das Klassenin-
teresse beim Elterngeld: Zwar soll der
Spitzensatz von jährlich 1.800 Euro, der
an Menschen mit einem Einkommen von
2770 Euro im Monat aufwärts gezahlt
wird, erhalten bleiben, im Gegenzug sol-
len Hartz-IV-Empfänger_innen künftig
gar kein Geld mehr bekommen. Familien

mit hohem Einkommen werden
also wie gehabt gefördert, wäh-

rend die Unterstützung bei den
Armen auf Null heruntergefahren

wird. Die Erwerbslosen tragen damit
mehr als zwei Drittel der Summe,

die beim Elterngeld eingespart
werden soll (440 von 600 Mil-
lionen Euro). Man könnte glatt
meinen, der frühere Bundes-
bänker Thilo Sarrazin sei hier

an der Konzeption beteiligt gewe-
sen. Der hatte schließlich schon 2009 über
angeblich zu hohe Geburtenraten bei der
„Unterschicht“ gejammert und bio-
politische Zwangsmaßnahmen gefordert:
„Wir müssen in der Familienpolitik völlig
umstellen: Weg von Geldleistungen, vor
allem bei der Unterschicht“ (siehe FA!
#35). Daran hat sich die Bundesregierung
offenbar ein Beispiel genommen. Es
scheint, als wolle man der Armut nun mit
den Mitteln der Eugenik zu Leibe rücken:
Um die Zahl der Armen zu reduzieren,
sollen diese möglichst von der Fortpflan-
zung abgehalten werden.

Auch ein anderer Schreihals hat sich
durchgesetzt: FDP-Chef Westerwelle näm-
lich mit seiner Forderung nach „Leistungs-
gerechtigkeit“. Von der Tatsache ausge-
hend, dass nicht wenige Erwerbstätige für
Löhne noch unterhalb des Niveaus der
Hartz-IV-Sätze arbeiten, schwenkte der
FDP-Boss zur üblichen Propaganda über.
Dass manche Leute für ihre Arbeit weni-
ger Geld bekommen als die Arbeitslosen

Die große Kunst des Kürzens
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sei natürlich ungerecht, fand Westerwelle.
Um die Gerechtigkeit wieder herzustellen,
müssten den Erwerbslosen also die Bezü-
ge gekürzt werden.
Dabei sind natürlich nicht die für die miese
Bezahlung im Niedriglohnsektor verant-
wortlich, sondern die jeweiligen „Arbeit-
geber“. Auch von den Regeln von Ange-
bot und Nachfrage scheint der FDP-Boss
noch nie gehört zu haben. Sonst müsste
er nämlich wissen, dass eine Senkung der
Hartz-IV-Sätze auch das Angebot an Ar-
beitskräften im Niedriglohnsektor erhöht
– womit sich die finanzielle Misere der dort
Beschäftigten, für die er sich so hoch-
moralisch stark macht, nur weiter ver-
schärft. Der Effekt solch einer Kürzung ist
aber nicht nur auf den Niedriglohnbereich
beschränkt: Wenn die Konkurrenz auf dem
Arbeitsmarkt zunimmt, dann sinkt der
Preis der Ware „Arbeitskraft“ und damit
auch das Lohnniveau insgesamt.
Genau das dürfte auch das Ziel sein. Die
Schaffung eines breiten Niedriglohnsektors
war ja schon einer der Kernpunkte der
Hartz-IV-Reformen. Etwa ein Fünftel der
hiesigen Erwerbstätigen hängen heute in
Niedriglohnjobs fest. Der Erfolg des
Standorts Deutschland beruht eben dar-
auf, dass es den Leuten umgekehrt
zusehends schlechter geht. Man muss sich
nur die Statistik anschauen: Zwischen
1995 und 2005 stiegen die Löhne in
Deutschland um gerade mal knappe 10%
– diese Steigerung hielt nicht einmal mit
der Inflationsrate Schritt, stellt also tat-
sächlich eine Senkung der Reallöhne dar.
Zu dieser Entwicklung haben auch die ste-
ten Bemühungen des DGB, den „sozialen
Frieden“ zu bewahren, also Streiks und
sonstige Arbeitskämpfe möglichst zu ver-
meiden, ihren Teil beigetragen.
An diese „Erfolge“ soll nun angeknüpft
werden. Dabei wird das Lohnniveau nicht
nur indirekt über Einschnitte bei der
Grundsicherung gesenkt. Auch bei den
Zuschüssen zur Arbeitslosenversicherung
wird gekürzt, was eine Erhöhung der
Lohnabzüge bedeutet. Und auch hinter der
scheinbar harmlosen Ankündigung, alle
Subventionen zu prüfen, keine neuen ein-
zuführen und bestehende nicht zu erhö-
hen, könnten sich Einbußen für die Er-

werbstätigen verbergen, z.B. mögliche Ein-
sparungen bei der Pendlerpauschale oder
der bislang üblichen teilweisen Steuerfrei-
heit von Nacht-, Feiertags- und Sonntags-
zuschlägen.

Was das Ziel dabei ist, machte Kanzlerin
Merkel in einem Interview mit der FAZ
klar: „Es geht darum, dass es Deutschland
gelingt, aus der Krise stärker hervorzuge-
hen, als es hineingegangen ist, und unsere
Wettbewerbsfähigkeit noch zu verbessern.
Denn die mit uns konkurrierenden Volks-
wirtschaften anderer Länder schlafen ja
nicht.“ Sinkende Löhne sind dabei ein gro-
ßer Vorteil, denn dann lassen sich die
hierzulande produzierten Waren auf dem
Weltmarkt billiger verkaufen. Das spült
Geld in die Kassen der Unternehmen und
des Staates. Den Titel des Exportwelt-
meisters hat Deutschland zwar mittlerweile
an China verloren, an der Exportorien-
tierung der hiesigen Wirtschaft hat sich
aber nichts geändert. Bislang mit Erfolg:
So lag z.B. der Auftragseingang der deut-
schen Maschinen- und Anlagenbau-
branche im Juli 2010 gegenüber dem Vor-
jahr um 47% höher, die Auslandsnachfrage
konnte um 54% gesteigert werden. Und
das soll nach dem Willen der schwarz-gel-
ben Regierung auch so bleiben.
Die drohende Wirtschaftskrise ist damit
aber nur vertagt. Zwar steht Deutschland
als Exportnation im europäischen Raum
derzeit konkurrenzlos da. Gut die Hälfte
der europäischen Binnenexporte kommen
aus Deutschland, das Gesamtwachstum
der deutschen Wirtschaft lag so im zwei-
ten Quartal 2010 bei 2,2% - der höchste
Wert seit 1987! Diese übermächtige Kon-
kurrenz bringt aber die europäischen
Nachbarländer in wachsende Schwierig-
keiten. Und wenn die als Absatzmarkt
ausfallen, steckt auch Deutschland im
Schlamassel. Diese Gefahr ist durch-
aus real. So forderten nicht nur die
französische Wirtschafts-
ministerin, son-
dern auch der
Chef des Inter-
nationalen Wäh-
rungsfonds und

sogar US-Präsident Obama, die deutsche
Politik solle endlich von ihrer einseitigen
Exportorientierung abrücken und lieber
die Binnennachfrage stärken. Schließlich
wollen auch die anderen Nationen ihre
Waren irgendwo absetzen.
Weniger aus Sorge um die Weltwirtschaft
als aus wohlverstandenem Eigeninteresse
wäre jetzt breiter Widerstand gegen die
Sparpläne nötig. Bislang gelingt es den Re-
gierenden aber noch all zu gut, Erwerb-
lose und Lohnabhängige auseinander zu
dividieren, und die DGB-Gewerkschaften
beschäftigen sich weniger damit, die Inte-
ressen der Beschäftigten zu vertreten, son-
dern viel eher damit, den Standort
Deutschland für den globalen Wettbewerb
fit zu machen. Auch sonst scheinen die
Ausgangsbedingungen für Protest heute
eher ungünstig. Und das nicht etwa, weil
die schwarz-gelbe Regierung als Gegner so
übermächtig wäre, sondern vielmehr we-
gen der Übermacht der potentiellen Ver-
bündeten. Die Hartz-IV-Demos von 2004
hatten immerhin noch Zeit zum Wach-
sen, ehe die neu aufgestellte Linkspartei
sich der Sache annahm. So lange würde
die Vereinnahmung heute nicht mehr auf
sich warten lassen. Mit SPD und Grünen
stehen momentan zwei weitere Parteien be-
reit, um mögliche Proteste wahlkampf-
taktisch auszuschlachten. Ein Protest, der
auf wirkliche Verbesserungen abzielt,
müsste sich von solchen Verbündeten
tunlichst fernhalten.

justus

(1) als PDF zu finden unter www.bundesfi-
n a n z m i n i s t e r i u m . d e / . . . / 2 0 1 0 0 9 0 1 -
HHbegl_anl,templateID=raw,property=publicationFile.pdf
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r mag einigen Glücklichen entgangen
sein, der Medienrummel der letzten

Wochen um die „problematischen Zuwan-
derer,“ um Integrationswille, Vererbbarkeit
von Intelligenz, in letzter Konsequenz auch
um „Juden-Gene“ und andere vermeintli-
che Tabuthemen. Tatsächlich hat niemand
etwas verpasst, denn Erkenntnisgewinn bot
die grob als „Integrationsdebatte“ zusam-
mengefasste Diskussion keinen. Vielmehr
nahm eine Reihe von Politikern und so
genannten „Personen des öffentlichen Le-
bens“ die Gelegenheit wahr, die üblichen
rhetorischen Seifenblasen und Schimpf-
tiraden auszutauschen und das Schein-
werferlicht zur gnadenlosen Selbstdarstel-
lung zu nutzen.
Angefangen hatte alles mit einer sorgsam
orchestrierten Beschimpfungskanonade:
Bild und Spiegel hatten die Vorabdrucks-
rechte an dem Buch „Deutschland schafft
sich ab - Wie wir unser Land aufs Spiel
setzen“ (allein der Titel!) bekommen und
dafür dem Bundesbankvorstand und er-
probten Populisten Thilo Sarazzin Schüt-
zenhilfe geliefert. Anstatt sich von den
klassistischen und rassistischen Beleidigun-
gen zu distanzieren, wurden die „Thesen“
zum wertvollen Meinungsbeitrag und der
Autor selbst zum „Klartext“-Redner stili-
siert: Einer, der endlich ausspricht, was vie-
le schon lange denken. Dabei sind es die
Behauptungen Sarazzins gar nicht wert, im
gemütlichen Kreis oder auch in der brei-
ten Öffentlichkeit diskutiert zu werden.
Wer Zuwanderergruppen nach Herkunfts-
land pauschal in einen Topf wirft, sich um
den moralischen Volkszustand sorgt und
über die Vererbbarkeit von Intelligenz rä-
soniert, der hat sich als ernst zu nehmen-
der Diskussionspartner von vornherein
disqualifiziert.
Im Gespräch mit einem Reporter der Süd-
deutschen Zeitung erlaubte Sarrazin zum
Glück einen Einblick in seine Recherche-
methoden. Auf die Frage, woher seine viel
zitierte Behauptung, dass siebzig Prozent
der türkischen und neunzig Prozent der
arabischen Bevölkerung Berlins den Staat
ablehnten und in großen Teilen weder
integrationswillig noch -fähig seien, erklär-
te er unumwunden, dass er keinerlei Sta-

tistiken dazu hat, weil es solche bislang
auch gar nicht gibt. Wenn man aber keine
Zahl habe, erklärte Sarrazin weiter, müsse
„man eine schöpfen, die in die richtige
Richtung weist, und wenn sie keiner wi-
derlegen kann, dann setze ich mich mit
meiner Schätzung durch.“ (1)
Trotz seiner dummdreisten Anmaßung hat
der Autor aber offensichtlich
einen Nerv getroffen, denn
die zahlreichen Reaktio-
nen aus der Bevölkerung
lassen erahnen, dass eine
nicht geringe Zahl ähn-
lich denkt. Obwohl die
xenophobe Hetze starke
Parallelen zu Flugblättern
der NPD aufweist, behaup-
teten manche Medienberichte
gar, ein Wählerpotential von 18% für eine
neue rechte Bewegung ausgemacht zu ha-
ben (2). Wieso auch nicht: Die Art und
Weise, wie diese angebliche „Integrations-
debatte“ von vielen Beteiligten geführt
wird, bedient das dumpfe Bauchgefühl der
ängstlichsten Mitglieder der Gesellschaft,
eine konstruktive Debatte wird erschwert.

Beinahe vergessen scheint, dass in der Ver-
gangenheit schon dutzendweise gute Bü-
cher zum Themenkomplex Integration
erschienen sind. Doch leider beweist das
aktuelle Beispiel, wie leicht sich mit
Stammtischniveau Quote machen lässt,
und weil unter dem Strich jede beteiligte
Seite gewinnt, mischen alle kräftig mit. So
funktioniert die schnelllebige Infor-
mationsgesellschaft heute: Wenn Bild und
Spiegel unkommentiert „Meinungen“ ver-
breiten, muss ja etwas dran sein. Wenn sich
dann noch andere Akteure wie Die Zeit
und die dpa beteiligen, wird es aus Sicht
der anderen MedienvertreterInnen beinahe
schon Fakt. Zugleich muss immer auf die
Quote geschielt werden.
Weil Sarazzin seine populären Privatängste
öffentlich äusserte, musste er schnell sei-
nen Posten abgeben, sein Parteibuch dürfte
demnächst folgen. Dies illustriert, wie
stark umkämpft die politische Deutungs-
hoheit auf diesem sensiblen Feld ist. Vor

allem die Behauptung des Autors, alle Ju-
den auf der Welt teilten ein bestimmtes
Gen, bot den Kritikern der Gegenseite so
viel Angriffsfläche, dass diese seine medi-
ale Demütigung mühelos vorantreiben
konnten. Manche unter den Journalisten
machten sich dennoch die geringe Mühe,
den Inhalt des Buches auf Faktizität abzu-

klopfen. Ergebnis: langweilig und är-
gerlich (3). Die simple Masche,

populistischen Unfug zu ver-
zapfen, um das „Wir-Gefühl“
im unaufgeklärten Teil der Be-
völkerung zu bedienen und
jene gegen krude konstruier-

te Feindbilder aufzubringen,
funktioniert eben nur bedingt.

Bis heute macht es den Eindruck,
dass die mediale Inszenierung zu die-

sem Reizthema im Sinne der Provokateu-
re verlaufen ist. Wurde sie doch von Be-
ginn an politisch vereinnahmt und vermut-
lich auch mit dem Ziel, sie für klientel-
politische Zwecke einzusetzen, in Gang
gesetzt. Letztendlich spiegelt sich der Un-
tergang des aufklärerischen und meinungs-
bildenden Journalismus auch in Defiziten
im parlamentarischen Systems, das sich
ständig nach imaginierten Mehrheiten
richtet und die Machtdemonstration mehr
schätzt als das begründete Argument.
Bleibt zu hoffen, dass die Bewohnerinnen
und Bewohner des Landes klüger sind als
ihre Regierung, die Realität im – immer
mehr medial gestalteten – Alltag wahrneh-
men und sich mit anderen Auffassungen
auch kultiviert auseinandersetzen, nicht
etwa so, wie es ihnen vorgemacht wird.
Denn wohin so eine Hetzkampagne auch
führen kann, ist derzeit in Frankreich zu
beobachten. Dort erlebte kürzlich das, was
als mediale Debatte zur „nationalen Iden-
tität“ Frankreichs begann, seinen Höhe-
punkt in der illegalen Abschiebung vieler
Sinti und Roma.

ate

(1) http://sz-magazin.sueddeutsche.de/texte/
anzeigen/33007/
(2) exemplarisch: http://www.ksta.de/html/
artikel/1283329917995.shtml
(3) http://www.dradio.de/dkultur/sendungen/
kritik/1260558/

Debattenkultur – quo vadis?

E

StammtischniveauStammtischniveauStammtischniveauStammtischniveauStammtischniveau
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Auf dem Kreuzzug der Informationsfreiheit

abei ist WikiLeaks (engl.: (to) leak –
ein Leck, etwas durchsickern lassen)

erstmal nicht mehr als eine Webseite, de-
ren erklärtes Ziel „die massenhafte und
nicht auf den Absender zurückzuführen-
de Veröffentlichung und Analyse von ge-
heimen Dokumenten“ ist. Prinzipiell kann
jede_r im Besitz von Geheimdokumenten
diese dort sicher hochladen und sie wer-
den nach eingehender Prüfung der Au-
thentizität und Spurenbereinigung durch
Spezialisten auf wikileaks.org gestellt. Nur
im Falle hochbrisanter und wie bspw. im
aktuellen Afghanistan-Fall (1) kriegs-
relevanter Daten wird im Zweifel, ob je-
mand durch den Leak direkt in Leib und
Leben bedroht ist, von der Veröffentli-
chung abgesehen. Diesem Vorwurf sieht
sich das Whistleblower-Portal (2) dennoch
ausgesetzt, weil WikiLeaks als höchst-
investigatives Projekt einigen Mächtigen
ziemlich auf die Füße tritt. Wobei es aller-
dings nicht einer gewissen Ironie entbehrt,
gerade von kriegsführenden Militärs der
Gefährdung  ihrer Soldaten beschuldigt zu
werden.

sange, der deutsche „Sprecher“ mit dem
Pseudonym Daniel Schmitt und der US-
amerikanische Hacker Jacob Appelbaum
wären da zu nennen. Gründer und
Mastermind Assange wird in den Medien
gern als „Chef“ bezeichnet, obwohl immer
wieder ausdrücklich darauf hingewiesen
wird, daß WikiLeaks nicht auf einer zen-
tralen Hierarchie basiert.
Sinn dieser konspirativen Konstitution ist
der größtmögliche Schutz der Mitwirken-
den, also vor allem der Quellen, auf de-
nen das Projekt aufbaut. Denn WikiLeaks’
einziger Zweck besteht darin, Dokumen-
te an’s Licht der Öffentlichkeit zu brin-
gen, die den Weg dahin aus ganz bestimm-
ten Gründen nicht finden sollen. Journa-
lismus in seiner radikals-
ten Form, wenn mensch
so will. Kriterium zur
Veröffentlichung ist ne-
ben dem Fakt der Ge-
heimgehaltung die „öf-
fentliche Relevanz“. Die
ist freilich relativ, doch soll
es laut Schmitt keine „Güte-
abwägung“ geben.
Um die Geheimhaltung gewähr-
leisten zu können, bedarf es neben
hoher technischer Versiertheit,
die einige Hacker einbringen,
auch einer sicheren Infra-
struktur. Hilfe bekommt
WikiLeaks  hier u.a. in
Schweden. Dort, genauer
gesagt im Stockholmer
Vorort Solna, stehen die
Server der Firma PRQ,
dessen Gründer auch
schon The Pirate Bay (3)
betrieben, und bieten den heißen Doku-
menten eine von der Piratpartiet (4) mit
Hosting und Bandbreite komplett ge-
sponsorte und behütete Heimat. WikiLeaks
hofft unter dem schützenden Mantel ei-
ner demokratischen Partei vor Razzien et-

was sicherer zu sein, als bei den anderen
Servern in Belgien oder Island, bzw. das
Risiko besser verteilen zu können. Mög-
lich ist allerdings ein Umzug auf den künf-
tigen „Informationsfreihafen“ Island, wo
die von WikiLeaks entscheidend mit-
initiierte Icelandic Modern Media Initiati-
ve (IMMI) Mitte Juni einem Gesetzesvor-
haben zum umfassenden Journalisten- und
Quellenschutz zustimmte (5).
Zudem beantragte Assange Mitte August
beim schwedischen Patentamt das sog.
Utgivningsbevis, die formale Vorausset-
zung, um unter den dortigen (sehr weit-
reichenden) Quellenschutz für Journalis-
ten zu fallen. Dadurch und durch Assanges
kürzliche Anstellung bei der Zeitung

Aftenbladet könnten die
meisten rechtlichen Ge-
fahren gebannt werden.
Allerdings bedarf Wiki-
Leaks sehr wahrscheinlich
noch einer Rechtsform,

oder Gerichte und Gesetz-
geber nehmen sich der neuen

Form von Aktivismus an, be-
wegt sich derzeit doch alles noch

in rechtlichem Niemandsland.
Gefahr droht dem Projekt allerdings

vor allem von geheimdienstlicher
Seite. Ein Strategiepapier der

CIA, das im März geleakt wur-
de, erkennt und bewertet die
„Bedrohung, die WikiLeaks
für die Spionageabwehr der
US Army darstellt“. Und
so kann sich WikiLeaks
wohl schon mal auf „die
Identifikation, Bloßstel-
lung, Entlassung von oder

ein juristisches Vorgehen gegen aktuelle
oder frühere Insider, Informanten oder
Whistleblower“ einstellen (6). Denn die-
se und andere geplante Aktionen drohen
der Plattform nun, sollen das Vertrauen in
sie oder gar sie selbst zerstören.

In immer kleineren Intervallen macht WikiLeaks mit immer spektakuläreren „Datenbefreiungen“ von sich reden und hat es mit dem letzten
großen Coup vom 25. Juli 2010, der Veröffentlichung von gut 76.000 geheimen US-Dokumenten über den Afghanistan-Krieg, bis in die
etabliertesten Medien geschafft. Dieser bildet nur den derzeitigen Höhepunkt des rasanten Aufstiegs der Internetplattform, die in nicht mal
vier Jahren insgesamt weit über 1,2 Millionen teils sehr brisanten Dokumenten die Freiheit schenkte und dabei einigen Staub aufwirbelte.

Gut organisiert?!Gut organisiert?!Gut organisiert?!Gut organisiert?!Gut organisiert?!

Doch wer steckt eigentlich hinter dieser
Seite, die da plötzlich wie ein Wirbelwind
auf der politischen Bühne auftaucht? Die
virtuelle Plattform WikiLeaks ist Teil der
(sonst noch recht leeren) „publishing
entity“ sunshine press, einer unkom-
merziellen Nicht-Regierungsorganisation,
gegründet von Menschenrechtsakti-
vist_innen, investigativen Journalist-
_innen, Informatiker_innen und anderen
aktiven Menschen. WikiLeaks besteht
dabei laut Selbstauskunft als freier
Zusammenschluß aus „22 Leute[n], die
direkt in das Projekt involviert sind“ und
über 1.000 Zuarbeiter_innen aus über 60
Ländern. Öffentlich repräsentiert wird das
Projekt jedoch nur durch wenige – der aus-
tralische Hacker und Journalist Julian As-
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Solche oder ähnliche Hintergründe könn-
ten auch im aktuellen Gewirr der Ver-
gewaltigungsvorwürfe gegen Julian As-
sange vermutet werden.  Die Stockholmer
Staatsanwaltschaft stellte zwei Anzeigen,
die auf den Aussagen zweier Frauen beru-
hen. Diese wurden jedoch kurz nach ihrer
Bekanntwerdung wieder zurückgezogen,
dann als sexuelle Belästigung und schließ-
lich als Vergewaltigung wieder aufgenom-
men. Interessant ist an solchen Vorgängen
vor allem, wie sehr die interne Politik
WikiLeaks von solchen Vorwürfen beein-
flusst wird. Mittlerweile fordert Birgitta
Jónsdóttir, WikiLeaks-Aktivistin, Mitglied
der IMMI und des isländischen Parlaments
sowie Vertraute Assanges, er solle sich eine
Auszeit nehmen und andere die Fackel tra-
gen lassen. Das kratzt am „Chef“ persön-
lich, allerdings auch an geplanten Veröf-
fentlichungen, die sich durch die rechtli-
chen Querelen schon verschoben.

Assanges trotz mehrfach zugesicherter
Geheimhaltung einem Boulevardblatt zu-
gespielt wird, bekommt der Aktivist einen
Vorgeschmack dessen zu spüren, was
WikiLeaks mit anderer Menschen Daten
anstellt. So wurden z.B. Namen, Adres-
sen, Alter und Beruf von fast allen 12.801
Mitgliedern der British Nati-
onal Party oder 37.000 eMails
der NPD der Öffentlichkeit
preisgegeben. An diesem
Scheideweg macht sich zwar die
grundpolitische Einstellung der Be-
teiligten bemerkbar (es werden sichtbar
Dokumente veröffentlicht, die rechts-
extremen Organisationen und ihren
Mitgliedern Schaden zufügen kön-
nen), doch steht das Projekt damit
nicht eindeutig auf der Seite der Gu-
ten. (7) WikiLeaks selbst gibt sich neu-
tral und beteuert seine unpolitische Hal-
tung, denn es veröffentlicht „alles, was
nicht von irgendwem selbst verfasst wur-
de und ein echtes Dokument ist, egal ob
es von links oder von rechts kommt“, sag-
te Daniel Schmitt in einem Interview (8).
Hier kommt der tiefgreifende Idealismus
der Aktivisten zum Vorschein, wenn
Schmitt auf die Gefahr hingewiesen wird,
unbescholtene Personen könnten durch

Leaks zu Schaden kommen und er antwor-
tet: „Wir entwickeln uns in eine Gesell-
schaft, in der im Internet immer mehr In-
formationen zu jedem vorhanden sind.
Keiner weiß mehr, wie viel über einen
unterwegs ist. Alle Menschen werden ler-
nen müssen, damit verantwortungsbe-

wusst umzugehen.“ Datenschützer
sind die Leaker jedenfalls

nicht, eher so etwas wie
das radikale Gegenteil.

„Die Gegenseite kann ja
zurückleaken. Und dann gibt es

am Ende eine Riesenschlammschlacht
der Wahrheit. Die Öffentlichkeit ent-
scheidet, was von Interesse ist. Und was
uninteressant ist, wird untergehen.“
Dabei wird schnell klar, daß das Gere-
de von Selbstregulierung Augenwische-
rei ist. Schließlich entscheidet Wiki-

Leaks, was veröffentlicht wird, und – noch
viel wichtiger – was wie veröffentlicht wird.
Viele Dokumente, die den Aktivisten
selbst wichtig erscheinen, wurden und
werden von der etablierten Presse nämlich
kaum aufgegriffen, ihnen so die Öffent-
lichkeit versagt. Weswegen sich WikiLeaks
auch entschlossen hat, mit den etablier-
ten Medien zusammenzuarbeiten. In Zu-
kunft soll dies bedeuteten, daß „die Quel-

Im Juli 2007 veröffentlichte WikiLeaks über den Guardian ei-
nen Report des kenianischen „Anti-Korruptions-Zaren“ John
Githongo über die Milliardenkorruption des ehemaligen
kenianischen Präsidenten und seiner Regierung. Der Bericht
war wochenlang Top-Thema in den kenianischen Medien und
hatte vermutlich erheblichen Einfluß auf den Ausgang der
Präsidentschaftswahl im Dezember des gleichen Jahres. Schät-
zungen zufolge wurden 10 bis 15 Prozent der Stimmen von
diesem Leak beeinflusst.

***
Ebenfalls 2007 wurden die Richtlinien für das Gefangenenla-
ger Guantánamo Bay veröffentlicht. Sie bewiesen die schon lange
vermuteten Menschenrechtsverletzungen/Folterungen der US-
Armee.

***
Im Jahr 2008 publizierte WikiLeaks Internetsperrlisten verschie-
dener Länder, die den Sperrsystemen eine hohe Fehlerrate so-
wie oftmals den eindeutigen politischen Missbrauch bescheini-
gen.

***
Im Juli 2009 kam es zu einem großen Empathiezuwachs in
Island, als WikiLeaks mit einem internen Dokument der größ-

Völlig unpolitisch?!Völlig unpolitisch?!Völlig unpolitisch?!Völlig unpolitisch?!Völlig unpolitisch?!

Hier zeigt sich die (personelle) An-
greifbarkeit des Projektes, welches durch
deutlich dezentralere Strukturen, also
großflächige Aufgaben- und Macht-
verteilung, sicherer und nützlicher wäre.
Wenn dann ein Vernehmungsprotokoll

ten isländischen Bank aufzeigte, daß die Banker u.a. durch unsiche-
re Kredite in Milliardenhöhe erheblich zur dortigen Bankenkrise
und dem folgenden Staatsbankrott beigetragen haben. Durch viele
Medienauftritte, z.B. in der meistgesehenen Talkshow des Landes,
wurde das Konzept von WikiLeaks populär, woraus die IMMI her-
vorging, welche sich zum Ziel gesetzt hat, Island zu einem interna-
tionalen Datenfreihafen zu machen.

***
Im November 2001 kam es zum sog. Climategate, bei dem gehackte
eMails aufzeigen sollen, wie Forscher der Climatic Research Unit der
Universität von East Anglia systematisch Daten zum Klimawandel
manipuliert und verschwiegen haben sollen. Die Veröffentlichung
sorgte für viel Wirbel rund um die Klimakonferenz in Kopenhagen
(FA #37) und entfachte eine starke Diskussion um Transparenz in
wissenschaftlicher Arbeit.

***
Nur vier Tage später waren es ca. 570.000 Pager-Nachrichten, die
am 11. September 2001 in New York versendet wurden. Bemer-
kenswert hieran ist nicht so sehr der Inhalt, sondern die Erkenntnis,
daß Unternehmen schon damals in diesem Ausmaß Tele-
kommunikationsdaten und sogar Inhalte speicherten und diese wahr-
scheinlich von Regierungsstellen mitgelesen wurden.

Kleine Chronik der spektakulärsten ...Kleine Chronik der spektakulärsten ...Kleine Chronik der spektakulärsten ...Kleine Chronik der spektakulärsten ...Kleine Chronik der spektakulärsten ...
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le entscheidet, welches Medium ihr Doku-
ment für einen von ihr festgelegten Zeit-
raum als erstes sieht“, so die Ankündigung
Schmitts. Sowieso könnte sich noch einiges
tun auf WikiLeaks’ Kreuzzug der Informa-
tionsfreiheit. So soll ein Heer von freien
Mitarbeiter_innen den enormen Arbeits-
aufwand der Prüfung und Aufarbeitung
von immer mehr Dokumenten vor allem
dadurch leisten können, daß es von haupt-
amtlichen Mitarbeiter_innen koordiniert
wird. Die Bezahlung dieser soll wiederum
durch eigene Stiftungen in allen möglichen
Ländern geleistet werden. Noch über-
nimmt das die Wau-Holland-Stiftung (9),
die Spenden für das Leakprojekt ein-
nimmt. Diese beruhigte auch die schnell
laut werdenden Stimmen über die In-
transparenz von WikiLeaks’ Finanzen und

schlüsselte öffentlich auf, was in etwa für
Technik- und Reisekosten drauf ging. An
der Undurchsichtigkeit nehmen immer
mehr Kritiker_innen Anstoß und so hat
sich – frei nach dem Motto „Wer über-
wacht die Überwacher?“ – kürzlich sogar
schon WikiLeakiLeaks gegründet (10).
Doch auch ohne die doppelmoralistische
Transparenzschiene zu fahren gibt es durch
den oben erwähnten blinden Idealismus
genug Anlaß, Kritik zu üben. Gibt sich
WikiLeaks auch noch so unpolitisch, so
können sie dennoch nicht vor ihrer politi-
schen Verantwortung fliehen. Völlige In-
formationsfreiheit macht vielleicht in ei-
ner völlig aufgeklärten Gesellschaft Sinn,
auf dem Weg dahin ist das Verhältnis von
freier Information zur Aufklärung jedoch
ein höchst ambivalentes. So werden Infor-

mationen niemals völlig objektiv ihre
Rezipient_innen erreichen und sind Zeit-
punkt, Ort und vor allem Art ihrer Ver-
öffentlichung und Aufarbeitung immer
Mittel für einen politischen Zweck, der
sich in der Konkurrenz der Interessens-
parteien erst nach dem Medienfilter zeigt.
So lässt sich mit einer medienkom-
petenten Handhabung des Instruments
gezielt Einfluß auf politische Entscheidun-
gen üben und so letztlich selbst Politik
machen. Genauer gesagt ist diese politi-
sche Einflußnahme immanenter Bestand-
teil des WikiLeaks-Konzeptes, über wel-
chen sich die Aktivist_innen in Zukunft
besser bewusst werden sollten, anstatt nur
„den Mächtigen an’s Bein [zu] pinkeln“
(Assange).

(1) WikiLeaks hält mit dieser Begründung noch gut 15.000 Dokumente zurück, kündigte aber ihre Veröffentlichung nach weiteren Prüfungen an
(2) angloamerikanischer Rechtsbegriff, der im Deutschen mit “Tippgeber“ eine unzulängliche Entsprechung hat, siehe auch: http://de.wikipedia.org/
wiki/Whistleblower
(3) größter BitTorrent-Tracker (Vermittler von Tauschanfragen für Daten) und Flaggschiff der schwedischen Anti-Copyright-Organisation Piratbyrån
(Piratenbüro), trug durch die medienwirksame Beschlagnahme ihrer Server 2006, den folgenden Rechtsstreit und die öffentliche Auseinanderset-
zung darum maßgeblich zum Erfolg der Piratenpartei (nicht nur) in Schweden bei
(4) Aus dem Umfeld der Piratbyrån Anfang 2006 gegründete schwedische Piratenpartei für Informationsfreiheit, Datenschutz und eine Reform des
Urheberrechts, nach deren Vorbild es Piratenparteien in mittlerweile über 40 Staaten gibt.
(5) http://immi.is/ oder/oder http://de.wikipedia.org/wiki/Icelandic_Modern_Media_Initiative
(6) im Original: http://file.wikileaks.org/file/us-intel-wikileaks.pdf
(7) Es passt, wenn dctp ein aufschlußreiches Interview „Wir sind die Guten“ betitelt: http://www.dctp.tv/#/meinungsmacher/wikileaks-schmitt
(8) http://www.taz.de/1/netz/netzpolitik/artikel/1/wir-brauchen-die-obskuritaet-noch/
(9) nach dem verstorbenen Hacker, Freidenker, Datenphilosophen und Mitbegründer des Chaos Computer Club benannter gemeinnütziger Verein
(10) Klicken unter Vorbehalt, wenn schon bekannte Firewalls warnen: „Auf www.wikileakileaks.org sollten Sie Vorsicht walten lassen.“

shy

Am selben Tag begann WikiLeaks mit der Veröffentlichung gro-
ßer Teile der geheimen (selbst Bundestagsabgeordneten nicht zu-
gänglichen) Toll Collect-Verträge. Das Konsortium täuschte damals
über die Funktionsfähigkeit des Mautsystems und verschwieg die
mit dem Bundesverkehrsministerium ausgehandelte Milliarden-
rendite.

***
Im Dezember 2009 folgte der Feldjäger-Report zur durch einen
deutschen Offizier ausgelösten Bombardierung von zwei Tank-
lastern in Afghanistan, bei dem 142 Menschen (größtenteils Zi-
vilisten) umkamen, der bewusste Fehlinformationen der Regie-
rung bewies und eine innenpolitische Krise auslöste.

***
Im März 2010 dann ein aufschlußreicher CIA-Report, der sich
mit den Meinungen der europäischen Bevölkerung zum Afgha-
nistan-Krieg, und wie diese im Sinne der USA zu beeinflussen
sind, beschäftigt.

***
Im April 2010 ging mit www.collateralmurder.com ein Video der
U.S.-Streitkräfte im Irak online, welches die Erschießung von au-
genscheinlich Unbewaffneten zeigt und allein in den ersten 72
Stunden bei YouTube 4,5 Millionen Zuschauer_innen erreichte.

Assange und ein paar Mitstreiter schlossen sich für die
Entschlüsselung, Übersetzung und mediengerechte Aufarbeitung
des Videos mehrere Wochen in ein eigens angemietetes unauffäl-
liges Haus in Reykjavik ein, um mit diesem „ProjectB“ im April
2010 den medialen Coup zu landen, der ihnen die wichtigen fi-
nanziellen Mittel und Weltöffentlichkeit für die nächsten Veröf-
fentlichungen einbringen sollte.

***
Im Juli dann das sog. Afghanische Kriegstagebuch, eine Samm-
lung von über 76.000 Dokumenten von Soldaten, Geheimdiens-
ten, Botschaften und anderen Quellen aus den Jahren 2004 und
2010. Neben vor allem für die USA sehr ärgerlichen Enthüllun-
gen militärischer Art wirft der Leak ein desaströses Bild auf die
Sicherheitslage in Afghanistan. Auch Informationen zu Osama
bin Ladens Beteiligung lassen sich darin finden. Die Dokumente
wurden vorher Spiegel Online, der New York Times und dem Gu-
ardian zur Analyse und zeitgleichen Veröffentlichung überlassen,
was die gesamte mediale Aufmerksamkeit enorm steigerte.

***
Im August 2010 wurden Unterlagen zur Planung und Genehmi-
gung der Loveparade 2010 veröffentlicht, bei der in einer
Massenpanik 21 Menschen umkamen.

... Veröffentlichungen von WikiLeaks... Veröffentlichungen von WikiLeaks... Veröffentlichungen von WikiLeaks... Veröffentlichungen von WikiLeaks... Veröffentlichungen von WikiLeaks



20

F
ei

er
ab

en
d
! 

  
O

k
to

b
e
r 

-
 D

e
z
e
m

b
e
r 

2
0

1
0
  

#
3
8

Nachbarn

Die deutsche Presse und der Fall „Griechenland“
n Krisenereignissen der relativ neuen
Art hat man in den letzten drei Jah-

ren einiges mitbekommen. Da gibt es eine
Krise bei Finanzprodukten, die angeblich
die Banker selber nicht verstehen. Dann
gibt es eine weltweite Bankenkrise. Dar-
auf folgt eine Krise in der Automobil-
wirtschaft und sowieso eine gesamt-
wirtschaftliche Krise. Zwischendurch sind
auch schon immer wieder Staaten kurz vor
dem Staatsbankrott gewesen und mussten
Hilfegesuche an den IWF stellen. In jüngs-
ter Zeit war zunächst ein Mitgliedsstaat
der Euro-Zone in Bedrängnis geraten –
Griechenland, aber mittlerweile sind es
mehr geworden, u.a. Spanien. Gegen Grie-
chenland ist in dieser Phase eine richtige
Hetzkampagne in den deutschen Medien
losgetreten worden. Ein Auszug davon, der
berüchtigte Brief der BILD an den Minis-
terpräsidenten Griechenlands, soll hier
stellvertretend kritisiert werden.
Dass die BILD ein Stück schlechter Jour-
nalismus ist, in diesem Urteil sind sich vor
allem Menschen mit einem höheren Bil-
dungshintergrund einig. Und sicherlich
entstammen Aussagen, dass „wir“ Grie-
chenland den Trainer Ihrer Fußball-Euro-
pameister „geschickt haben“, so dass „die“
Griechen uns mal so richtig dankbar sein
sollten, dem nationalistischen Absurdi-
tätenkabinett. Warum sich also mit der
BILD ernsthaft argumentativ auseinander-
setzen? Nicht nur aufgrund der Auflage

und des Einflusses der Zei-
tung halten wir das für

wichtig. Sondern
vor allem finden

sich in dem

Brief Vorstellungen über Staatsschuld,
Korruption und Wirtschaftskraft, über
Fleiß und Faulheit, über „Wir“ und „Die“,
die sich anders formuliert auch jenseits des
Boulevards im Spiegel oder der FAZ fin-
den und zum Standardrepertoire des
Bürgerverstands gehören. Wir meinen also,
es lohnt sich, diese Vorstellungen einmal
genauer zu betrachten und sie zu kritisie-
ren. Zugleich soll damit der Weg etwas frei
gemacht werden für die Fragen anlässlich
der aktuellen Krise, die es erlauben, zu ver-
stehen, was da passiert.
„Lieber Herr Ministerpräsident, wenn Sie
diese Zeilen lesen, haben Sie ein Land be-
treten, das ganz anders ist als das Ihre. Sie
sind in Deutschland. Hier arbeiten die Men-
schen, bis sie 67 Jahre alt sind. Ein 14. Mo-
natsgehalt für Beamte gibt es schon lange
nicht mehr.“
Griechenland hat ein Problem mit seiner
Staatsverschuldung, Deutschland nicht.
Die „Analyse“ der BILD zeichnet sich hier
schon ab: In Griechenland lebten die Men-
schen besser und arbeiteten weniger. Der
Staat gebe mehr aus und die Wirtschaft
bekomme wegen der geringen Arbeitsleis-
tungen weniger hin. Kein Wunder also,
dass die Finanzmärkte zu dem Resultat ge-
kommen sind, dass der Rückzahlung der
griechischen Staatsverschuldung nicht zu
trauen sei. Das gesetzliche Rentenalter in
Deutschland hat die vergangene Regierung
jüngst von 65 auf 67 Jahre angehoben. In
Griechenland, so will es z.B. die Financial
Times Deutschland weis machen, würde
das Rentenalter bei 53 Jahren liegen. In
anderen Artikeln steht, dass das durch-
schnittliche Rentenalter bei 61 Jahren lie-
ge. Das ganze Durcheinander kommt da-

rüber zustande, dass
laufend gesetzliche Be-
stimmungen zur Ren-
te (z.B. wann darf je-
mand frühestens Ren-
te bekommen und
welches Alter muss je-
mand erreichen, um
ohne Abzüge in Rente
zu gehen) durcheinan-
der gebracht werden,
mit nicht zuletzt der
Frage, in welchem Al-

ter denn tatsächlich der Durchschnitt der
Lohnarbeiter oder Staatsbeamte in Rente
geht. Mit diesen Verwechslungen lässt sich
natürlich eine erstaunliche Differenz kon-
struieren. Kaum jemand in Deutschland
geht aber erst mit 67 Jahren in Rente. Auch
vorher ist schon kaum jemand mit 65 Jah-
ren in Rente gegangen. Selbst das Statisti-
sche Bundesamt Deutschland rechnet in sei-
nen Prognosen mit dem bisherigen – sogar
noch großzügig ausgelegten – tatsächli-
chen Renteneintrittsalter von 60 Jahren im
Durchschnitt in der BRD. Wenn der
Durchschnitt bei 60 Jahren liegt, dann ist
auch klar, dass sich auch in Deutschland
Leute finden, die bereits in den 50er Jah-
ren in Rente gehen. Wenn die Bundesre-
gierung also vor kurzem das gesetzliche
Rentenalter von 65 Jahre auf 67 Jahre an-
gehoben hat, dann ändert das an dem tat-
sächlichen Renteneintrittsalter nichts. Da-
mit hat die Regierung nur die Abschläge
von der Rente erhöht, die die Rentner hin-
nehmen müssen. Sie hat über diesen Um-
weg schlicht die Renten gekürzt. Durch
diese Verarmung von Lohnarbeitern im
Alter wurde natürlich eine Zwangslage ge-
schaffen, derzufolge die Leute von sich aus
länger arbeiten wollen. Aber auch in der
Vergangenheit, z.B. im Zuge der Agenda
2010, hat ein so geschaffener Zwang nicht
zu einem höheren tatsächlichen Renten-
eintrittsalter geführt. Das hat seinen
Grund darin, dass die Lohnarbeiter es in
der Regel gar nicht selber in der Hand ha-
ben, wie lange sie beschäftigt sind. Unter-
nehmen tun einiges dafür, dass alte Men-
schen frühzeitig im Betrieb aufhören, weil
sie öfter krank werden. Einen neuen Job
finden ältere Menschen, die arbeitslos ge-
worden sind, daher in der Regel sowieso
nicht. Die Unternehmen sorgen ja auch
dafür, dass die Anstrengungen bei der Ar-
beit laufend hoch bleiben und höher wer-
den, so dass ältere Menschen den Job ein-
fach gar nicht mehr aushalten können.
Kurzum: Der Rentenvergleich von der
BILD ist konstruiert. Nicht zuletzt ist die
ganze Argumentation vom Zynismus her
kaum zu überbieten, wenn ausgerechnet
mit der vorhandenen Armut in Deutsch-
land gewuchert wird, um mehr Armut in
Griechenland einzufordern. In dieser Hin-

A
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sicht bleibt also die miese Frage: Schafft
es Deutschland tatsächlich besser, die für
kapitalistische Berechnungen nutzlosen
und den Reichtum der Gesellschaft ein-
fach auffressenden Rentner effizienter zu
verarmen als Griechenland? Keine Frage,
Deutschland hat schon immer eine Alters-
armut besessen und in letzter Zeit wurde
diese ordentlich ausgebaut. Aber das grie-
chische Renten- und Lohnniveau sowie die
Beamtengehälter liegen alle deutlich un-
ter dem EU-Durchschnitt. Auch ein 14.
Monatsgehalt bei den Staatsdienern macht
bei einem Durchschnittslohn im öffentli-
chen Dienst von 1.200 • und durch-
schnittlichen Lebenshaltungskosten, die
nur leicht unter den deutschen liegen, das
Leben nicht einfacher, wenn von diesem
Gehalt aufgrund der hohen Arbeitslosig-
keit in der Regel noch mehrere Familien-
mitglieder unterhalten werden müssen
(Der herkömmliche Lohn jenseits des
Staatssektors beträgt dagegen je nach Bran-
che und Region zwischen 700 und 1000
•). Das ist auch der Grund dafür, warum
sich die meisten Griechen darum küm-
mern müssen, neben dem offiziellen Job
hie und da noch was dazuzuverdienen,
auch die Ärzte. Daher ist der folgende
Hinweis der BILD zwar zur Hälfte viel-
leicht richtig, aber kein guter Beitrag zur
Klärung der Verschuldungskrise:
„Hier muss niemand tausend Euro Schmier-
geld zahlen, damit er rechtzeitig ein Bett im
Krankenhaus kriegt.“
Die Sitte, bei jeder Geschäftsgelegenheit
neben dem offiziellen Preis noch mal ein
gesondertes „Dankeschön“ abdrücken zu
müssen, ist wohl in Griechenland weiter
verbreitet als in Deutschland. Der Grund
dafür liegt ja gerade darin, dass auch 14
Monatsgehälter nicht mal zum schlichtes-
ten Leben reichen und damit der flächend-
eckende Anreiz besteht, Zusatzverdienste
einzustreichen. Korruptionsskandale gibt
es in der BRD auch immer wieder. Wenn
sie aufgedeckt werden, zeigt sich z.B., wie
ein halbwegs gut bezahlter Politiker einen
Millionenbetrag von einer Baufirma an-
genommen hat. Hier ist die Aussicht, von
der Einkommens-Mittelklasse in die Ober-
klasse zu gelangen, der Grund für die
Korruptionsbereitschaft des Politikers. Ge-
nau deswegen werden Staatsangestellte ein
wenig besser gestellt als der Rest, um so

besser, je mehr die Machtbefugnisse rei-
chen. Der Staat will damit einigermaßen
sicherstellen, dass die Staatsdiener auch das
tun, was das Gesetz vorsieht und nicht ihre
Machtbefugnisse für Privatmanöver aller
Art ausnutzen. Wenn in einem Land wie
Griechenland scheinbar ein Schmiergeld
mehr die Regel ist, zeigt das doch nur, dass
der Staat sich die Loyalität nicht im ent-
sprechenden Umfang erkauft, weil er es
sich selber nicht leistet. Das Verhältnis der
Korruption wird von der BILD auf den
Kopf gestellt: Sie sagt, dass die Korrupti-
on der Grund dafür sei, dass die griechi-
sche Wirtschaft nicht entsprechend
flutscht. Die Wahrheit ist, dass sich die
Korruption dort um so mehr breit macht,
wo die Wirtschaft nicht so flutscht.
Noch ein kurzer Hinweis: Korruption als
Ausdruck von nicht-gesetzlich vorgesehe-
nen Einnahmen mag es in den deutschen
Krankenhäusern noch nicht so umfang-
reich geben. Natürlich weiß aber heutzu-
tage jeder Mensch, dass die normale Kran-
kenversicherung eine ordentliche Behand-
lung nicht mehr gewährleistet. Eine pri-
vate Krankenversicherung ersetzt hier für
diejenigen, die es sich leisten können, das
Schmiergeld.
„Deutschland hat zwar auch hohe Schulden
– aber wir können sie auch begleichen.“
Dieser Satz soll die Staatsverschuldungs-
krise Griechenlands erklären und ja nicht
einfach die Tatsache feststellen, dass Grie-
chenland derzeit Probleme hat und
Deutschland nicht. Deutschland hat einen
absoluten Schuldenstand von ca. 1500
Mrd. Euro. Griechenland hat ca. 200 Mrd.
Euro Schulden. Jährlich muss ein Teil die-
ser Schulden bezahlt werden. Weil es auch
Staatsanleihen mit längeren Laufzeiten
gibt, müssen also nicht jährlich alle Schul-
den zugleich zurückbezahlt werden. So
musste z.B. im Jahr 2009 alleine der Bun-
deshaushalt der BRD ca. 250 Mrd. Euro
nur für die bisherigen Schulden bezahlen.
Griechenland hat derzeit Probleme, seine
jährlich fälligen Schulden zu bezahlen. Die
BILD tut hier aber so, als wenn Deutsch-
land tatsächlich seine Schulden begleichen
könnte, also auszahlen könnte. Das wird
Deutschland aber niemals wirklich schaf-
fen, denn um bei dem Vergleich mit dem
Bundeshaushalt zu bleiben: Die gesamten
Steuereinnahmen des Jahres 2009 für den

Bund betrugen ca. 228 Mrd. Euro. Die
Staatsschuld „funktioniert“ nur solange,
wie die Staaten für die fälligen Altschulden
neue Investoren finden, die ihnen das Geld
leihen, damit sie die bisherigen Investo-
ren auszahlen können. Im Bundeshaushalt
wird dieser Haushaltsposten so bezeichnet:
„Schuldentilgung am Kreditmarkt durch
Kredite vom Kreditmarkt“. Dass dieses
Verfahren für fast jedes Land der Welt so
gilt, kann man leicht in den zugänglichen
Statistiken im Netz nachschauen.
Das Problem, was Griechenland derzeit
hat und Deutschland eben nicht, ist, dass
sich nicht genügend Investoren finden, die
neues Geld verleihen wollen, damit die al-
ten Schulden bezahlt werden können. Von
„Begleichen“ kann also keine Rede sein.
Hier wäre ein richtiger Anfangspunkt der
Frage gefunden, warum Griechenland Pro-
bleme hat: Warum misstrauen die Finanz-
märkte ihrer langjährigen Praxis, die fälli-
gen Altschulden von Griechenland durch
neues verliehenes Geld fortzuführen? Das
ist aber nicht die Frage der BILD, die sie
dann so beantwortet:
„Weil wir morgens ziemlich früh aufstehen
und den ganzen Tag arbeiten. Weil wir von
unserem Gehalt immer auch einen Teil für
schlechte Zeiten sparen. Weil wir fitte Fir-
men haben, deren Produkte rund um den
Globus gefragt sind.“
Wie gesagt, könnte Deutschland mit sei-
nen privaten Ersparnissen und den Gewin-
nen der Weltmeister-Unternehmen nie



22

F
ei

er
ab

en
d
! 

  
O

k
to

b
e
r 

-
 D

e
z
e
m

b
e
r 

2
0

1
0
  

#
3
8
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und nimmer seine Schulden zahlen. Von
daher ist diese Antwort absurd. Nimmt
man die Frage jetzt aber anders: Warum
misstrauen die Finanzmärkte Griechen-
land und nicht Deutschland, dann könn-
te man sich denken, dass da was dran ist.
Es stimmt, Deutschland als Exportwelt-
meister hat fitte Firmen, Griechenland
kaum. Die BILD legt nahe, das liege daran,
dass Menschen hier in Deutschland mehr
und länger arbeiten, die Griechen dage-
gen einfach faul sind. In der Zusammen-
stellung der BILD ist wieder alles auf den
Kopf gestellt: Erstens liegt es in der kapi-
talistischen Gesellschaft überhaupt nicht
im Willen der Menschen, zu arbeiten oder
auch intensiv oder lange zu arbeiten. In
Deutschland gibt es zig Millionen Arbeits-
lose, die von Hartz IV sehr schlecht leben.
Dass diese sich sogar um die 1-Euro-Jobs
reißen und der Staat sie dazu gar nicht son-
derlich zwingen muss, zeigt, wie verzwei-
felt die Menschen sich nach jedem zu-
sätzlichen Einkommen strecken wol-
len. Dieses Wollen der Lohnab-
hängigen beruht wiederum
schlicht auf der hiesi-
gen gesellschaft-
lich eingerichte-
ten Alternativlo-
sigkeit, den eigenen
Lebensunterhalt durch
nichts anderes als
durch Lohnarbeit
bestreiten zu müs-
sen. Die Frage in
kapitalistischen Gesell-
schaften ist für die übergroße Mehrheit der
Menschen nie, ob sie arbeiten wollen oder
nicht, sondern ob ihnen ein Unternehmen
eine Beschäftigung anbietet. In dieser Hin-
sicht sieht es in Griechenland abgesehen
von Tourismus, ein paar Werften und dem
Staatssektor einfach mau aus, sie haben
keine fitten Firmen. Sind Arbeitsplätze
vorhanden, ist es in Griechenland wie in
Deutschland dasselbe: Kein Lohnarbeiter
handelt mit seinem Unternehmen aus, wie
lange und wie intensiv er rangenommen
wird. Das definieren die Unternehmen
vorweg, bieten einen fertig eingerichteten
Arbeitsplatz an und warten, wer da
kommt. In der Regel haben sie dabei nie
das Problem eines mangelnden Angebots
an willigen Lohnarbeitern. Und ist der

Vertrag erstmal unterschrieben, dann ist
es wiederum das Management, das Über-
stunden fordert oder die Maschine schnel-
ler stellen kann. Hier am letzten Punkt ist
die Absurdität der BILD perfekt: Als wenn
bei VW und BMW in ihren Maschinen-
parks irgendetwas von der individuellen
Leistung des Arbeiters abhängig gemacht
würde. Die Unternehmen haben sich
durch die Maschinen davon unabhängig
gemacht und der Arbeiter muss sehen, wie
er damit zurechtkommt. Lange und inten-
siv arbeiten wollen, schafft keine fitten Fir-
men. Fitte Firmen schaffen lange und in-
tensive Arbeitstage.
Fitte Firmen zeichnen sich dadurch aus,
dass sie sich gegen andere fitte Firmen in
der Konkurrenz um die globale Nachfrage
behaupten können und die nicht so fitten
Firmen niederkonkurrieren. Die deutschen
Exportweltmeister füllen ja auch die grie-

chischen Warenhäuser, was als
Tatsache nur ausdrückt, dass
sich in Griechenland nie-
mand gegen diese starken
Konkurrenten durchset-

zen konnte. Insofern ist
Griechenland ein Verlierer

des europäischen Bin-
nenmarktes im Be-

sonderen und
der weltweiten
Konkurrenz
im Allgemei-
nen. Um heu-

te eine fitte Fir-
ma zu gründen,

braucht es Unsummen an Geld. Nicht weil
die Löhne so hoch wären, sondern weil
man vergleichsweise produktive Maschi-
nenparks hinstellen muss. Daran entschei-
det sich hauptsächlich, wer Gewinner ist
und wer Verlierer. Als erstes braucht ein
Land oder seine Unternehmen ordentliche
Geldmassen, um eine Produktionsstätte
aufzustellen, in der dann die Lohnarbeiter
hart, lange und intensiv arbeiten dürfen.
Erst mit dieser entscheidenden Bedingung
– viel Geld für eine moderne Produktions-
stätte – kommt es dann im zweiten Schritt
darauf an, diese durch viel und intensive
Arbeit zu betreiben, damit der Erfolg in
der Konkurrenz gesichert wird. Nicht die
Arbeitsleistung ist die entscheidende Waf-
fe in der kapitalistischen Konkurrenz, son-

dern die Geld- bzw. Kapitalmassen. Wenn
die gegeben sind, kommt die nötige Ar-
beitsleistung fast von alleine.
Diese Kapitalmassen gab es in Griechen-
land bis zum Eintritt in die Europäische
Gemeinschaft 1981 gar nicht. Griechenland
hat sich durch den Beitritt versprochen,
dass es darüber zu einigen Kapitalmassen
kommt. Ein paar Investoren sind ja auch
hingegangen, ein paar Transferleistungen
hat Griechenland auch bekommen. Ein
wenig hat sich was entwickelt. Dies und
der Beschluss 1992, in der Euro-Zone mit-
zumachen, hat Griechenland dann erst das
Vertrauen der Investoren und damit den
Kredit verschafft, der sich bis heute ange-
sammelt hat. Die Hauptsummen wurden
nämlich in den 90er Jahren aufgenommen,
um eine Entwicklung in Griechenland zu
fördern. Die hat sich nicht eingestellt und
das ist recht einfach zu erklären: Wenn
Griechenland seine nationale Wirtschaft
mit Staatskredit in Höhe von 200 Mrd.
Euro aufzupäppeln versucht, muss man
sich nicht wundern, dass der Exportwelt-
meister Deutschland mit seinem Staats-
kredit von 1500 Mrd. Euro, seine Wirt-
schaft noch besser aufpäppelt und die Kon-
kurrenz der Standorte dann sachgerecht
Verlierer und Gewinner schafft.
Damit ist die Griechenland-Krise aber
noch nicht erklärt. Die Hauptschulden-
last wurde in den 90er Jahren angesam-
melt, nicht erst im letzten Jahr. Griechen-
land versuchte, mit diesen Krediten die
Grundlagen dafür zu schaffen, dass eine
kapitalistische Entwicklung entstehe. Das
hat nicht geklappt. Der Staat ist der
Hauptarbeitgeber geblieben, nicht die Pri-
vatwirtschaft. Warum sind die Investoren
dann ausgerechnet jetzt erst so verunsichert
ob der Güte der griechischen Staatsschuld?
Dass Griechenland die Kriterien der EU
nicht eingehalten hat und bei den alljähr-
lichen Reports sogar etwas geschummelt
hat, also buchhalterisch kreativ geworden
ist, ist ebenfalls lange Jahre bekannt. Wei-
ter war Griechenland ja scheinbar erst der
Anfang und weitere Euro-Staaten geraten
unter Druck. Könnte es daher nicht sein,
dass nicht der Euro das Opfer von Grie-
chenlands Staatsverschuldung ist, sondern
umgekehrt Griechenland das Opfer des
Euros? Da wäre dann zu klären, warum
die EU-Staatschefs eine solche Härte ge-
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weitere Texte und Infos:
http://www.junge-linke.org/

lich sieht es in Morsleben aus. Auch dort
sickert Grundwasser ein, in den letzten
Jahren stürzten wiederholt tonnenschwere
Salzbrocken von der Decke.
Der desolate Zustand dieser Lagerstätten
setzt die Regierung zusätzlich unter Druck,
endlich ein geeignetes Endlager zu präsen-
tieren. Denn längere Laufzeiten bedeute-
ten natürlich auch mehr Atommüll
(Greenpeace zufolge zusätzlich 4800 Ton-
nen), und die müssen irgendwo hin. Ab
Oktober soll darum nach zehnjähriger
Pause die Erkundung des Salzstocks Gor-
leben wieder beginnen, angeblich um zu
prüfen, ob dieser als Endlager geeignet sei.
Allerdings ist Gorleben bislang der einzi-
ge Standort, der so „geprüft“ wird, die
Entscheidung ist also wohl längst gefallen.
Die schwarz-gelbe Koalition muss ein
Endlager vorweisen – Sicherheitsbedenken
werden aus diesem politischem Interesse
heraus ignoriert.
Und weil das Atomgesetz ohnehin geän-
dert werden muss, soll auch gleich eine
Klausel aufgenommen werden, mit der
z.B. Bauern, unter deren Land sich Teile
des Salzstocks befinden, enteignet werden
können. Auch das könnte den alljährlichen
Anti-Castor-Protesten in diesem Herbst
neue Schubkraft verleihen. Der diesjähri-
ge Castor-Transport wird am ersten
Novemberwochenende anrollen. Am 6.
November findet eine Großdemonstration
statt, am 7. November wird der Zug mit
den Castorbehältern voraussichtlich das
Wendland erreichen, bevor am 8. Novem-
ber der Transport über die Straße weiter-
geht (2). Hier gibt es Gelegenheit, sich der
Atommafia auch ganz praktisch entgegen

zu stellen. Also, auf ins Wendland –
um der schwarz-gelben Regie-

rung einen heißen Herbst zu
bescheren!

onkel mo

(1) Das Dokument ist als
PDF unter http://
www.spiegel.de/media/
0,4906,24307,00.pdf zu
finden.
(2) Diese Termine könnten
sich kurzfristig noch ändern.
Mehr Infos findet ihr unter
www.castor2010.de.

Fortsetzung von Seite 1...

Kernkompetenzen stärken

Der von der rot-grünen Regie-
rung geplante Atomausstieg wird

damit weiter vertagt. Nun könnte es noch
bis 2040 dauern, bis der letzte Reaktor
vom Netz geht. Oder noch länger, denn
die Laufzeiten werden nicht nach Jahren,
sondern nach Strommenge berechnet. Das
haben die Konzerne schon früher genutzt,
um Kraftwerke länger am Netz zu halten,
indem Meiler mit gedrosselter Leistung
betrieben und Strommengen von einem
Reaktor zum andern übertragen wurden.
Umweltminister Röttgen versucht, den
Rückschritt als großen Schritt voran zu
verkaufen: „Wir haben den Fahrplan ins
Zeitalter der erneuerbaren Energien auf-
gestellt.“ Die Kernkraft wird rhetorisch
glatt zum Ökostrom gemacht. Sie sei „das
geeignete Instrument, um auch im Stadi-
um des Übergangs in das regenerative Zeit-
alter das Ziel einer wirtschaftlichen, sau-
beren und sicheren Energieversorgung zu
sichern“. Entscheidender dürfte sein, dass
die Regierung sich davon „volkswirtschaft-
lich positive Effekte“ erhofft: Die weitere
Förderung der Kernkraft ist eben der be-
quemste Weg, die CO2-Emission zu ver-
ringern, ohne die Wirtschaft zu belasten.
Laut dem Bundesfinanzministerium sol-
len die zusätzlichen Steuereinnahmen
„auch dazu beitragen, die aus der notwen-
digen Sanierung der Schachtanlage Asse II
entstehende Haushaltsbelastung des Bun-
des zu verringern.“ Ob es dazu kommt, ist
fraglich, denn das Geld wird auch benö-
tigt, um den Staatshaushalt zu stabilisie-
ren. Und dem derzeitigen Atomgesetz nach
trägt der Bund die Kosten für Betrieb und
Stilllegung des Lagers. Nicht nur
die Lage in der Asse II beweist,
dass die Kernkraft kei-
neswegs so sicher und
sauber ist, wie die Regie-
rung behauptet. Das ehe-
malige Salzbergwerk wird seit 1967
zur Lagerung von radioaktivem
Müll genutzt. Seit 1988 dringt
Wasser ein, was nicht nur zu ei-
ner Verseuchung des Grundwas-
sers, sondern auch zum Einsturz
der Anlage führen könnte. Ähn-

(...)

gen Griechenland bzw. gegen die dortige
Sozialpolitik einfordern. Die Phantasie der
deutschen Presse in Sachen Grausamkei-
ten für die griechisches Masse an Lohnab-
hängigen unterscheidet sich dabei nicht
von der der Politiker. Letztere haben nur
einen ganz anderen Grund – die Rettung
ihrer Euro-Konstruktion.

Als Fazit der BILD – aber auch der allge-
meinen deutschen Pressehetze – kann man
festhalten: Sie stellt das Verhältnis von
dem, was der Staat und die Wirtschaft den
Arbeitenden abverlangt und was Letztere
deswegen wollen müssen, auf den Kopf.
Sie stellt das Verhältnis von erfolgreich
Reichtum vermehren und Schulden ma-
chen auf den Kopf. Sie tut so, als wenn
die ganze Sache eine individuelle Fehlleis-
tung des griechischen Staates ist, der seine
Bürger nicht genug drangsaliert hat. Sie
agitiert ihre Leser für eine unerbittliche
Härte gegen die griechischen Lohnabhän-
gigen. Dabei wuchert sie mit der Armut,
die die BRD und deren Unternehmen hier
in Deutschland hergestellt haben. Sie spe-
kuliert darauf, dass die Leserschaft stolz
auf ihre Armut ist, weil sie dabei arm, aber
insgesamt erfolgreich sei. Das geht nur,
weil sie sowohl im Falle Griechenlands als
auch im Falle BRD immer von einem
„Wir“ bzw. „Die“ redet. Dabei ist es erst
einmal der Staat, der Schulden hat und
nicht die Lohnabhängigen. Dabei ist es der
Staat, der beschließt, wie stark er bei den
Steuern zulangt oder nicht – und nicht die
Steuerzahler. Dabei sind es die Unterneh-
men, die erfolgreich wachsen in der glo-
balen Konkurrenz, während die Lohnar-
beiter ständig einzusehen haben, dass ihr
Lohn zu hoch ist – in der BRD wie in Grie-
chenland.

Junge Linke – Gegen Kapital und Nation



24

F
ei

er
ab

en
d
! 

  
O

k
to

b
e
r 

-
 D

e
z
e
m

b
e
r 

2
0

1
0
  

#
3
8

Für ein ganz anderes Klima! CCS und Emissionshandel stoppen!

Das internationale Bündnis Climate Justice Action solidarisiert sich mit indigenen Netzwerken
aus dem globalen Süden und ruft in der Woche um den 12. Oktober zu Aktionen gegen den
klimapolitischen Alltagswahnsinn auf. In Leipzig findet am 15. Oktober anlässlich des ‘Global
Day of Action for Climate Justice’ eine Aktionsdemo statt – organisiert von Klimagerechtigkeit
Leipzig und gegenstromberlin. Dabei sollen anhand von konkreten Stationen Fixpunkte der von
fossilen Brennstoffen abhängigen Energiepolitik aufgezeigt und kritisiert werden.

Der Kern der internationalen Klimapolitik basiert auf rein wirtschaftlichen Überlegungen. Die im Kyoto-Protokoll
festgeschriebenen „flexiblen Mechanismen“ (Emissionshandel, Joint Implementation JI, Clean Development
Mechanism CDM) sind ein komplexes System mit einem einzigen offiziell erklärten Ziel: Die Erfüllung der im Kyoto-
Protokoll festgeschriebenen Emissions-Reduktionsziele für die Industrieländer kostengünstig zu gestalten. Durch
zahlreiche Umsetzungsfehler und nicht zu schließende Lücken führen diese Mechanismen insgesamt nicht zu weni-
ger, sondern zu mehr Emissionen. (siehe Exkurs Seite 25)

Gleichzeitig zementieren sie den Status quo unserer fossilen Energie-Infrastruktur und bieten somit auch langfris-
tig keine angemessene Antwort auf den Klimawandel, sondern forcieren ihn im Gegenteil. Die „Flexibilität“ dieser
Mechanismen liegt in erster Linie darin begründet, dass sie nur den Emissionsausstoß, aber nicht die Art der
Energieerzeugung regelt. Außerdem wird  den Industrieländern die Erfüllung ihrer Reduktionsverpflichtungen durch
Investitionen in Projekte in Schwellen- und Entwicklungsländern ermöglicht. So können die Industrieländer ihre
minimalen Reduktionsverpflichtungen durch den Handel mit Emissionsberechtigungen und den Zertifikaten aus
den CDM-Projekten einhalten ohne die Energieerzeugung konsequent von fossilen Großkraftwerken auf dezentrale
erneuerbare Energien umzustellen. Die flexiblen Mechanismen sind kein erster Schritt in Richtung einer klima-
verträglichen Lebensweise, sondern verbauen den Weg dorthin.

Eine klimaverträgliche Lebensweise ist nur zu erreichen, wenn die fossilen Brennstoffe im Boden bleiben.

Neben den flexiblen Mechanismen des Kyoto Protokolls werden Geoengineering-Projekte verfolgt, die ebenfalls
keine Lösung, sondern Teil des Problems sind. Eines dieser Projekte ist Carbon Capture and Storage (CCS). Anstatt
die fossilen Brennstoffe im Boden zu lassen, soll bis zu 70% des bei ihrer Verbrennung in Großkraftwerken entste-
henden CO2 abgeschieden und unterirdisch gelagert werden. Dabei wird ein nicht unerheblicher Wirkungsgrad-
verlust und ein damit einhergehender steigender Bedarf an Rohstoffen in Kauf genommen. Wie schon bei den
Unfällen während der versuchten Endlagerung von Atommüll sind auch hier Komplikationen vorprogrammiert.
Darüber hinaus wird CCS frühestens in 10-20 Jahren einsatzfähig sein und kann damit keinen Beitrag zum effekti-
ven Klimaschutz leisten. Die Weichen für die Verhinderung der sich selbst verstärkenden Rückkopplungsmechanismen
der Klimaerwärmung müssen in den nächsten zehn Jahren gestellt werden. Dennoch will die Bundesregierung
dieses Jahr ein äußerst problematisches Gesetz verabschieden, das die Entwicklung und Anwendung dieser teuren
und risikoreichen Technologie in Pilotprojekten vorantreibt. Dieses Gesetz muss gestoppt werden! Die Förderung
von CCS gibt prinzipiell das falsche Signal. Bereits heute wird der Bau neuer Kohlekraftwerke damit legitimiert,
dass sie „CCS-ready“ seien.

CCS verhindert die konsequente Abkehr von fossilen Brennstoffen und zementiert somit wie die flexiblen
Mechanismen unsere überholte Energie-Infrastruktur.

Um der engstirnigen offiziellen Klimapolitik Ideen eines radikalen Umbaus unserer Gesellschaft entgegen zu set-
zen gehen wir am 15. Oktober ab 15 Uhr auf die Straße. Auf der Aktionsdemo soll anhand von konkreten Akteuren
und an konkreten Orten in Leipzig die komplexen Zusammenhänge der herrschenden Klimapolitik aufgezeigt und
kritisiert werden.

Wir fordern die konsequente Abkehr von fossilen Brennstoffen, eine dezentrale Energieversorgung durch erneuerbare
Energien sowie die prinzipielle Infragestellung unserer Produktions- und Konsummuster. Effektiver Klimaschutz
hat nichts mit der Schaffung neuer Märkte zu tun. Die Fokussierung auf Wirtschaftswachstum ist keine Lösung,
sondern Teil des Problems. Anstatt die Zerstörung unseres Klimas zu einem Finanzmarktprodukt zu machen, mit
dem durch Handel und Spekulation auch noch Geld verdient wird, sollte an der Ursache des Klimawandels, am
Verbrauch der fossilen Brennstoffen, angesetzt werden.

Für ein ganz anderes Klima!

Damit diese Demo ein Erfolg wird, möchten wir viele verschiedene Gruppen bereits im Vorfeld einbinden. Wir
bitten euch darum, eure Kanäle zu nutzen, um möglichst viele Menschen für den 15. Oktober zu mobilisieren.
Wenn Ihr Interesse an der Mitorganisation habt, dann meldet Euch unter: klimagerechtigkeit_le@riseup.net.

Demomotto: „Für ein ganz anderes Klima! CCS und Emissionshandel stoppen!“
Beginn: 15.10.2010, 15 Uhr am Kleinen Willy-Brandt-Platz

Gegen die falsche Klima- und Energiepolitik Deutschlands rührt sich auch in Leipzig etwas. Von den neu entstandenenGegen die falsche Klima- und Energiepolitik Deutschlands rührt sich auch in Leipzig etwas. Von den neu entstandenenGegen die falsche Klima- und Energiepolitik Deutschlands rührt sich auch in Leipzig etwas. Von den neu entstandenenGegen die falsche Klima- und Energiepolitik Deutschlands rührt sich auch in Leipzig etwas. Von den neu entstandenenGegen die falsche Klima- und Energiepolitik Deutschlands rührt sich auch in Leipzig etwas. Von den neu entstandenen
Initiativen berichtet der Initiativen berichtet der Initiativen berichtet der Initiativen berichtet der Initiativen berichtet der Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend! demnächst mehr. Derweil rufen wir zu vielfältigem Widerstand auf. Beteiligt Euch zahlreich! demnächst mehr. Derweil rufen wir zu vielfältigem Widerstand auf. Beteiligt Euch zahlreich! demnächst mehr. Derweil rufen wir zu vielfältigem Widerstand auf. Beteiligt Euch zahlreich! demnächst mehr. Derweil rufen wir zu vielfältigem Widerstand auf. Beteiligt Euch zahlreich! demnächst mehr. Derweil rufen wir zu vielfältigem Widerstand auf. Beteiligt Euch zahlreich!
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O hne die fossilen Brennstoffe wäre der
Kapitalismus wohl nicht möglich ge-

wesen. Die Kohle der englischen Bergwer-
ke war die Energiequelle der Industriali-
sierung, sie trieb die Dampfmaschinen an,
welche die alte Form der handwerklichen
Heimarbeit verdrängten. Diese Konkur-
renz beraubte einen Großteil der Bevölke-
rung ihrer bisherigen Lebensgrundlage.
Die Besitzlosen strömten in die Städte, um
als formal freie Lohnabhängige ihre Ar-
beitskraft auf dem Markt anzubieten, die
Fabriken zu füllen. Der Mehrwert, den
ihre Arbeit abwarf, ermöglichte die weite-
re Expansion.
Das Öl verdrängte schließlich als neuer
Treibstoff die Kohle, mit der von Henry
Ford eingeführten Fließbandarbeit und
den dabei produzierten Automobilen ging
der Kapitalismus in die nächste Phase. In
diesem Prozess wurden zwar gewaltige Pro-
duktivkräfte freigesetzt, die alte Hoffung
der Liberalen, der freie Markt würde
letztlich für das Wohlergehen aller sorgen,
erfüllte sich aber bekanntlich nicht. Und
es war nur eine Frage der Zeit, bis die

Maschine in´s Stocken geriet. Heute ist
nicht nur klar, dass die weltweiten
Ölreserven in absehbarer Zeit erschöpft
sein werden, sondern auch, dass das mas-
senhafte Verfeuern fossiler Brennstoffe
wohl insgesamt keine gute Idee war. Vom
Horizont her droht die Klimakatastrophe.
Es wäre also angebracht, nach Alternati-
ven zu suchen. Das ist aber schwierig,
wenn man gleichzeitig den Klimawandel
stoppen und das Wirtschaftssystem retten
will, das diesen erst verursacht hat. Die po-
litische Klasse übt sich also in Symbolik
und versucht z.B. per Emissionshandel
(siehe oben) den Kapitalismus zwar nicht
umweltfreundlich, aber zumindest nicht
mehr ganz so schädlich zu gestalten.

Manche Leute brechen darum schon in
Jubel aus: „Die Trendforscher und Wirt-
schaftsexperten sind sich einig: Der Wer-
te- und Systemwandel in der Konsum- und
Wirtschaftslandschaft hin zu einer quali-
tätsorientierten nachhaltigen Wirtschafts-
und Lebensweise ist in vollem Gange. Die-

ser Wandel hat dramatische Folgen für alle
Unternehmen. Unternehmerische Verant-
wortung (...) rückt zunehmend in das Zen-
trum unternehmerischen Handelns, denn
die neuen kritischen Konsumenten gewin-
nen an Einfluss, dem sich kein Anbieter
entziehen kann“ (1). Das Zitat stammt von
KarmaKonsum, laut Selbstauskunft (2)
„eine der führenden Trendforschungs- und
Marketing-Beratungsgesellschaften zum
Thema nachhaltige und gesunde Lebens-
stile (LOHAS)“.
LOHAS steht für Lifestyle Of Health And
Sustainability und ist das neue Zauberwort
der Marktforschung. Damit werden die
Anhänger_innen eines gesunden, nachhal-
tigen Konsums bezeichnet, eben die er-
wähnten neuen kritischen Konsumenten
ein Marktsegment, das sich weitgehend
mit der Wählerschaft der Grünen decken
dürfte. Das LOHAS-Kundenprofil sieht
etwa so aus: Sie sind meist 40 bis 50 Jahre
alt, akademisch gebildet, idealistisch, öko-
logisch und sozial interessiert, kaufen gern
im Bioladen ein, verfügen also auch über
das dafür notwendige überdurchschnittli-

Gutes Gewissen durch Konsum

Gesund und nachhaltig

it dem Emissionshandel soll die Er-
füllung der Reduktionsverpflich-

tungen für die Industrieländer kosten-
günstig gestaltet werden. Unternehmen be-
stimmter Industriezweige bekommen
dabei einen bestimmten Anteil an den na-
tional festgelegten Emissionsberechtigun-
gen zugeteilt. Stoßen sie mehr CO2 aus,
müssen sie zusätzlich Zertifikate kaufen,
Unternehmen mit geringerem CO2-Aus-
stoß können diese dagegen verkaufen. So
entsteht ein Handel mit den staatlich zu-
geteilten Verschmutzungsrechten. Durch
die beim Kauf der Zertifikate entstehen-
den Kosten (so die Logik) werden die Un-
ternehmen zu Klimaschutzmaßnahmen
angeregt.
Doch bei genauerem Hinsehen erweisen
sich viele Aspekte daran als suspekt oder
gar fatal. So wurde bei der Umsetzung des
Emissionshandels die Obergrenze für den
CO2-Ausstoß und die Menge der Zertifi-
kate zu hoch angesetzt. Das Überangebot

EXKURS: Emissionshandel - Tauschbörse für VerschmutzungEXKURS: Emissionshandel - Tauschbörse für VerschmutzungEXKURS: Emissionshandel - Tauschbörse für VerschmutzungEXKURS: Emissionshandel - Tauschbörse für VerschmutzungEXKURS: Emissionshandel - Tauschbörse für Verschmutzung

M
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führte zum Preissturz, und so wurde de
facto nicht weniger CO2 produziert. Denn
mit einem niedrigen Preis für eine Tonne
CO2 gab es kaum Anreiz zum Klima-
schutz, und selbst ein erhöhter Verbrauch
fossiler Brennstoffe konnte durch günsti-
ge Zertifikate abgedeckt werden. Die
Energiekonzerne konnten im Zuge der
kostenlosen Zuteilung die theoretisch ent-
stehenden Kosten auf die VerbraucherIn-
nen abwälzen und satte Gewinne machen.
Zudem wurden z.B. der Schiffsverkehr
und die Forst- und Landwirtschaft, die
einen Großteil der Emissionen verursa-
chen, ganz vom Handel mit CO2 ausge-
nommen.
Durch den Emissionshandel wird ein
Markt geschaffen, der auf wundersame
Weise für Umwelt-, in diesem Falle Klima-
schutz sorgen soll. Der Markt funktioniert
aber nicht nach ökologischen, sozialen
oder politischen Kriterien, sondern wird
durch den Preis reguliert. Und der ist fle-

xibel – das Klima jedoch nicht. Durch den
Handel mit Zertifikaten wird das CO2,
ein bisher wertloses Abfallprodukt der In-
dustrie, zur Ware gemacht. Das verursacht
weitere Probleme, denn jede Ware kann
Spielball von Spekulationen werden, und
der Markt schließt sozial Schwächere aus.
Emissionshandel kommt einer Privatisie-
rung der Atmosphäre gleich: Wer Zertifi-
kate besitzt, hat das Recht, die Atmosphäre
als Müllkippe zu benutzen. Der Klima-
wandel wird als kalkulierbares Faktum be-
handelt. Und indem lediglich der hohe
Ausstoß von CO2, die Output-Seite, als
Problem behandelt wird, werden die Ur-
sachen des menschengemachten Klima-
wandels ignoriert, die in der kapitalisti-
schen Produktionsweise, dem Zwang zur
Akkumulation und immerwährendem
Wachstum liegen.
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che Einkommen. Grob geschätzt gehören
etwa 10% der deutschen Bevölkerung die-
ser Klientel an, Tendenz steigend. Ein loh-
nendes Geschäftsfeld also, auch weil die
LOHAS (anders als die alte Ökobe-
wegung) nicht auf Verzicht setzen, sondern
Nachhaltigkeit mit Hedonismus und Kon-
sum verbinden wollen und nicht nur be-
reit, sondern auch fähig sind, für „nachhal-
tige“ Produkte etwas mehr zu bezahlen.
Diesem Konsum-Milieu stehen die Unter-
nehmen gegenber, die dieses mit entspre-
chenden Waren beliefern und sich selbst
mit dem Schlagwort „LOHAS“ vermark-
ten. Marketinggesellschaften wie Karma-
Konsum fungieren als Mittler zwischen die-
sen beiden Polen. Sie melden nicht nur
vorhandene Trends an die Unternehmen
weiter, sondern wirken auch aktiv auf den
Markt ein und versuchen als Multiplika-
toren den Kundenkreis zu erweitern. Dabei
nimmt derzeit wohl die UtopiaAG (die das
größte deutschsprachige Internetforum für
korrekten Konsum betreibt) die Führungs-
rolle ein.
Diese Vermittlungsarbeit ist nicht zu un-
terschätzen. Schließlich sind die LOHAS
(laut KarmaKonsum) eine anspruchsvolle
und gut informierte Konsumentengruppe,
die mit konventionellen Marketing-
botschaften kaum zu erreichen ist. Statt-
dessen legen sie Wert auf Authentizität und
ein glaubwürdiges Auftreten der
Unternehmen. Auch das
Marketing muss also um-
denken: „Das Internet
ist das Leitmedium
und Informati-

ons-Plattform  dieser Bewegung schlecht-
hin. (...) Die neue Moral ist geboren aus
dem Geist der Netzwerke: Viral Marke-
ting und Mundpropaganda über eigene Er-
fahrungen sind relevanter im Entschei-
dungsprozess als die meisten Werbe-
versprechen. Die Veranstaltung Karma-
Konsum-Konferenz liefert Ihnen die Infor-
mationen, die Sie zum Verständnis und im
Umgang mit den neuen ökologischen Sub-
kulturen benötigen“ (1).
Solche Konferenzen (wie sie nicht nur
KarmaKonsum, sondern auch Utopia
einmal im Jahr veranstalten) richten sich
vor allem an die Unternehmen als Ziel-
gruppe. Für die Einbindung der konsumie-
renden Basis ist dagegen die Webpräsenz
das wichtigste Mittel, wo z.B. über Diskus-
sionsforen die Möglichkeit zur Partizipa-
tion gegeben wird. Etwas Graswurzel-
aktionismus gibt´s gratis dazu: Karma-
Konsum organisiert z.B. auch Flashmobs,
während Utopia zur letzten Bundes-
tagswahl zur Umgestaltung von Wahlpla-
katen aufrief und entsprechendes (mit dem
eigenen Logo versehenes) Material ver-
schickte.
Von diesen harten Fakten abgesehen
scheint es aber schwierig  zu erklären, was
Unternehmen wie KarmaKonsum oder
Utopia eigentlich machen. Denn bei allem
vordergründigen Aktivismus tun sie tat-

sächlich ziemlich wenig.
Ein Großteil der Ak-
tivität erschöpft sich

in der Pflege des
eigenen gu-

ten, „authentischen“ Images. Dieses lässt
sich anschließend verwerten, wenn man
als „ehrlicher Makler“ mit anderen Unter-
nehmen zusammenarbeitet und diese vom
eigenen guten Ruf profitieren lässt.

Dabei soll es freilich nicht nur um´s Ge-
schäft gehen, sondern auch um Ideale. So
will die UtopiaAG nicht nur „dazu beitra-
gen, dass Millionen Menschen ihr Kon-
sumverhalten und ihren Lebensstil nach-
haltig  verändern“, „mit jedem Kauf um-
weltfreundliche Produkte und faire Ar-
beitsbedingungen in aller Welt unterstüt-
zen“, sondern auch „einen starken Impuls
in Richtung Unternehmen setzen, dass es
richtig und wichtig ist, ökonomisch, öko-
logisch und sozial nachhaltig zu handeln“,
um so das erwartete „grüne Wirtschafts-
wunder“ voranzubringen (3). Karma-
Konsum-Macher Christoph Harrach
bringt diese Philosophie mit dem Slogan
„Do Good with your money“ auf den
Punkt (4).
Das Problem ist nur, dass man erst mal
Geld haben muss, um etwas Gutes damit
anstellen zu können. Wo sollen etwa die
hiesigen Erwerbslosen die Mittel herneh-
men, um sich teure Bio- und Fair-trade-
Produkte leisten zu können? Und was ha-
ben z.B. die Bewohner_innen südameri-
kanischer Slums vom fairen Handel, wenn
sie gar nicht in der Lage sind etwas zu pro-
duzieren, was sich auf dem Weltmarkt los-
schlagen ließe? Die Antwort auf diese Fra-
gen bleiben die LOHAS-Vordenker_innen
trotz aller Avantgarde-Ansprüche leider
schuldig.
So ist der LOHAS-Hype auch nur eine
ökologisch aufgehübschte Variante des al-
ten liberalen Irrglaubens von der ordnen-
den „unsichtbaren Hand“ des Marktes (die
deswegen unsichtbar ist, weil sie nicht exis-
tiert). Er bildet damit auch die bislang letz-
te Schwundstufe der Ende der 1970er so
hoffnungsfroh gestarteten Ökologie- und
Alternativbewegung. Hatte diese (bei al-
len ideologischen Fragwürdigkeiten) doch
einen Anspruch auf grundsätzliche gesell-
schaftliche Veränderung, so ist ein nicht
geringer Teil der Bewegung mittlerweile in
der Bürgerlichkeit angekommen. Die
LOHAS-Konsument_innen vollziehen

KarmaKapitalismus
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nach, was die Grünen im Bereich der par-
lamentarischen Politik vorgemacht haben:
Der einstige politische Anspruch wird
durch Moral ersetzt.
Gegen die Aufforderung zum bewussten
Konsum wäre noch wenig einzuwenden,
wenn dieser nur als Beitrag zur Problem-
lösung und nicht als die Lösung selbst pro-
pagiert würde. Eben dies schwingt im Hin-
tergrund mit, wenn Harrach in einem In-
terview (5) scheinbar vorsichtig behaup-
tet: „Ob der Konsum dafür ausreicht, die
Welt zu retten, weiß keiner.“ Da irrt er sich,
denn wissen könnte man das durchaus.
Die Antwort lautet Nein.
Aber leider betreibt Harrach nur Markt-
und keine Ursachenforschung. Und er
glaubt nicht nur an die unsichtbare Hand
des Marktes, sondern auch an allerlei sons-
tige unsichtbare Hände – der Name sei-
ner Firma deutet es schon an. Zwar über-
setzt Harrach den Begriff „Karma“ schein-
bar realistisch als „Konzept von Ursache
und Wirkung“. Der esoterische Name sei-
ner Firma dürfte aber dennoch nicht nur
dem Umstand geschuldet sein, dass
KausalKonsum einfach nicht so geil klingt.
Denn um reale Kausalzusammenhänge
geht es hier nur am Rande. Vielmehr soll
der Name KarmaKonsum eine „Haltung
des verantwortungsvollen und ethischen
Konsums“ bezeichnen. Es geht also vor
allem um die richtige Haltung, das eigene
gute Gewissen, und weniger um wirkungs-
volles Handeln. Es ist eben alles nur eine
Frage der richtigen Einstellung...
Um die geht es auch der Utopia-Chefin
Claudia Langer. Deshalb bemüht sie sich
eifrig, die Probleme der Welt so zu defi-
nieren, dass sie zu der von ihr bevorzug-
ten Lösung passen. So habe z.B. „die
Finanzkrise der letzten Monate gezeigt,
wohin ungezügelte Gier uns bringt. Ja,
nachhaltig wirtschaften macht also Sinn,
auch für Unternehmen“ (6). Dass Unter-
nehmer_innen Gewinn machen und Ge-
winn machen müssen, ist also völlig in Ord-
nung – sie dürfen nur nicht zu gierig sein,
also auch noch Gewinn machen wollen.
Es scheint für Frau Langer undenkbar zu
sein, dass es womöglich die Spielregeln der
Marktwirtschaft selbst sind, die regelmä-
ßig zu Krisen führen, und nicht das indi-
viduelle Fehlverhalten von Einzelpersonen,

die sich in ungezügelter Gier nicht an die-
se Regeln halten. Es ist also nur menschli-
ches Versagen, wenn unser Wirtschafts-
system nicht so funktioniert, wie es soll...

Dieser Denkfehler erklärt wohl auch die
Beliebigkeit, die die UtopiaAG in der Wahl
ihrer Partner an den Tag legt. Zu denen
zählen u.a. die Deutsche Telekom AG oder
die Otto Group, Unternehmen also, die mit
sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit
wenig am Hut haben. So bemüht sich der
US-amerikanische Ableger der Telekom seit
Jahren darum, eine gewerkschaftliche
Organisierung seiner Beschäftigten zu ver-
hindern. Und manch eine_r erinnert sich
wohl noch an den Skandal, den es hervor-
rief, dass die deutsche Telekom die gesam-
melten Verbindungsdaten nutzte und Pri-
vatdetektive anheuerte, um Mitarbei-
ter_innen zu bespitzeln. Aber bei Utopia
weiß man ja: „Ein  großes Ziel braucht vie-
le Unterstützer!“ Da kann mensch nicht
wählerisch sein und erlaubt selbst dem Ver-
band der Automobilindustrie, auf der Uto-
pia-Website zu werben.
Damit spiegelt Utopia zumindest einen
Trend der Wirtschaftswelt treffend wider.
Denn immer mehr Firmen üben sich im
„Greenwashing“, versuchen also, sich ein
ökologisches Image zu geben. Wie das
funktioniert, zeigt z.B. der Stromkonzern
Entega, einer der Partner von Utopia. Ob-
wohl Entega sich selbst als Ökofirma ver-
marktet, handelt es sich dabei um ein Sub-
unternehmen von Konzernen, die ganz
und gar nicht „öko“ sind, nämlich der
Stadtwerke Mainz und der HSE (bei der
wiederum der Stromkonzern E.ON 40%
der Aktien hält). Das Manöver, die eige-
nen spärlichen Ökostrom-Anteile (3% bei
den Stadtwerken bzw. 10% bei der HSE)
in eine neue Firma auslagern,
zielt darauf ab, über die
neue Fassade ein
besseres Image
und damit neue
Kunden zu be-
kommen.
Kein Wunder.
Schl ießl ich
dürften die
w e n i g s t e n

Unternehmen ein Interesse haben, ihre al-
ten und immer noch Gewinn abwerfen-
den Produktionsanlagen einzumotten oder
gemäß den Grundsätzen der Nach-
haltigkeit umzurüsten. Da ist es allemal
billiger, wenn der Systemwandel nur beim
Marketing stattfindet, dieselben Produkte
also nicht mehr als „gut & günstig“ bezie-
hungsweise „jung, wild & sexy“, sondern
als „gesund & nachhaltig“ beworben wer-
den. So warb Anfang 2010 der Discoun-
ter Lidl in einem Werbeprospekt: „Lidl
setzt sich weltweit für faire Arbeits-
bedingungen ein.“ Aufträge würden nur
an „ausgewählte Lieferanten und Produ-
zenten“ vergeben. Dabei stammt ein Groß-
teil der bei Lidl verkauften Textilien aus
Sweatshops in Südostasien und wurden
nachweislich unter miserablen Arbeits-
bedingungen produziert. Auf eine Klage
wegen unlauteren Wettbewerbs hin muss-
te Lidl seine Werbeprospekte wieder ein-
stampfen. An seiner Strategie hat der Kon-
zern dennoch nichts geändert. Jetzt wirbt
er mit den Worten: „Nachhaltigkeit hat
seit vielen Jahren für Lidl einen hohen Stel-
lenwert.“ Das ist doch schon mal ein klei-
ner Schritt in eine bessere Zukunft...

justus

(1) http://karmakonsum.de/konferenz/
hintergrund/
(2) http://www.karmakonsum.de/info/
geschaeftsfelder.html
(3) http://www.utopia.de/
utopia#partnerwahl
(4) http://www.karmakonsum.de/2007/06/
12/in-eigener-sache-excitinggreen-wird-zu-
karmakonsum/
(5) http://jetzt.sueddeutsche.de/texte/
anzeigen/425980
(6) http://www.utopia.de/blog/unterwegs-
nach-utopia/warum-wir-nicht-an-den-
pranger
(7) http://www.andre-henze.de/wissenswer-
tes/republica/utopia-watchblog/der-
utopistische-

Grün, ja grün…

Biotopia
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m letzten Juni-Wochenende fand in
Berlin, genauer in der schönen alten

Volksbühne, eine Konferenz unter dem am-
bitionierten Titel „Idee des Kom-
munismus“ statt. Es war kei-
ne Veranstaltung einer
marxistischen Partei,
sondern der Versuch
sich philosophisch und
künstlerisch dem Begriff
“Kommunismus” zu wid-
men, und zwar  „zwischen
philosophischer Kritik und ak-
tuellem Resümee der sozialistischen
Staaten“ (1). Thematisiert wurden verschie-
denste Aspekte der Überwindung des Kapi-
talismus und der zukünftigen Gesellschaft,
immer auf hohem intellektuellen Niveau.

Praktisch hieß das, dass an 3 Tagen, in 4
„Panels“ und einer Podiumsdiskussion etwa
20 Intellektuelle sprachen. Durch den häu-
figen Bezug auf marxistische Theoretiker war
das Folgen teilweise mühsam und der meist
starke Akzent der auf Englisch Vortragenden
erschwerte das Verständnis zusätzlich. Die an-
gebotene Simultan-Übersetzung war zwar
ziemlich gut, lies aber trotzdem Raum für
Interpretationen. Die theoretischen Vorträ-
ge wurden am Abend durch ein Kulturpro-
gramm ergänzt. Kryptische Performances,
einige Filme und (Video-)Installationen ver-
suchten der „Idee des Kommunismus und sei-
nes Potentials für die Kunst“ auf die Spur zu
kommen, was auch der Titel einer Podiums-
diskussion am Freitagabend war. Dies war
übrigens die einzige wirkliche Diskussion!
Sonst saßen zwar immer drei Referenten pro
Panel auf der Bühne, bezogen sich jedoch
kaum aufeinander. Auch die Diskussion mit
dem Publikum blieb beschränkt auf ein paar
Fragen und Kommentare, auf die dann
teilweise nicht mal eingegangen wurde. Die
ganze Veranstaltung war also eher frontal aus-
gerichtet und außerdem männlich dominiert.
Als einzige Frau sprach Cecile Winter.
Die zwei prominentesten Referenten waren
die beiden Organisatoren, Slavoy Zizek und
Alan Badiou, wobei gerade die Philosophie
Badious einen zentralen Bezugspunkt für vie-
le Referenten bildete. Auch Antonio Negri
war kurzfristig angereist, der durch seine post-

moderne Neudefiniton des Klassenkampfes
als Kampf „Multitude“ vs „Empire“ Popu-
larität erlangte. Sein Vortrag war eine Aus-

führung zu den veränderten
Bedingungen im Spätkapita-

lismus, welche die Unter-
suchung der postmoder-
nen Subjektivierung zur
zentralen Frage machen

würde. Dass er bei der
Suche nach dem, eben

nicht mehr soziologischen
sondern, politischen Subjekt

der Arbeiterklasse dann allerdings
bei der Multitude (2) landet, wurde einige
Male als unrealistisch angegriffen. Es gab
also durchaus kleinere Differenzen, dennoch
war man sich weitgehend einig. Konsens war
ein grundsätzliches Festhalten und die
Verteidigung des Begriffes „Kommunismus“,
wenn auch selbstverständlich nicht des re-
alsozialistischen Projektes. Da die Verbre-
chen im Namen des Kommunismus ja nicht
wegzuleugnen sind, ging es vor allem um
eine Restaurierung des Begriffes durch die
Formulierung einer eigenen Kritik am Er-
gebnis des kommunistischen Versuches.
Diese Selbstkritik sei überhaupt die exakte-
re. Die bürgerliche Kritik wäre dagegen nicht
fähig die philosophischen Ursachen der
Schrecken dieser (der realsozialistischen)
Systeme zu verorten und beschränke sich da-
her auf das Erfassen und Zuschreiben von
Greueltaten auf individuelle Akteure (3).
Das Festhalten am Begriff geschah je nach
Theoretiker auf sehr unterschiedliche Wei-
se. Während „Kommunismus“ für den eher
künstlerischen Felix Ensslin, als ultimative
Leerstelle, auf einer Stufe mit der Kunst
steht, wurde auch einiges an rethorischem
Klassenkampf geboten. Aufbau der Partei,
revolutionäre Gewalt, das alles wurde nicht
ausgespart, sondern auf geradezu klassische
Art und Weise besprochen, wenn auch na-
türlich die philosophische Seite im Mittel-
punkt stand und mehr Raum einnahm. Da-
durch wurde die Sache auch selten konkret,
es war eine Veranstaltung zum Denken und
nicht zum Handeln, wie auch dem Zuschau-
er klargemacht wurde, der zur Revolution
„hier und jetzt“ aufforderte. Gleich der ers-

te Beitrag von Frank Ruda und Jan Völker
betonte dass jetzt erstmal eine tiefe Reflek-
tion angesagt sei. Denn jeder weitere ziello-
se Aktionismus würde die Verwirrung nur
noch steigern, welche die „Signifikanten der
Desorientierung“ Demokratie und Freiheit
heute verbreiten. Dennoch wurden die
Beiden am konkretesten, auch in ihrer Kri-
tik an der heutigen „sozialistischen“ Poli-
tik, die durch das Streben nach staatlicher
Macht und der dazu gehörenden Kompro-
misse zu purer Selbstverleugnung werde.
Konkret forderten sie stattdessen Mut und
Vertrauen in die eigene Geschichte der
Kämpfe und der Fähigkeit zu kollektivem
Handeln in einer Organisation. Diese dür-
fe eben nicht auf die staatliche Macht aus-
gerichtet sein, sondern die angestrebte
Gleichheit der Menschen schon hier und
heute verwirklichen. Dies war die Einzige
(wenn auch nur indirekte) Stellungnahme
zu dem Thema, das sonst gar nicht ange-
sprochen wurde: die heikle Frage nach den
hierarchischen Organisationsformen der
kommunistischen Bewegung. Angesichts
der Relevanz, die diese Frage sowohl in der
Entwicklung der sozialistischen Staaten, als
auch in der Bewegung als solcher hat (Spal-
tung der Ersten Internationalen), war dieses
Übergehen ein großes Versäumnis. Viel-
leicht hätte eine derartige Thematisierung
eine grundsätzlichere Distanzierung zu der
sozialistischen Vergangenheit verlangt, denn
obwohl der Realsozialismus heftig kritisiert
wurde, wurde doch unter den vielen mar-
xistischen Theoretikern auch fleißig Lenin
und einmal sogar Stalin zitiert. Durch die-
se Bezüge, auch auf den Maoismus, und die
fehlende Versicherung, dass die zukünftige
Gesellschaft eine wirklich (hierarchie-)freie
sein soll, bekam die ganze kommunistische
Rhetorik der Konferenz einen gruseligen
Beigeschmack.
Fraglich ist, wie viele aus dem Publikum das
Ganze überhaupt ernst genug genommen
haben, um diesen Grusel zu empfinden.
Menschen verschiedenen Alters, Ge-
schlechts und Milieus trafen zusammen,
vom Gesamtbild her war es mehr studen-
tisch und künstlerisch als „linksradikal“ ge-
prägt. Der Kongress war zwar gut besucht,

Die Intellektuellen und der Kommunismus

Uebrigens
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so richtig voll wurde es aber erst am
Samstagmittag, als „der Star“ auftrat. Es war
merkwürdig zu betrachten, wie viele eben
doch nur für den Auftritt Zizeks kamen.
Dabei war sein Beitrag inhaltlich zwar fun-
diert und durch seine typische, grundlegen-
de Herangehensweise auch lohnender als
viele andere, dennoch ein bißchen zu viel
Wiederholung. Er versuchte „am Anfang
anzufangen“ (4) und die gegenwärtige Si-
tuation zu beleuchten, zwischen der Stig-
matisierung jeglicher sozialer Kollektivität
als unmöglich und der eigenen Angst vor
einem Scheitern des antikapitalistischen
Projekts durch einen Sieg, der entgegen den
eigenen Intentionen eine menschen-
verachtende Ordnung hervorbringen könn-
te. Anstatt letzteres jedoch tiefer auszufüh-
ren, verfiel er bald in eines seiner Lieblings-
themen. Ohne Zweifel: Das immer mäch-
tigere Wirken der Ideologien im angeblich
„post-ideologischen“ Zeitalter, die gerade
durch die scheinbare Distanzierung von
dem ganzen „Theater“, den Menschen
immer mehr zu einem braven Konsumen-
ten und Untertan machen, ist durchaus ein
wichtiges und lohnendes Thema. Es wurde
von ihm allerdings auch schon zur Genüge
ausgeführt und ist in zahlreichen Versionen
online nach zu recherchieren (5).
Die Frage ist also letztlich, inwiefern die
Konferenz neben viel Altbackenem ihr Ziel
wirklich erreicht hat, den Begriff des Kom-
munismus und die damit korrespondieren-
den Ideen zu restaurieren und damit zu ei-
nem aktuellen antikapitalistischen Projekt
beizutragen. Zu einer Bewegung, wie die der

solidarnosc (Solidarität), die von einer klei-
nen Gewerkschaftsbewegung zu einem Sam-
melbecken des Widerstands gegen den Re-
alsozialismus in Polen wurde (6), hat der
Kongress wohl wenig beigetragen. Trotz der
vielfach interessanten und inspirierenden
Vorträge (für die, die genügend Vorwissen
und Bildung hatten) war es insgesamt mehr
ein Treffen alternder Professoren als wirk-
lich aktiver AntikapitalistInnen. Auch wenn
Theorie notwendig ist um nicht noch mehr
zur allgemeinen Desorientierung beizutra-
gen, so war der revolutionäre Gestus etwas
übertrieben dafür, dass wiedermal „nur“ ge-
redet wurde. In einem Interview im Internet
spricht Zizek von den linken privilegierten
Theoretikern, die soviel über die Revoluti-
on reden, eben damit sich faktisch nichts
ändert. Durch den vermehrten Redeschwall
würde nur überdeckt, wie akut die Situati-
on schon ist und dass sich eben wirklich tief-
greifend etwas ändern müsste.
Trotz aller Kritik hat der offen vertretene An-
tikapitalismus doch immer eine erschrecken-
de Wirkung. Weil die Konferenz so viele
kritikwürdige Aspekte aufwies, konnte das
von den Medien hemmungslos ausge-
schlachtet werden, um auch den Inhalt zu
diskreditieren. Da sind sich die Süddeutsche,
der Spiegel und die Jungle World einmal ei-
nig: Der Kongress war lächerlich, der ver-
tretene Antikapitalismus peinlich und Zizek
ist ein gefährlicher Idiot. Soviel Ablehnung
gegenüber einer angeblich nichtigen Konfe-
renz macht stutzig. So scheint zumindest die
offene Thematisierung des Kapitalismus als
menschenfeindlich und daher zu überwin-
den so außergewöhnlich, dass es doch Re-
spekt verdient, wenn dies jemand auf einer
so großen Bühne tut.
Aus meiner Sicht liegt das Grundproblem
des Kommunismus allerdings darin, zu ver-
suchen eine andere Gesellschaft zu kreieren,
aber unter Beibehaltung sowohl der Grund-
lagen als auch der Ziele der bürgerlichen
Gesellschaft (zumindest was sie offen pro-
pagiert: Ein gutes Leben für Alle!). Die kom-
munistische Gesellschaft erscheint damit als
der Versuch, die uneinlösbaren Versprechen
der Aufklärung endlich zu verwirklichen.
Das Festhalten am bürgerlich vereinzelten
Subjekt, dem rationalen Individuum,
scheint mir keine Möglichkeit zu lassen für
die freie Entfaltung des Menschen, da die-

ses Individuum aus purem Überlebensdrang
zum selbstzentrierten Egoisten wird. Und
wenn der Mensch als absolute Partikularität
gedacht wird, muss auf der anderen Seite die
Universalität stehen, der Staat, der – auch
als kommunistischer – ein Zwangskollektiv
bleibt. Ausgehend von diesen Grundlagen
eine gute Gesellschaft planen zu wollen, er-
fordert ein hohes Maß an philosophischem
Geschick, dass eben im glücklichsten Fall
bemüht, im schlimmsten Fall erschreckend
wirkt. Die Folgen der Aufspaltung der
menschlichen Existenz in die Pole der indi-
viduellen Freiheit und der Unterwerfung
unter die absolute Staatsgewalt können wir
schon in unseren Demokratien betrachten.
Und auch wenn die Kommunisten mit ihrer
Betonung der Freiheit des Individuums auch
als die besseren Demokraten erscheinen wol-
len, so kann mensch doch vermuten, dass
ihre Versicherungen nur wenig mehr wert
sind als die der Kapitalisten. Es ist sicherlich
richtig, dass die gegenwärtigen Probleme
nicht von der Privatwirtschaft gelöst werden
können, die sie zum Großteil erst hervor-
bringt, aber wenn das kollektive Handeln nur
auf der Ebene des Staates passieren soll, dann
wird wohl wenig gewonnen.
Andere Formen von Kollektivität, wie zum
Beispiel der syndikalistische Entwurf der
Selbstverwaltung der Fabriken durch die Pro-
duzenten direkt, werden von diesen Theore-
tikern leider noch nicht mitgedacht. Der
Bruch mit dem Kapitalismus muss ein voll-
ständiger sein und dazu gehört in erster Li-
nie, sich auf die Suche nach neuen Möglich-
keiten der sozialen Organisation und damit
auch der Subjektivierung zu machen und
nicht immer nur zu „.... scheitern, nochmals
scheitern, besser scheitern ...“ (7).

(konne)

(1) Laut Untertitel des Kongresses
(2) Die Multitude ist einerseits die Gesamtheit
der heute Ausgebeuteten und Marginalisierten,
am sichtbarsten in ihren zahlreichen und globa-
len Protesten rund um Events wie Gipfeltreffen,
Weltsozialforen usw.. Allerdings sieht Negri als
archetypische westliche Vertreter die modernen
„nichtmateriellen“ Arbeiter, dh. die Kreativen
und Kommunikationsarbeiter, die unter neuen
Bedingungen leben und ausgebeutet werden.
(3) So Zizek während des Kongresses
(4) Titel seines Vortrags
(5) Bspw. “Slavoj  Zizek – Maybe we need just a
different chicken” auf www.video.google.com
(6) Von dem antikapitalistischen Grasswurzel
Think-Tank “GOLDEX POLDEX
COLLECTIVE” aus Polen vorgetragen
(7)  So Zizek in seinem Vortrag

Uebrigens

Slavoy Zizek diskutierend mit dem Publikum
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Dr. Flaschenbier

argeargeargeargearge
jobjobjobjobjob

klassenkampf
undundundundund

WWWWWas vieleas vieleas vieleas vieleas viele
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen

wagenwagenwagenwagenwagenKEINE ARBEITKEINE ARBEITKEINE ARBEITKEINE ARBEITKEINE ARBEIT
DURCH VIELEDURCH VIELEDURCH VIELEDURCH VIELEDURCH VIELE
BEWERBUNGEN?BEWERBUNGEN?BEWERBUNGEN?BEWERBUNGEN?BEWERBUNGEN?

UNGEWOLLUNGEWOLLUNGEWOLLUNGEWOLLUNGEWOLLTTTTT
BERUFSTÄTIGBERUFSTÄTIGBERUFSTÄTIGBERUFSTÄTIGBERUFSTÄTIG

                               Vor ein
paar Wochen hab ich einen
Brief vom Arbeitsamt
bekommen, den ich gestern
aufgemacht hab. Darin steht,
daß ich bei einer Firma zum
Vorstellungsgespräch soll. Ich
hab gehört, wenn ich das
nicht mache, dann streichen
die mir das Geld. Muss ich

aufrichtig leid, da im Laufe des Jahres
noch aussichtsreichere Stellenangebote
auf Dich zukommen könnten. Sollte es
nun doch zu einem Vorstellungsgespräch
kommen, so hast Du auch hier viele
kreative Möglichkeiten. Häufiges
Kratzen während des Gesprächs, eine
durchzechte Nacht und dann aus der
Kneipe direkt zum Chef, die Frage ob es
denn schon einen aktiven Betriebsrat
oder andere Gewerkschaftsvertreter im
Betrieb gibt, Redewendungen wie „Ich
sollte mich hier melden...“ oder Fragen
nach Elternzeitregelungen, nun, Du
weißt was ich meine. Wichtig!: Niemals
direkt sagen, Du willst den Job nicht!
Auch vor zu großen Verspätungen rate
ich Dir ab, wenn Du keine Kürzung
riskieren willst.
Solltest Du dennoch richtig Pech haben,
so können Dir vielleicht die Tipps
weiterhelfen, die Lulle von uns be-
kommt:

SOCKESOCKESOCKESOCKESOCKE, 21:, 21:, 21:, 21:, 21:

                            Hallo Dr. Flaschen-
bier! Ich habe ein großes Problem und
weiß nicht, an wen ich mich sonst
wenden soll. Ich habe bei einem
Bewerbungsgespräch nicht richtig
aufgepasst und nun stecke ich mitten in
einem ungewollten Arbeitsverhältnis.
Ich möchte ja auch gar nicht arbeiten,
ich habe doch Besseres mit meiner Zeit
vor.  Meine Freunde wissen auch noch
nichts davon, aber lange kann ich das
nicht mehr verheimlichen. Ich schäme
mich so, was soll ich nur tun?

LULLELULLELULLELULLELULLE, 28:, 28:, 28:, 28:, 28:

Ich kann Deine Angst verstehen,
aber das ist dennoch kein Weltunter-
gang. Arbeit zu bekommen, das kann
jedem mal passieren. Noch hast Du
jedenfalls genügend Möglichkeiten, sie
wieder loszuwerden. Neben dem
klassischen Krankheitsfall, der, wenn er
nur lange genug dauert, übrigens auch
häufig dazu führt, daß mensch aus 1-
Euro-Jobs und Fortbildungen geworfen
wird, gibt es noch einen bunten Strauß
von Möglichkeiten, dem Job ade zu
sagen: Bist Du noch in der Probezeit, ist
es immer sinnvoll die Wahl eines
Betriebsrates zu organisieren.
Denkst Du, Du bekommst zu wenig
Lohn oder musst zu lange arbeiten? Na
klar, zu wenig Geld bekommst Du
immer, sonst würde Dich keiner
beschäftigen. Aber wenn darüber hinaus
auch nur kleine Anhaltspunkte für eine
zu geringe Lohnzahlung in Deinem
Arbeitsvertrag zu finden sind, drohe
damit Deine Rechte einzuklagen!
Verstehst Du Dich mit dem Chef
einigermaßen? Dann kannst Du Dir von
ihm aus „betriebsbedingten Gründen“
kündigen lassen, hier droht  keine
Sperre. Achtung!: Um Kürzungen zu
vermeiden, kündige nicht selbst! Liefere
keine Kündigungsgründe, die Dir
angelastet werden können (zu spät
kommen, dem Chef sagen was für ein
Arsch er ist, etc.) Eine Sperre droht
auch, wenn Du einen Aufhebungs-
vertrag unterschreibst! Ich hoffe, Du
kannst mit meinen Ratschlägen etwas
anfangen und alles wird wieder gut.

Dein Dr. Flaschenbier

DrDrDrDrDr. jur. jur. jur. jur. jur. Flaschenbier beantwortet. Flaschenbier beantwortet. Flaschenbier beantwortet. Flaschenbier beantwortet. Flaschenbier beantwortet
auf dieser Seite Eure Fauf dieser Seite Eure Fauf dieser Seite Eure Fauf dieser Seite Eure Fauf dieser Seite Eure Fragen.ragen.ragen.ragen.ragen.
Ihr braucht Eure Namen nichtIhr braucht Eure Namen nichtIhr braucht Eure Namen nichtIhr braucht Eure Namen nichtIhr braucht Eure Namen nicht
anzugeben. Schreibt Eureanzugeben. Schreibt Eureanzugeben. Schreibt Eureanzugeben. Schreibt Eureanzugeben. Schreibt Eure
FFFFFragen auf eine Pragen auf eine Pragen auf eine Pragen auf eine Pragen auf eine Postkarte:ostkarte:ostkarte:ostkarte:ostkarte:
FEIERABEND! ANONYMFEIERABEND! ANONYMFEIERABEND! ANONYMFEIERABEND! ANONYMFEIERABEND! ANONYM
PPPPPostfach  08 15ostfach  08 15ostfach  08 15ostfach  08 15ostfach  08 15

AKTIONAKTIONAKTIONAKTIONAKTION
ANONYMANONYMANONYMANONYMANONYM

jetzt da arbeiten oder kann ich da noch
was machen? Bitte helft mir, ich habe
solche Angst.

Hallo Socke, ich kann gut verstehen
daß Du beunruhigt bist. Das ist ganz
normal, wenn man so hart aus seiner
Lebensrealität gerissen wird. Aber keine
Angst, es gibt für alles eine Lösung und
Du wirst schon nicht gleich arbeiten
müssen. Also zuerst solltest Du nach-
schauen ob der Brief per Einschreiben
gekommen ist, oder mit normaler Post
(die Regel). Dann schau noch mal in
Deinen Briefkasten und vergewissere
Dich, daß das gefährliche Jobangebot
nur Illusion war. Hintergrund ist
nämlich, daß die Arge beweisen muss,
daß der Brief zugegangen ist, und nicht
anders herum. Achtung!: Gib nicht an,
der Brief sei zu spät angekommen.
Damit hast Du den Zugang eingestan-
den und wirst beweispflichtig, daß der
Brief tatsächlich zu spät angekommen
ist!
Du kannst aber auch im Vorfeld schon
Maßnahmen treffen: Du kannst von Dir
aus viele Bewerbungen für Stellen, die
Du sowieso nicht bekommst, schreiben.
Die Verwendung von Vorlagen macht
dabei Sinn. Verschicken kannst Du die
Bewerbungen per Mail. Das kostet Dich
nichts, im Gegenteil: Du bekommst
dafür sogar noch Geld, und zwar vom
Amt. Fünf Euro müssen sie pro Bewer-
bung an Dich abdrücken – mehr ist
Verhandlungssache mit dem Vermittler.
Der Gesamtbetrag kann zwar nach oben
pro Jahr gedeckelt werden, aber ohne
Geld kannst Du keine Bewerbungen
mehr schreiben... Das tut Dir natürlich
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eit den Gipfelprotesten von 2001 in
Genua und Göteborg sind Polizei und

Strafverfolgung auf der Hut vor „schwer-
bewaffneten Gipfelgegnern“. Über etliche
bilaterale Zusammenarbeit wurden und
werden Informationen auf europäischer
Ebene ausgetauscht, ausgewertet und ge-
speichert. Diesen EU-Flickenteppich will
das „Stockholmer Programm“ in den
nächsten Jahren zusammenfügen – und
Deutschland will sich seine Vorreiterrolle
in Sachen Überwachung von AktivistIn-
nen dabei nicht streitig machen lassen.
Vor dem EU-Innenministertreffen Ende
April 2010 hat die EU-Kommission einen
umfangreichen Vorschlag zur Ausge-
staltung des „Stockholmer Pro-
gramms“ vorlegt. Dieser Vor-
schlag zielt in den nächsten fünf
Jahren auf eine weitreichende Re-
form verschiedener Bereiche ab, an-
gefangen beim VerbraucherInnen-
schutz über die gegenseitige Aner-
kennung rechtsverbindlicher Doku-
mente bis hin zur stärkeren Zusam-
menarbeit von Polizei und Strafver-
folgungsbehörden zur Bewältigung
„gestiegener grenzüberschreitender He-
rausforderungen“.
Dabei wird von der Kommission ein ge-
neralisiertes System zum Datenaustausch
zwischen den einzelnen Mitgliedsstaaten
angestrebt, welches als grundlegende Pri-
orität „Anti-Terror-Maßnahmen“ besitzen
soll. Begleitend soll dazu der Datenaus-
tausch der bereits bestehenden Agenturen
Europol, Eurojust und Frontex verstärkt
werden. Zwar stockt die technische Um-
setzung bestimmter Informationssysteme
für den angestrebten Datenaustausch, so
steht das Großprojekt SIS II (Schengener
Informationssystem) mehr oder weniger
kurz vor dem Scheitern, allerdings werden
Alternativprojekte weiterhin parallel ver-
folgt.
Im Kontext der gesammelten Erfahrungen
der meist bilateralen Zusammenarbeit bei
Großereignissen wie Fußballwelt- und eu-
ropameisterschaften sowie internationalen
Politik- oder Wirtschaftsgipfeln, fordert

Deutschland dabei die Einrichtung einer
europäischen Datei für Gipfeldemon-
strantInnen. Damit will es seine bisher nur
auf nationaler Ebene gepflegte Datei
„IgaSt“ (International agierende gewalt-
bereite Störer) auf die europäische Bühne
hieven – neben Deutschland führt bisher
nur Dänemark eine vergleichbare Datei
von politischen AktivistInnen.
Die Inhalte der „IgaSt“-Datei werden da-
bei auf äußerst willkürliche Weise gesam-

melt. Um als poten-

tiell gewaltbereiteR StörerIn an der Aus-
reise gehindert zu werden, können schon
die häufige Teilnahme an Gipfelprotesten,
das Besuchen von Info-Veranstaltungen
oder intensive politische Betätigung in den
entsprechenden Kreisen genügen – lieber
zu viel als zu wenig Daten ist, wie auch
bei anderen Sammeldateien [z.B. der
„LiMo“ (linksmotivierte Gewalt) oder der
„Gewalttäter Sport“], die Devise. Eine
Löschung aus diesen Dateien ist meist nur
sehr schwer zu bewerkstelligen, meistens
wissen die Betroffenen nichts über ihre Er-
fassung.
Bei entsprechenden Großereignissen wer-
den die gespeicherten Informationen dann
im Zusammenspiel etwa mit dem Ausset-
zen des Schengener Abkommens (und da-
mit dem zeitweiligen Wiedereinführen von
Grenzkontrollen) genutzt, um politische
AktivistInnen an der Ausreise in Richtung

Gipfel zu hindern. Desweiteren gehören
Meldeauflagen und sogenannte Gefähr-
deransprachen im Vorfeld zum repressiven
Repertoire von Polizei und Justiz.
Ein Hoffnungsschimmer bezüglich der
Datensammelwut stellten im Verlauf des
Jahres 2009 Entscheidungen des Ober-
verwaltungsgerichts Lüneburg sowie des
Verwaltungsgerichts Karlsruhe dar, die eine
Speicherung von persönlichen Daten in
der bundesweiten Datei „Gewalttäter
Sport“ als rechtswidrig angesehen haben.
Da viele andere Dateien nach dem glei-
chen Muster gestrickt sind, bestand die
Hoffnung, dass auch diese auf den Prüf-

stand kommen. Im Vorfeld der Fuß-
ball-WM 2010 in Südafrika sowie
des heimischen „Public Viewings“
drückte das Bundesinnenministe-

rium jedoch am 04.06.2010 per Eil-
verfahren einen Entwurf durch den
Bundesrat, welches Sammeldateien
wie „Gewalttäter Sport“ oder „IgaSt“
auf eine rechtliche Grundlage stell-
ten. Laut des verabschiedeten Ent-
wurfs können somit eine ganze Pa-

lette von personenbezogenen Daten,
angefangen von Namen und Geburts-

ort bis hin zu Stimm- und Sprach-
merkmalen, in Dateien gespeichert und
von Polizeistellen abgerufen werden. Den
Schritt zur verstärkten Repression auf eu-
ropäischem Level stellen die ebenfalls
durch den Entwurf des Bundesinnen-
ministeriums abgedeckten Anpassungen
bezüglich des SIS II-Projekts dar – die
aufgebaute Vorreiterrolle will man sich
schließlich nicht streitig machen lassen.

Eure Rote Hilfe

OG Leipzig

Präventiverfassung von politischen AktivistInnen –

Ein deutscher Exportschlager

weitere Texte und Infos:

Antwort zur Anfrage der Linksfraktion im
Bundestag zu vom BKA geführten Dateien:
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/
135/1613563.pdf

Entwurf des BI zur neuen Rechtsgrundlage:
www.bundesrat.de/cln_161/SharedDocs/
Drucksachen/2010/0301-400/329-
10,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/
329-10.pdf

S
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Uebrigens

rchitektur ist die Fortsetzung des Krie-
ges mit anderen Mitteln“, das wusste
schon der General von Clausewitz. Ob in
Marmor gemeißelt oder in Beton gegos-
sen – wer wissen will, wie es um den Geis-
teszustand einer Gesellschaft bestellt ist,
der muss sich nur ihre Bauten anschauen.
Und gleich wieder wegschauen. Denn was
dort von geschmacksverwirrten Architek-
ten für Brocken in die Landschaft ge-
kotzt werden, darauf lässt sich nur mit
spontaner Abscheu reagieren.
Und anschließend steht das
Zeug noch für Jahrzehnte
klobig und hässlich im Weg
rum, macht depressiv, verur-
sacht Pickel und nervt ein-
fach nur.
Aber das muss nicht sein!
Wir, eine Gruppe von kri-
tisch denkenden Leuten,
Architekt_innen, ausgebil-
deten Sprengmeister_in-
nen und autonomen Pla-
nierraupenjockeys, haben
uns in der AG Archi-
tekturkritik organisiert, weil wir nicht län-
ger wegschauen wollen. Wir wollen nicht
länger schweigend die baulichen Misseta-
ten hinnehmen, die das Regime der bis zur
Altersdemenz fortgeschrittenen Markt-
wirtschaft zu verantworten hat. Wir sagen:
Es ist Zeit, die Herrschaft des Menschen
über die Materie endlich den entscheiden-
den Schritt voranzubringen!
Von den flächendeckenden Mondland-
schaften aus verchromten und verglasten
Multifunktions-Würfeln, in die sich un-
sere Innenstädte mittlerweile verwandelt
haben, wollen wir dabei gar nicht reden –
unsere menschlichen und materiellen Res-
sourcen sind leider begrenzt. Dementspre-
chend wollen wir vor allem auf lokaler
Ebene wirken und uns auf ausgewählte
Zielobjekte von besonderer symbolischer
Bedeutung konzentrieren.

Denn auch hier in Leipzig gibt es schon
genug Problemfelder zu beackern – etwa
das kurz vor der Vollendung stehende
Paulinum. Diesem Bauwerk sieht man nur

zu deutlich an, dass die beteiligten Inter-
essengruppen sich von Anfang an nicht
einigen konnten, was dort eigentlich ge-
baut werden sollte. Sollte man es den
Dresdner_innen und ihrer Frauenkirche
gleichtun und einen faden Abklatsch der
1968 gesprengten Universitätskirche hin-
zimmern? Oder doch eher die neue Aula

der Uni? Das langwierige Gezeter
und Gezerre endete 2008 in ei-

nem verbalen Amoklauf
von Pfarrer Christian
Wolff, der in einer simplen
Plexiglaswand den Leibhaf-
tigen persönlich zu erken-
nen meinte [siehe FA!# 31
– d. Red.]. Erst durch ein
Sonderkommando der Po-
lizei und eine große Tasse
Baldrian-Tee konnte der
Pfaffe wieder zur Räson
gebracht werden.
Kein Wunder also, dass am
Ende nur ein fauliger Kom-
promiss herauskam, eine
auf halbem Weg versumpf-

te Synthese aus altem Gemäuer und neu-
modischem  Glasfassaden-Fetischismus.
Mit diesem Ergebnis ist natürlich niemand
zufrieden, hinter den Kulissen geht das
Genörgel weiter. Damit endlich mal Ruhe
ist im Karton, plädieren wir für eine ebenso
pragmatische wie öffentlichkeitswirksame
Lösung: die als  feierlicher Festakt insze-
nierte erneute Sprengung des Gebäudes!

Stellen wir uns das mal vor: Zu Anfang
darf Oberbürgermeister Jung eine
Rede halten. Anschließend singt
Peter Maffay „Über sieben Brü-
cken musst du gehen“, bevor die
unnachahmlich glamouröse
Katharina Witt unter tosendem
Applaus die Bühne betritt. Sie be-
kommt Blumen überreicht.
Dann drückt sie den roten
Knopf, woraufhin das Paulinum
mit lautem Knall in sich zusam-
menbricht und in einer Wolke
aus Schutt und Asche versinkt.
Eine symbolpolitische Maß-
nahme von eindrucksvoller

Drastik! Damit
würde nicht nur der

notwendige Mindestabstand zwischen
Religion und Wissenschaft gewährleistet,
es würde auch Platz für eine an den Uni-
Innenhof angeschlossene Grünfläche frei,
die dieses triste Areal entscheidend aufwer-
ten würde. Künftige Generationen werden
es uns danken…

Aber bei all dem schlechten Neugebauten
sollten auch die historischen Altlasten
nicht vergessen werden – das Völker-

schlachtdenkmal zum Beispiel. Dass die-
ser martialische Gedächtnisbunker einfach
nur potthässlich ist, wäre ja noch zu ver-
zeihen. Er ist aber noch mehr. Nämlich
ein Symbol für eine gut 200jährige Ge-
schichte von teutonischer National-
tümelei, Kriegshetze und Franzosenhass.
Die sächsische CDU formulierte es in der
Begründung ihres Versammlungsgesetzes
[siehe FA!# 36 – d. Red.] sogar noch prä-
gnanter: Das Völkerschlachtdenkmal ist
ein Symbol für „das nationale Pathos und

die Heldenhaftigkeit soldatischen Ster-

bens“! Besser hätten wir es auch nicht aus-
drücken können – das ist doch mal ein
verdammt guter Grund, um gegen dieses
Bauwerk vorzugehen!
Dabei war es gar nicht so gemeint: Die
CDUler_innen finden „soldatisches Ster-
ben“ nämlich grundsätzlich super, solan-
ge nicht sie selbst es sind, die dabei drauf-

gehen. Wir müssen die Sache
also wieder einmal selbst in
die Hand nehmen.

Denn das „nationale
Pathos“ sickert dem ol-
len Klotz tatsächlich
aus jeder Ritze. Als
Auffangbecken für die-
se ranzige Soße fun-
giert dabei die so ge-
nannte Ruhmeshalle.
Auch bei der Innenein-
richtung des Denk-
mals scheint man dem
Irrglauben gefolgt zu
sein, alles von drei
Meter an aufwärts sei

„A
Strategien gegen Architektur
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automatisch große Kunst – darauf lassen
jedenfalls die hier installierten Monu-
mentalfiguren schließen. Wie das Bauwerk
als Ganzes stehen auch diese symbolisch
für diverse hohle Ideale, in diesem Fall für
„Volkskraft“, „Glaubensstärke“, „Tapfer-
keit“ und „Opfermut“. Die „Helden-
haftigkeit soldatischen Sterbens“ dagegen
zeigt in der Krypta eine Etage tiefer ihr
freudloses, kaltes Gesicht: Griesgrämig
glotzende Ritterfiguren erinnern hier an
jene, die sich im Dienst des Vaterlandes
per Heldentod vom Leben verabschiedet
haben – ein Monument menschlicher
Blödheit.
Wir sagen: „Hundert Jahre sind genug!“
Dieser düstere Protzbrocken hat lang
genug seinen Schatten auf unsere Stadt ge-
worfen!
Einfach in die Luft sprengen lässt sich die-
ser massive Granitklumpen leider nicht.
Nach langer Debatte präsentieren wir des-
halb hier unseren Drei-Punkte-Plan zur
Lösung des Problems:
Schritt 1: Die Umwandlung des völkischen

Klotzes in eine luftige Säulenkonstruktion.
Mit Hammer und Meißel kann dies von der
Leipziger Bevölkerung selbst (mit tatkräfti-
ger Unterstützung durch japanische Touris-
tengruppen) bewerkstelligt werden. Diese
Methode hat sich schon beim Abriss der
berüchtigten Berliner Mauer bewährt,
sie ist zudem kostengünstig und ein
großer Spaß für jung und alt.
Schritt 2: Die Umgestaltung der
innen und außen am Bauwerk in-
stallierten überdimensionalen
Ritterfiguren. Bei groben Klötzen
braucht es schließlich auch grobe Keile! Um
sozialethische Desorientierung vor allem bei
minderjährigen Besucher_innen zu vermei-
den, werden die Statuen mit großen Kasper-
le-Nasen aus witterungsbeständigem Beton
versehen (siehe Abb.).
Schritt 3: Ein flächendeckender Neuanstrich
in freundlichem Rosa.

Damit würde der gigantomanische Ge-
denkbrocken nicht nur ein ganz neues,
freundlicheres Aussehen bekommen. Auch

nutzlose Verbots- und Gesetzgebungs-
verfahren wie jenes, mit welchem die säch-
sische CDU-Regierung das Denkmal zur
No-go-area für konkurrierende nationalis-
tische Splittergruppen machen wollte,
könnte mensch sich künftig sparen – even-

tuelle Nazi-Aufmärsche lösen sich
bei diesem Anblick von ganz all-
eine auf. Der positive Effekt für
ganz Leipzig wäre kaum zu über-
treffen: Kinderaugen strahlen hel-

ler, die Herzen schlagen schneller, als
wären sie plötzlich von einer großen

Last befreit, das Atmen fällt leichter... Ja,
mehr noch, die Menschheit als Ganzes
wäre einen großen Schritt in ihrer geisti-
gen Evolution vorangekommen.
Braucht es noch mehr Gründe, um mit
dem Völkerschlachtsklumpen kurzen Pro-
zess zu machen? Packen wir´s an!

Für die Freiheit, für das Le-
ben - für eine klotzfreie Stadt
Leipzig!

(AG Architekturkritik)

s war wohl ein schwerer Schlag für die
DGB-Vorstände, als das Bundesar-

beitsgericht in Erfurt am 23. Juni 2010
sein Urteil verkündete: Das bislang gülti-
ge Prinzip der „Tarifeinheit“ widerspricht
dem Grundrecht der Koalitionsfreiheit
und muss folglich aufgegeben werden. So
könnten in einem Betrieb auch mehrere
Tarifverträge gleichzeitig bestehen – ent-
scheidend sei dabei nicht die Betriebs- son-
dern die Gewerkschaftszugehörigkeit. Bis
dato hatten die DGB-Gewerkschaften
dank des „Mehrheitsprinzips“ eine fast
uneingeschränkte Monopolstellung gegen-
über kleineren Gewerkschaften. Denn da-
mit waren die von der mitgliederstärksten
Gewerkschaft im Betrieb abgeschlossenen
Verträge auch für die Mitglieder anderer
Gewerkschaften bindend, ebenso wie die
mit dem Tarifvertrag einhergehende Frie-
denspflicht, also der für einen bestimm-
ten Zeitraum vorgeschriebene Verzicht auf
Streiks und sonstige Arbeitskämpfe. Da-
mit ist nun erstmal Schluss, auch kleinere

Gewerkschaften können jetzt eigene Tarif-
verträge abschließen und unabhängig strei-
ken. Von der Neuregelung profitieren z.B.
Spartengewerkschaften wie die GdL oder
Cockpit, die in den letzten Jahren durch
für deutsche Verhältnisse ungewohnt en-
ergische Arbeitskämpfe auf sich aufmerk-
sam machten.
Im DGB-Vorstand sieht man nun das alt-
hergebrachte Monopol bedroht. Auch die
Unternehmer sind unzufrieden, sicherte
ihnen die „Tarifeinheit“ und die daran ori-
entierte Rechtsauslegung der Arbeitsge-
richte doch jahrzehntelang ein geringes
Streikaufkommen, niedrige Löhne und
damit handfeste Standortvorteile. Kein
Wunder also, dass beide Parteien nun ge-
meinsame Sache machen. Schon vor dem
Urteil präsentierten DGB-Chef Sommer
und Arbeitgeberpräsident Hundt am 4.
Juni einen gemeinsamen Gesetzesentwurf,
mit dem die Tarifeinheit verbindlich fest-
geschrieben werden soll. Sommer machte
dabei unmißverständlich klar, auf welcher

Seite er selbst und der DGB stehen: „Die
Gewerkschaften und die Arbeitgeber-
vertreter übernehmen Verantwortung in
der Krise. Sie arbeiten zusammen, wo dies
möglich und nötig ist“. Der Boss und der
Genosse zeigten sich zuversichtlich, dass
die Regierung ihre Initiative unterstützen
würde. Justiz- und Arbeitsministerium
wollten sich zwar bislang noch nicht fest-
nageln lassen, wollen den Sachverhalt aber
prüfen. Man darf auf das Ergebnis ge-
spannt sein.
Auch ein weiterer Versuch, sich auf juris-
tischem Wege einer unliebsamen Gewerk-
schaft zu entledigen, ist mittlerweile vor
Gericht gescheitert. Am 10. Juni hob das
Kammergericht Berlin die von der Ge-
schäftsführung des Kinos Babylon gegen
die Freie ArbeiterInnen-Union Berlin an-
gestrengte Einstweilige Verfügung (siehe
FA!# 36) auf. Die Berliner FAU darf sich
nun offiziell wieder als Gewerkschaft be-
zeichnen.

justus

Hand in Hand mit den Bossen

E
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Et cetera

Ritter Rüstig und die schlauen Bauern

Lösungen #37:Lösungen #37:Lösungen #37:Lösungen #37:Lösungen #37:

Matt in zwei Zügen:Matt in zwei Zügen:Matt in zwei Zügen:Matt in zwei Zügen:Matt in zwei Zügen: Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:

Beim Dreizüger garantiert von den vielen - scheinbar gleich-
wertigen - Turmzügen, die Schwarz wegen der Drohung eines
Grundreihenmatts im nächsten Zug zum Handeln zwingen, nur
1. Tf6! das Matt spätestens im dritten Zug.

In der Hauptvariante 1. Tf7 2. Lb8! sichern die Mattdroh-
ungen Dh2 oder Tf1 das Matt spätestens im dritten Zug:

Tc7 3. Tf1 matt
Th7 3. Tf1 matt
 bel. 3. Dh2 matt

In der Nebenvariante liegen die weiteren Züge auf der Hand:
1. … Tg7 2. Tf1+Tg1 3. T:g1 matt

Beim Zweizüger kommt nach dem Schlüssel 1. De5 die weit
ausholende Dame recht gut zur Geltung:

1. … Ld5 2. D:h8 matt oder
1. … Lh7 2. Dh5 matt oder
1. … Th3 2. g:h3 matt oder
1. … Th2 2. Da1 matt

... was aber auch passieren kann:... was aber auch passieren kann:... was aber auch passieren kann:... was aber auch passieren kann:... was aber auch passieren kann:
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Späti Esperantos Katzer

Schenkendorf Str. 20
Bistro Shahia,
Karl-Liebknecht-Str. 98
Mandragora,
Kurt-Eisner-Str. 84
Onkel Toms Hütte,

Arthur-Hoffmann-Str. 120

SüdvorstadtSüdvorstadt
Späti Esperantos Katzer

Schenkendorf Str. 20
Bistro Shahia,
Karl-Liebknecht-Str. 98
Mandragora,
Kurt-Eisner-Str. 84
Onkel Toms Hütte,

Arthur-Hoffmann-Str. 120

Besser Leben, Hohlbeinstr. 2
Schlechtes Versteck, Könneritzstr. 32
Lebensart Naturkost, Könneritzstr. 49
Rückenwind, Schnorrstr. 23

Schleußig
Besser Leben, Hohlbeinstr. 2
Schlechtes Versteck, Könneritzstr. 32
Lebensart Naturkost, Könneritzstr. 49
Rückenwind, Schnorrstr. 23

Schleußig

Schatzinsel,
Forststr. 7
Infobude/Projekt G16,

Gieszerstr. 16
Noch Besser Leben,
Merseburger Str. 25
Vleischerei,
Zschochersche Str. 23
Schicke Schnitte,

Zschochersche Str. 61

PlagwitzPlagwitz
Schatzinsel,
Forststr. 7
Infobude/Projekt G16,

Gieszerstr. 16
Noch Besser Leben,
Merseburger Str. 25
Vleischerei,
Zschochersche Str. 23
Schicke Schnitte,

Zschochersche Str. 61

Café Similde, Simildenstr. 9
Buchhandel El Libro, Bornaische Str. 3d

Frau Krause, Simildenstr. 8
Lazy Dog, Wolfgang-Heinze-Str. 20

Infoladen CI, Koburger Str. 3
Plattenladen im Zoro, Bornaische Str. 54

ConnewitzConnewitz
Café Similde, Simildenstr. 9

Buchhandel El Libro, Bornaische Str. 3d
Frau Krause, Simildenstr. 8

Lazy Dog, Wolfgang-Heinze-Str. 20
Infoladen CI, Koburger Str. 3

Plattenladen im Zoro, Bornaische Str. 54

la ka rot, Ludwig-Wucherer-Str. 29

Infoladen im VL, Ludwigstr. 37

Infoladen Reil 78, Reil Str. 78
Halle/Saale

la ka rot, Ludwig-Wucherer-Str. 29

Infoladen im VL, Ludwigstr. 37

Infoladen Reil 78, Reil Str. 78
Halle/Saale

Atari, Kippenbergstr. 20

Reudnitz
Atari, Kippenbergstr. 20
Reudnitz

Bistro Al Safa,
 Leplaystr. 3

Libertäres Zentrum Libelle,
Kolonnadenstr. 19

ZentrumZentrum
Bistro Al Safa,

 Leplaystr. 3
Libertäres Zentrum Libelle,

Kolonnadenstr. 19

hinZ und kunZ, Georg-Schwarz-Str. 9
Café Westen, Demmeringstr. 32

LindenauLindenau
hinZ und kunZ, Georg-Schwarz-Str. 9

Café Westen, Demmeringstr. 32
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